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Die Sitzung wird um 9.01 Uhr von der Präsidentin 
des Landtags eröffnet. 

Präsidentin Diezel: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie zu unserer heutigen Sitzung des 
Thüringer Landtags herzlich willkommen und eröff-
ne damit die Sitzung. Ich begrüße die Gäste auf der 
Zuschauertribüne sowie die Vertreter der Medien.  

Für den Abgeordneten Dr. Hartmut Schubert, der 
zum Staatssekretär im Thüringer Sozialministerium 
berufen wurde - dem wir herzlich gratulieren und alles 
Gute wünschen - und mittlerweile sein Mandat nie-
dergelegt hat, gehört jetzt Abgeordneter Frank Weber 
dem Thüringer Landtag an. Herr Weber, herzlichen 
Glückwunsch für Ihr Mandat als Abgeordneter. Auf 
gute Zusammenarbeit. 

(Beifall im Hause) 

Als Schriftführer neben mir haben Platz genommen 
der Abgeordnete Dr. Hartung und der Abgeordnete 
Dr. Voigt. 

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt Frau 
Ministerin Taubert für die Zeit nach der Mittagspau-
se und der Abgeordnete Untermann sowie Frau Ab-
geordnete Stange. 

Allgemeine Hinweise: Die Übersicht über die erteil-
ten Dauergenehmigungen für Bild- und Tonaufnah-
men für die 5. Wahlperiode durch den Ältestenrat ge-
mäß § 17 Abs. 4 Satz 1 der Geschäftsordnung wurde 
ergänzt und den Parlamentarischen Geschäftsführern 
übergeben.  

Die UNICEF-Arbeitsgruppe Erfurt führt heute ihren 
traditionellen Verkauf von Weihnachtskarten und Ka-
lendern im Foyer des Landtagsrestaurants durch.  

Weitere Hinweise: Die Fraktionen sind im Ältesten-
rat folgendermaßen übereingekommen: Für die heuti-
ge Sitzung konnten alle Fraktionen einen Antrag für 
die Aktuelle Stunde einreichen. Dies haben die Frak-
tionen der CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gemacht. Für die Zukunft sollte geprüft 
werden, ob die Geschäftsordnung entsprechend ge-
ändert wird.  

Heute soll nach 17.00 Uhr kein weiterer Tagesord-
nungspunkt aufgerufen werden. Wir haben eine herz-
liche Einladung des Bistums zum Elisabethempfang 
erhalten und damit soll allen Abgeordneten die Mög-
lichkeit gegeben werden, an diesem Empfang teil-
zunehmen.  

Zu TOP 8: Antrag der Fraktion DIE LINKE „Schul-
milch und Schulobst für alle Kinder im Grundschul-
alter entgeltfrei“ wurde ein Änderungsantrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Drucksache 5/95 
verteilt. Gemäß § 64 Abs. 3 Satz 1 der Geschäfts-
ordnung sind Änderungsanträge zu selbstständigen 
Vorlagen, die keinen Gesetzentwurf enthalten, nur mit 
Zustimmung der Antragsteller zulässig. Ich frage des-
halb die Fraktion DIE LINKE: Erteilen Sie die Zu-
stimmung zur Einbringung dieses Änderungsantrags? 
Ich sehe, Sie erteilen die Zustimmung.  

Der Wahlvorschlag der CDU-Fraktion und der SPD-
Fraktion in TOP 15 „Wahl der Mitglieder der Parla-
mentarischen Kontrollkommission“ hat die Drucksa-
chennummer 5/79. Der zwischenzeitlich verteilte 
Wahlvorschlag der Fraktion DIE LINKE in Drucksa-
che 5/88 wurde durch die Fraktion zurückgezogen. 
Gleichzeitig wurde in Drucksache 5/94 ein neuer 
Wahlvorschlag unterbreitet, der Ihnen vorliegt.  

Der neue Wahlvorschlag wurde nicht in der nach § 51 
Abs. 1 Geschäftsordnung vorgesehenen Frist von 
48 Stunden vor Beginn der Plenarsitzung verteilt. Da-
her ist über die Fristverkürzung gemäß § 66 Abs. 1 
zu beschließen. Gibt es Widerspruch? Ich sehe, das 
ist nicht der Fall. Damit frage ich: Wer ist für die Frist-
verkürzung, den bitte ich um das Handzeichen. Dan-
ke schön. Wer ist dagegen? Stimmenthaltungen? Bei 
einigen Stimmenthaltungen ist damit die Fristverkür-
zung beschlossen. 

Der Wahlvorschlag zu TOP 16 „Wahl der Mitglieder 
der Kommission nach Artikel 10 Grundgesetz“ der 
Fraktionen der CDU und SPD sowie der Fraktion 
DIE LINKE haben die Drucksachennummern 5/80 
und 5/89.  

Die Wahlvorschläge zu TOP 17 „Wahl zur Bestim-
mung der weiteren gesellschaftlich bedeutsamen Mit-
glieder des MDR-Rundfunkrates“ der Fraktion der 
CDU sowie der Fraktion DIE LINKE haben die Druck-
sachennummern 5/81 und 5/91.  

Die Wahlvorschläge zu TOP 18 „Wahl von Mitglie-
dern und deren Stellvertretern des Stiftungsrats der 
Thüringer Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Dik-
tatur“ der Fraktion der CDU sowie der Fraktion DIE 
LINKE haben die Drucksachennummern 5/82 und 
5/90.  

Der Wahlvorschlag der Fraktionen der CDU und SPD 
zu TOP 19 „Nachwahl von Mitgliedern in die Ver-
sammlung der Thüringer Landesmedienanstalt“ hat 
die Drucksachennummer 5/83. 
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Zu TOP 20 - Fragestunde - kommen folgende Münd-
liche Anfragen hinzu: Drucksachen 5/76, 5/84 und 
5/87.  

Die Fraktion der CDU hat angekündigt zu beantra-
gen, dass die Wahl zu den Tagesordnungspunkten 
15 und 19 heute nach der Mittagspause und die Ta-
gesordnungspunkte 13 und 14 nach der Wahl auf-
gerufen werden. Ich frage: Ist das so? Ja, Herr Ge-
schäftsführer. 

Abgeordneter Emde, CDU: 

Ja, Frau Präsidentin, wir beantragen, die Wahlen 
der Tagesordnungspunkte 15 bis 19 heute nach der 
Mittagspause zu behandeln und anschließend gleich 
die Tagesordnungspunkte 13 und 14 ohne Ausspra-
che hier vorzusehen.  

Präsidentin Diezel: 

Gut, dann lasse ich darüber abstimmen. Wer damit 
einverstanden ist, dass die Tagesordnungspunkte 15 
bis 19 nach der Mittagspause aufgerufen werden, 
den bitte ich um das Handzeichen. Danke. Gegen-
stimmen? Mit 3 Gegenstimmen aus der FDP-Frak-
tion ist diese Veränderung der Tagesordnung im Ab-
lauf so beschlossen.  

Die FDP-Fraktion hatte angekündigt, die Tagesord-
nungspunkte 15 „Wahl der Mitglieder der Parla-
mentarischen Kontrollkommission“ und 16 „Wahl der 
Mitglieder der Kommission nach Artikel 10 Grundge-
setz“ von der Tagesordnung absetzen zu wollen. Da 
wir jetzt aber die veränderte Tagesordnung mit Mehr-
heit so beschlossen haben, halten Sie diesen An-
trag aufrecht? Ja. Dann bitte ich, über den Antrag 
abzustimmen, dass die Tagesordnungspunkte 15 und 
16 von der Tagesordnung abgesetzt werden. Wer da-
mit einverstanden ist … Sie möchten sprechen? Bitte.  

Abgeordneter Barth, FDP: 

Vielen Dank. Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, wir haben beantragt, 
diese beiden Tagesordnungspunkte, es geht um die 
Wahl der Mitglieder für die Parlamentarische Kont-
rollkommission und die Wahl der Mitglieder der Kom-
mission nach Artikel 10 Grundgesetz, der sogenann-
ten G 10-Kommission, heute von der Tagesordnung 
abzusetzen, weil diese beiden Kommissionen zwei 
grundlegende Kontrollrechte des Parlaments sind. 
Wir haben heute eine ganze Reihe von Wahlen zu 
verschiedenen Gremien, die auch verschiedene Kont-
rollfunktionen haben. Bei all diesen Wahlvorschlägen, 
bei all diesen Besetzungen wird es darauf hinaus-
laufen, dass es nur drei Fraktionen in diesem Hohen 
Hause sind, die in den entsprechenden Gremien be-
rücksichtigt werden. Am 30. August hat eine Land-

tagswahl stattgefunden, die dazu geführt hat, dass 
fünf Fraktionen in diesem Landtag vertreten sind. 
Wenn wir auch davon Kenntnis nehmen, dass drei 
von diesen fünf Fraktionen in der Opposition sind, 
und wenn wir Opposition als organisierte und auch als 
institutionalisierte Kontrolle der Regierung und der sie 
tragenden Fraktionen verstehen, dann halte ich es für 
richtig, dass wir einen Weg suchen, wie sich dieser 
Wählerwille, nämlich dass fünf Fraktionen im Landtag 
vertreten sind, auch in den zentralen Kontrollgremien, 
die der Landtag hat, wiederfindet.  

Leider hat es bisher dazu keine wirklich ernsthafte 
Diskussion gegeben, obwohl es sicherlich Wege da-
zu gäbe. Wir haben deshalb sowohl die Landesre-
gierung befragt, ob sie Wege sieht, wie man diese 
entsprechende Berücksichtigung und Beteiligung al-
ler Oppositionsfraktionen in den Gremien realisieren 
kann, und wir haben auch die Landtagsverwaltung 
gebeten, dazu ein Gutachten zu erarbeiten. Wir bit-
ten deshalb darum, diese Tagesordnungspunkte von 
der Tagesordnung zu nehmen, bis diese beiden Gut-
achten bzw. die Antwort der Landesregierung vor-
liegen, um dann gemeinsam nach Wegen zu suchen, 
wie wir diese Beteiligung aller Fraktionen entspre-
chend realisieren können. Vielen Dank. 

(Beifall FDP) 

Präsidentin Diezel: 

Danke schön. Möchte jemand dagegen sprechen? 
Das sehe ich nicht. Dann stimmen wir darüber ab, 
ob die Tagesordnungspunkte 15 und 16 von der Ta-
gesordnung genommen werden. Wer für die Abset-
zung der Tagesordnungspunkte 15 und 16 ist, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Danke. Gegen-
stimmen? Stimmenthaltungen? Das ist bei einer gro-
ßen Mehrheit des Hauses so nicht bestätigt worden. 
Die Tagesordnungspunkte bleiben in der entspre-
chenden Reihenfolge auf der Tagesordnung, so, wie 
wir es eben beschlossen haben.  

Ich frage jetzt: Gibt es weitere Ergänzungen und 
Anträge zur Tagesordnung? Bitte schön, Herr Ab-
geordneter.  

Abgeordneter Emde, CDU: 

Frau Präsidentin, ich hatte beantragt, dass die Ta-
gesordnungspunkte 13 und 14 - es geht um die Im-
munität von Abgeordneten und die Übertragung von 
Zuständigkeiten auf den Haushalts- und Finanzaus-
schuss - sofort im Anschluss an die Wahlen behan-
delt werden, und zwar ohne Aussprache.  
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Präsidentin Diezel: 

Wenn ich mich recht erinnere, haben wir das in der 
ersten Abstimmung mit abgestimmt. Ja? Das wa-
ren die Tagesordnungspunkte 15 bis 19 heute nach 
der Mittagspause und unmittelbar danach die Tages-
ordnungspunkte 13 und 14. Gibt es da Widerspruch, 
dass wir das abgestimmt haben? Gut, dann ist das 
so bestätigt.  

Ich frage noch einmal: Gibt es Veränderungen oder 
Ergänzungen zur Tagesordnung? Bitte schön. 

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 

Frau Präsidentin, namens meiner Fraktion beantrage 
ich - unabhängig von der Abarbeitung der Tagesord-
nung der Plenarsitzung -, die Tagesordnungspunk-
te 10 und 11 auf alle Fälle am morgigen Tag abzu-
arbeiten. Entsprechende Terminleisten und Befris-
tungen, die mit diesen Anträgen verbunden sind, 
lassen nur noch eine entsprechende Reaktion des 
Thüringer Landtags zur hiesigen Plenarsitzung zu, 
ansonsten würden die Anträge zumindest mit dem 
Blick auf die Terminleisten hinfällig. Demzufolge bit-
te ich um diese Änderung. 

Präsidentin Diezel: 

Gut, dann lasse ich darüber abstimmen. Wer damit 
einverstanden ist, dass die Tagesordnungspunkte 10 
und 11 auf jeden Fall morgen behandelt werden, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Danke. Gegen-
stimmen? Danke. Stimmenthaltungen? Bei einigen 
Stimmenthaltungen ist dem Antrag nicht stattgege-
ben worden. Damit bleibt die Tagesordnung so. Ich 
frage noch einmal: Gibt es weitere Änderungen zur 
Tagesordnung? Das ist nicht der Fall, dann treten 
wir in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1

Regierungserklärung der  
Ministerpräsidentin 

Ich bitte Frau Ministerpräsidentin Christine Lieber-
knecht um ihre Regierungserklärung. 

Lieberknecht, Ministerpräsidentin: 

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, „aller Anfang ist hingeordnet auf Vollendung“, 
Thomas von Aquin. Politik, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, ist nur so gut wie die Ziele, die 
sie sich setzt. Die Koalition aus CDU und SPD hat 
nach intensiver, offener, fairer Diskussion im Koali-
tionsvertrag einen von breiter Mehrheit getragenen 
Konsens über die Ziele dieser Regierung gefunden. 
Der Staat, das ist in einer freiheitlichen Ordnung die 

Verkörperung dessen, was wir sein wollen, die Ver-
körperung gemeinsamer Ideale. Die Menschenrech-
te, sie sind das Fundament der Demokratie; Demo-
kratie gibt Chancen jedem Einzelnen. Breite Bür-
gerbeteiligung zu ermöglichen, das ist mein Verständ-
nis von Politik. Politik hat für mich aber auch einen 
ethisch-moralischen Anspruch. „Politik ist“ - so hat es 
Konrad Adenauer einmal gesagt - „die Kunst, das auf 
ethischer Grundlage als richtig Erkannte zu verwirk-
lichen“ - ein hoher Anspruch, aber auch ein wert-
voller Anstoß zum Handeln. 

Ich will daher in meinem Amt den Blick nicht nur auf 
die schimmernde Oberfläche, sondern möglichst in 
die Tiefe lenken. Das ist in einer vernetzten Welt der 
Globalisierung dringender denn je. Verantwortungs-
volle, vom Respekt vor der Schöpfung geleitete Poli-
tik kann nur nachhaltig generationenübergreifend 
sein. Zu einer verantwortungsbewussten Politik ge-
hört auch der Mut, den Menschen die Wahrheit zu 
sagen, der Mut zu sagen, worauf es ankommt. Mit 
diesem Credo will ich mein Amt führen, das Wohl 
der Bürgerinnen und Bürger, das Wohl aller Men-
schen in unserem Land vor Augen. Wahrheit, Ge-
rechtigkeit, Freiheit, das ist die Basis meines poli-
tischen Handelns. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben 
bei allen Herausforderungen das Glück, die 5. Le-
gislaturperiode im Freistaat Thüringen auf hohem 
Niveau beginnen zu können, geistig-kulturell, öko-
nomisch-ökologisch und auch technologisch. Das 
macht Mut, das gibt Kraft in schwierigen Zeiten des 
Umbruchs. Das Bewährte bewahren, das Überhol-
te fortentwickeln, das ist unsere Aufgabe. Wir ha-
ben eine unerschöpfliche Quelle - unseren kulturellen 
Reichtum. Geistige Impulse, Kreativität und Schöpfer-
geist erwachsen aus unserer Kultur von Weltrang. 
Unser kultureller Reichtum, er ist unser wertvollstes 
Potenzial. Nutzen wir diesen Reichtum auch zur Lö-
sung unserer Zukunftsfragen. Der Geist ist unsere 
Macht, unsere Zukunftsmacht. Innovationen, die das 
Denken verändern, das sind die wichtigsten. Nutzen 
wir im Zeitalter globaler Umbrüche, des Klimawan-
dels, des technologischen Wandels auch in der Po-
litik die Kraft innovativen Denkens. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir gehen 
in die 5. Legislaturperiode in einem Jahr bedeutender 
historischer Gedenktage. Es sind Gedenktage vol-
ler Licht, es sind aber auch Gedenktage, die Schat-
ten werfen im Jahr der Demokratie: 20 Jahre Wei-
marer Verfassung, 60 Jahre Grundgesetz, 20 Jah-
re friedliche Revolution, die in der deutschen Einheit 
in Frieden und Freiheit gipfelte. Wir gedenken aber 
auch der Opfer, die der verheerendste Krieg der 
Menschheitsgeschichte forderte. Ein Menschenleben, 
70 Jahre, liegt der Ausbruch des Zweiten Weltkrieges 
zurück. Millionen Tote mahnen uns noch heute. Wir 
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feiern den 250. Geburtstag Friedrich Schillers, des 
Dichters der Freiheit. Wir würdigen das Bauhaus-
jahr - 90 Jahre Gründung des Bauhauses in Weimar.  

Wir müssen aber auch eine dramatische Finanz- 
und Wirtschaftskrise bewältigen. Viele Menschen 
bangen um ihre Arbeit. Kurzarbeit kann hier nur eine 
vorübergehende Lösung sein. Die Menschen brau-
chen Klarheit, denn mit Kurzarbeit kommt auch Exis-
tenzangst. Die Menschen sorgen sich um ihre Zu-
kunft. Politik und Wirtschaft müssen neu denken.  

Heute, 20 Jahre nach dem Fall der Mauer, fragen wir 
uns: Was ist aus dem Aufbruch der Freiheit von 1989 
geworden? Haben wir unsere Chancen genutzt? Wo 
liegen unsere neuen Chancen? Wer sich im Frei-
staat Thüringen umschaut, der sieht, die Thüringe-
rinnen und Thüringer haben Mut, Kraft und Intelli-
genz bewiesen, sie waren flexibel und kreativ, um 
das Land in einer neuen Blüte aufzubauen und das 
eigene Leben auf eine neue Grundlage zu stellen. 
Es ist beeindruckend, was die Menschen seit 1989 
gemeinsam geschafft haben. Wir können stolz sein 
auf unsere Leistungen, wir können stolz sein auf un-
seren Freistaat Thüringen. 

(Beifall CDU, SPD) 

Wir sind dankbar für die Hilfe, die wir dabei erfahren 
haben aus dem Solidarpakt, aus der Europäischen 
Union. Wir wollen selbstbewusst und eigenverant-
wortlich unsere Zukunft gestalten auf bewährten Fun-
damenten, die nicht erst mit der friedlichen Revolu-
tion von 1989 grundgelegt wurden, sondern auf die 
die Thüringer schon immer bauen konnten: Pionier-
geist in Bildung und Kultur, Kreativität und wirtschaft-
licher Erfolg, Weltoffenheit und Heimatliebe. Jetzt gilt 
es, die Chancen der Freiheit, die Chancen der Eigen-
verantwortung zu nutzen. Besinnen wir uns neu auf 
die Grundwerte der Solidarität und der Subsidiarität.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Aufgabe 
dieser Regierungserklärung ist es nicht, den Koali-
tionsvertrag zu referieren. Sie werden deshalb längst 
nicht alle vereinbarten Maßnahmen von mir hören. 
Das heißt aber keineswegs, dass damit das Signal 
gesetzt ist, den Koalitionsvertrag nur teilweise um-
zusetzen. Was vereinbart ist, gilt. Wir sind, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, verlässliche Part-
ner. 

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer Ant-
worten auf Zukunftsfragen der Wissensgesellschaft 
geben will, wer ein Land attraktiv und zukunftsfähig 
gestalten will, der muss, will er nachhaltig wirken, bei 
der Kultur, bei Bildung und Ausbildung, bei Wissen-
schaft und Forschung beginnen. Ohne Kultur ent-

steht keine Bildung und ohne Bildung wachsen we-
der Kultur noch Kunst. „Kunst ist frei“, so haben wir 
es in der Thüringer Landesverfassung formuliert. 
Kunst ist vor allem auch Freiheit. Wir wollen Kunst 
und Kultur zum Ausgangspunkt neuer Entwicklun-
gen machen. Wir setzen auf künstlerische Nach-
wuchsförderung und wir werden die Thüringer Kul-
tur noch stärker national und international verankern. 
Die unermesslichen kulturellen Reichtümer Thürin-
gens sind ein ganz besonderer Schatz, für den wir 
im In- und Ausland noch intensiver werben müssen. 
Vielfältiges kulturelles Leben und kreatives Schaf-
fen sind wichtige Standortfaktoren. Sie machen un-
ser Land für die Besten auf der Welt attraktiv. Wir 
werten die Kulturstadt Weimar weiter auf. Mit der 
Klassikstiftung, der bundesweit zweitgrößten Kultur-
stiftung, erhält die Stadt mit der vom Bund und Frei-
staat finanzierten Sanierung des Stadtschlosses eine 
neue Mitte. Wir werden die bauliche und inhaltliche 
Neukonzeption für das Schloss Friedenstein in Go-
tha umsetzen. Der Stiftung „Thüringer Schlösser und 
Gärten“, die hervorragende kulturelle Arbeit leistet, 
wird damit die Möglichkeit eröffnet, das Residenz-
schloss Gotha noch stärker als Juwel des mitteldeut-
schen Barocks zu profilieren.  

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir werden 
ein Leitbild Kultur erarbeiten. Es wird alle wesent-
lichen Inhalte und Zielsetzungen der Thüringer Kul-
turpolitik berücksichtigen. Dabei geht es uns vor al-
lem um nachhaltige Kulturpolitik. Es geht um die För-
derung der jugendkulturellen Arbeit. Es geht um kul-
turelle Teilhabe aller, vom Kindergarten, über Jugend-
liche bis hin zur älteren Generation. Aufgrund ihrer 
besonderen Bedeutung für die Thüringer Kulturland-
schaft werden wir den Bestand unserer Theater und 
Orchester auch nach 2012 vertraglich absichern. Thü-
ringen hat als Musikland einen guten Klang. Musik-
förderung in Kindergärten, Schulen, Hochschulen und 
Vereinen muss einen hohen Stellenwert behalten.  

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Mu-
seen im Freistaat leisten hervorragende Arbeit. Sie 
sind Schatzkammern unserer Geschichte. An die 
gute Zusammenarbeit in den vergangenen Jahren 
werden wir anknüpfen. Vor wenigen Wochen wur-
de Erfurts neue Schatzkammer eröffnet. Die Landes-
regierung wird sich an einer würdigen Präsentation 
des herausragenden jüdischen Schatzes in der Al-
ten Synagoge Erfurt beteiligen.  

(Beifall CDU, SPD)  

Uns liegt viel daran, dass jüdisches Leben in unse-
ren Städten und Gemeinden wieder sichtbar wird. 
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Wir werden dafür Sorge tragen, dass es Austausch 
und ein gutes Miteinander über Religions- und Welt-
anschauungsgrenzen hinaus gibt. Eine weitere wich-
tige Aufgabe wird die Bewahrung und Weiterent-
wicklung der Gedenkstättenlandschaft in Thüringen 
sein. Wir haben erlebt, was es bedeutet, wenn mo-
ralische Maxime nicht gelten. Nicht nur bedeuten-
de Denker des Humanismus, sondern auch deren 
größte Feinde haben in unserem Land und in der 
Welt ihre Spuren hinterlassen. Weimar und Buchen-
wald - größer kann der Kontrast nicht sein. Wir wollen 
die Erinnerungskultur, das Geschichtsbewusstsein 
stärken. Das gilt für Buchenwald und Mittelbau Dora, 
das gilt für die Grenzlandmuseen, das gilt auch für 
die Erinnerung und Aufarbeitung der SED-Diktatur.  

(Beifall CDU, SPD)  

Wir sind überzeugt, dass nur die lebendige Ausei-
nandersetzung mit unserer Geschichte eine Orien-
tierungshilfe für Gegenwart und Zukunft sein kann 
und zur Demokratieerziehung beiträgt.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Denkmal-
schutz und Denkmalpflege haben große Bedeutung. 
Thüringen hat allein etwa 30.000 Baudenkmale, da-
runter 2.200 Kirchen, hinzu kommen etwa 3.000 Bo-
dendenkmale. Das große Engagement des Freistaats 
für die Erhaltung der vielfältigen Denkmallandschaft 
werden wir fortsetzen. Das gilt insbesondere mit Blick 
auf das Reformationsjubiläum 2017. Dieses Jubiläum 
ist ein bedeutendes Ereignis nicht nur für den Frei-
staat, es ist ein Weltereignis. Die Landesregierung 
setzt weiter auf ein einvernehmliches Miteinander 
zwischen Kirchen und Staat. Wir wissen die Bedeu-
tung der Kirchen und Religionsgemeinschaften als 
sinn- und wertstiftende Institutionen und Organisa-
tionen zu schätzen. Dabei vergessen wir nicht, dass 
die friedliche Revolution mit Kerzen in der Hand und 
mit Gebeten im Herzen von den Kirchen ausgegan-
gen ist.  

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Kul-
tur vor allem ist es, die Thüringen zu einem weltof-
fenen Land gemacht hat. Ganz Thüringen ist eine 
einzigartige Kulturlandschaft - Kultur verstanden als 
die Gesamtheit all dessen, was der Mensch kreativ 
gestaltend schafft. Kultur gibt Antworten auf Fragen 
nach dem Sinn und Ziel des Lebens. Sie schafft in-
dividuelle und gesellschaftliche Identität. Dass sich 
die Thüringerinnen und Thüringer mit ihrem Kultur-
land identifizieren, dass sie darin zutiefst verwurzelt 
sind, hat die Hilfsbereitschaft, hat die grenzenlose 
Spendenbereitschaft nach dem Brand der Anna Ama-
lia Bibliothek in Weimar vor fünf Jahren gezeigt; ein 
Beweis für die hohe Wertschätzung von Kultur und 
ihrer Bedeutung für das menschliche Zusammenle-

ben. Bibliotheken schaffen zugleich Zugang zur Kul-
tur in diesem Sinne, dass Bibliotheken das Gedächt-
nis der Menschheit sind. Wir müssen dieses Ge-
dächtnis und dieses Wissen sichern für die Nut-
zung in der Zukunft. Die Thüringer Landeregierung 
wird dieser Maxime, die Bundespräsident Horst Köh-
ler formuliert hat, folgen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, jetzt müs-
sen wir fit für Thüringens Zukunft sein. Wir könnten 
oder können in diesen Tagen den amtlichen Mel-
dungen entnehmen, viele Thüringer, vor allem die 
jungen, ziehen von Thüringen weg. Wir stehen an-
gesichts der demographischen Entwicklung vor einer 
enormen Herausforderung. Das Land braucht Stra-
tegien, um die Attraktivität des Freistaats nachhal-
tig zu erhöhen, denn die Jüngeren gehen, Ältere kom-
men. Seit Mitte der 90er-Jahre verzeichnet Weimar 
vermehrt einen Zuzug gerade von Älteren. Wir freuen 
uns über jeden, der zu uns nach Thüringen zieht, 
aber wir müssen vordringlich die jungen Menschen 
im Land halten und zurückgewinnen. Darum müs-
sen wir uns gemeinsam überlegen, wie wir Thürin-
gen für die junge Generation lebenswert gestalten 
können. Patentrezepte, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, gibt es nicht. Aber wir haben unabding-
bare Voraussetzungen definiert. Wir investieren in 
Bildung und Ausbildung, in Forschung und Technolo-
gie. Wir setzen alles daran, unser Land für alle Ge-
nerationen lebens- und liebenswert zu gestalten. 

(Beifall CDU) 

Dafür brauchen wir in erster Linie gute und gut be-
zahlte Arbeitsplätze. Nur dann bleiben unsere jun-
gen Menschen auch hier 

(Beifall CDU, SPD) 

und es kehren die zurück, die ihre Heimat der Ar-
beit wegen verloren haben. Wir brauchen aber auch 
sogenannte weiche Standortfaktoren wie Freizeit- 
und Sportangebote. Thüringen ist ein erfolgreiches 
Sportland. Die Förderung des Breitensports wie auch 
des Leistungssports bleibt wichtige landespolitische 
Aufgabe. Ehrenamt im Sport werten wir auf. Der Lan-
dessportbund - um eine Organisation zu nennen - 
kann sich darauf verlassen, dass die Thüringer Lan-
desregierung die Verbandsarbeit weiterhin verläss-
lich unterstützt. Wir lassen uns dabei vom Grund-
satz leiten, dass der Sport eine sehr wichtige Be-
deutung gerade für die Persönlichkeitsentwicklung 
von Kindern und Jugendlichen hat. Fitness, Gesund-
heit, Wohlfühlen, das sind nicht nur Schlagworte im 
Sport, das sind zunehmend auch entscheidende Kri-
terien in unserer Freizeit- und Urlaubsplanung. Thü-
ringen erfüllt diesen Anspruch, und zwar in vielfäl-
tigster Weise. Vermitteln wir uns das noch stärker, 
steigern wir die Attraktivität Thüringens als Reise-
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land. Je besser wir uns an den Bedürfnissen unse-
rer Gäste ausrichten, desto erfolgreicher werden wir 
dabei sein. Die Tourismuskonzeption soll bis Ende 
2010 fortgeschrieben werden. Die touristische Infra-
struktur wird also ausgebaut. Regional abgestimm-
te Konzepte können im Zuge dessen als Leucht-
turmprojekte besonders gefördert werden. Es ist vor-
gesehen, den Kulturwirtschaftsbericht fortzuschrei-
ben. Wir wollen unsere Marktchancen in der Krea-
tivwirtschaft überprüfen, die soziale Lage der Kul-
turschaffenden in den Blick nehmen und die kultur-
historischen Potenziale bewerten. Im Anschluss kön-
nen wir zielgenau kulturtouristische Entwicklungs- 
und Wachstumspotenziale ausschöpfen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Thüringen 
attraktiver machen, das wollen wir selbstverständ-
lich nicht nur für unsere Gäste. Das wollen wir vor 
allem auch für die Menschen, denen Thüringen Hei-
mat ist. Es gibt hier so viel zu entdecken. Fragen wir 
unsere Kinder oder mit Fröbel: Lasst uns von unseren 
Kindern lernen. Sie entdecken die Welt jeden Tag 
neu, und zwar in ihrer unmittelbaren Umgebung. Zu-
kunft schreibt sich „Kinder“. Darum ist es unsere 
höchste Pflicht, Kinderarmut zu bekämpfen. Kein 
Kind darf zurückgelassen werden. Kein Kind darf 
verloren gehen. Sie alle müssen bestmögliche Ent-
wicklungschancen haben. Wir werden gemeinsam 
mit den sozialen Akteuren entsprechende Initiativen 
weiterentwickeln. Die Schere zwischen Arm und 
Reich darf nicht weiter auseinandergehen, erst recht 
nicht, wenn es um unsere Jüngsten geht. Das gilt 
aber genauso für unsere älteren Mitbürger. Deshalb 
werden wir uns mit aller Kraft weiter für die Anglei-
chung der Renten in Ost und West einsetzen. 

(Beifall CDU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Kin-
der- und Jugendschutz ist uns ein hohes Anliegen. 
Im Sommer dieses Jahres hat die damalige Lan-
desregierung mit den kommunalen Spitzenverbän-
den, der Landesärztekammer eine Empfehlung zur 
Verbesserung der ressortübergreifenden Koopera-
tion beim Kinderschutz vereinbart. Damit wird die Zu-
sammenarbeit der verschiedenen Institutionen wie 
Jugendhilfe, Justiz, Polizei, Gesundheitswesen oder 
Schule bei der Verwirklichung der bestehenden Hilfe-
systeme und Angebote intensiviert. Wir stärken den
öffentlichen Gesundheitsdienst, das Thüringer Kran-
kenhausgesetz wird novelliert, die palliativmedizi-
nische Versorgung muss verbessert und dem Be-
dürfnis einer würdevollen Sterbebegleitung in Hos-
pizen immer mehr Rechnung getragen werden. Die 
hausärztliche Versorgung muss in Zukunft flächen-
deckend gesichert sein. Dazu werden wir die Stif-
tung zur Förderung der ambulanten ärztlichen Ver-
sorgung im Freistaat Thüringen stärken. 

(Beifall CDU) 

Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit wer-
den noch stärker in den Blickpunkt rücken. Hierzu 
gehört eine unabhängige Verbraucherberatung.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung verfolgt konsequent die weitere Um-
setzung des Gender Mainstreaming in der öffent-
lichen Verwaltung des Freistaats Thüringen als Quer-
schnittsaufgabe und durchgängige Strategie. Wo 
es geschlechtsspezifische Benachteiligungen gibt, 
besteht Handlungsbedarf - das gilt für Männer und 
das gilt für Frauen. Frauen verdienen mehr - so lautet 
eine Forderung der Gewerkschaften - und ich finde, 
zu Recht; 

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

gleicher Lohn für gleiche Arbeit, größere Chancen 
auf Führungspositionen. Ich möchte an dieser Stelle 
auch die Notwendigkeit zur verstärkten geschlechts-
sensiblen Pädagogik, gerade im Bereich der früh-
kindlichen Bildung, in Kindergärten und Grundschulen 
nennen. Sie ist die Basis für die Chancengleichheit 
von Jungen und Mädchen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Bildung 
ermöglicht es erst, Freiheit und Verantwortung zu 
verbinden. Bildung ist die Schicksalsfrage unseres 
Landes. Wir wollen die bestmögliche Bildung für je-
des Kind, unabhängig von sozialer Herkunft. Glei-
che Bildungschancen sind ein Gebot der sozialen 
Gerechtigkeit. 

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD) 

Hier nenne ich unsere wichtigsten Vorhaben und Zie-
le: Im Bereich der frühkindlichen Bildung werden wir 
das Kindertageseinrichtungsgesetz novellieren. Das 
heißt, wir führen den Rechtsanspruch auf Betreuung, 
Bildung und Erziehung ab Vollendung des ersten Le-
bensjahres ein und verbessern die personelle Si-
tuation in den Kindertageseinrichtungen deutlich. Die 
Ziele des Volksbegehrens werden wir umsetzen. 

(Beifall CDU) 

Den Thüringer Bildungsplan für Kinder bis zehn Jahre 
werden wir weiterentwickeln. Er soll bis zum Ende 
der Schullaufbahn unserer Kinder fortgeschrieben 
werden. Ein Schwerpunkt des Thüringer Schulwe-
sens liegt im Ausbau der Angebote für das längere 
gemeinsame Lernen bis Klasse 8. Im Thüringer 
Schulgesetz werden die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen, die Thüringer Gemeinschaftsschule als 
gleichberechtigte Schulart neben der Regelschule 
und dem Gymnasium zu etablieren. Die Entschei-
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dung zur Umsetzung treffen die Verantwortlichen vor 
Ort. 

(Beifall SPD) 

Damit stärken wir die schulische Eigenverantwortung 
nachhaltig. Denn größere Verantwortung vor Ort ist 
ein Motor für gute Schulentwicklung. Wir wollen, dass 
behinderte und nicht behinderte Kinder und Jugend-
liche gemeinsam lernen können. 

(Beifall SPD) 

Die Förderzentren werden aber auch weiterhin wich-
tig sein. Wir tragen besondere Verantwortung ge-
genüber behinderten Menschen. Wir müssen Ihnen 
ganz selbstverständlich gleichberechtigt den Raum 
in der Gesellschaft geben. Menschen mit Behinde-
rung gehören in die Mitte der Gesellschaft und wir 
müssen alles für ihre Integration in unsere Gesell-
schaft tun. Um dem drohenden Lehrermangel in den 
nächsten Jahren entgegenwirken zu können, wer-
den wir bis zum Jahr 2015 2.500 zusätzliche Lehr-
kräfte einstellen. 

(Beifall CDU, SPD) 

Parallel hierzu werden wir die Ausbildungskapazi-
täten bedarfsgerecht erhöhen. 

(Beifall CDU) 

Seit Jahren wächst die Zahl der Schulen in freier Trä-
gerschaft. Wir wollen diese Schulen auch künftig fi-
nanziell angemessen ausstatten. Darüber besteht 
Einigkeit, dass wir das System der Volkshochschu-
len und freien Träger der Erwachsenenbildung aus-
bauen. Jeder muss auch nach der Schule, der Ausbil-
dung oder nach dem Studium die Möglichkeit zum le-
benslangen Lernen haben.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, leistungs-
fähige Hochschulen haben das Potenzial, besonders 
anziehend für junge Menschen auch außerhalb un-
seres Freistaats zu sein. Sie sind unverzichtbar für 
eine innovative und wachstumsstarke Wirtschaft. 
Deshalb werden wir Thüringen als Hochschul- und 
Wissenschafts- und Forschungsland weiter stärken 
und den Transfer zwischen Wirtschaft und Wissen-
schaft verbessern. Nur so können wir im nationa-
len und internationalen Wettbewerb um die besten 
Köpfe bestehen. Wir haben dafür beste Vorausset-
zungen. Thüringen verfügt mit seinen Universitäten, 
Hochschulen und Berufsakademien über eine dif-
ferenzierte und leistungsfähige Hochschullandschaft. 
Diese werden wir weiterentwickeln.  

(Beifall CDU, SPD) 

Wir werden intensiv für das Studienland Thüringen 
im In- und Ausland werben, für ein Studienland, das 
auch künftig keine Studiengebühren erheben wird,  

(Beifall CDU, SPD) 

für ein Studienland, das keinen Verwaltungskosten-
beitrag erhebt,  

(Beifall CDU, SPD) 

für ein Studienland, das seinen Studierenden beste 
Bedingungen bietet von der Ausstattung im Hörsaal 
bis zu den Angeboten für die Freizeitgestaltung.  

(Beifall SPD) 

Wir werden den Thüringer Hochschulpakt fortset-
zen. Er hat sich als umfangreichster Baustein der 
Zukunftsinitiative „Exzellentes Thüringen“ bewährt. 
Gleichzeitig werden wir in Ziel- und Leistungsverein-
barungen das jetzige Niveau mindestens versteti-
gen. Im Hochschulbau werden wir dafür sorgen, dass 
auch die räumliche Ausstattung bedarfsgerecht wei-
ter verbessert wird. Wir werden das Thüringer Hoch-
schulgesetz evaluieren und, wo notwendig, weiter-
entwickeln. Wir werden prüfen, ob es gesetzlicher 
Regelungen zur Stärkung der demokratischen Mit-
wirkungsrechte bedarf.  

(Beifall CDU, SPD) 

Eine wichtige Grundlage für die Sicherung der Wett-
bewerbsfähigkeit Thüringer Forschungseinrichtun-
gen ist deren Förderung. Wir werden deshalb das 
Landesprogramm „ProExzellenz“ fortsetzen und die 
Graduiertenförderung ausbauen.  

(Beifall CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein soli-
des Fundament, auf dem wir aufbauen können, das 
haben wir auch im wirtschaftlichen Bereich. Studien 
und Zahlen belegen das. Thüringen schneidet im Ver-
gleich der neuen Länder beim Stand der wirtschaft-
lichen Entwicklung besonders gut ab. Das ist ein Er-
folg, den wir in erster Linie unseren Unternehmen 
zu verdanken haben. Es ist ein Verdienst leistungs-
bereiter, motivierter Beschäftigter und risikoberei-
ter, verantwortungsbewusster Unternehmerinnen und 
Unternehmer, denen es gelungen ist, bei den Rah-
menbedingungen des Landes so für ihre Erfolge ar-
beiten zu können.  

(Beifall CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Politik und 
Verwaltung können keine Arbeitsplätze schaffen. 
Aber wir können die Rahmenbedingungen so gestal-
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ten, dass sich Unternehmen erfolgreich entwickeln 
können. Wir müssen das tun und lassen uns dabei 
von folgenden Punkten leiten: Wir stärken die Rolle 
der Industrie als Wachstums- und Beschäftigungsmo-
tor der Thüringer Wirtschaft und als Impulsgeber für 
andere Wirtschaftszweige.  

(Beifall CDU) 

Wir entwickeln Thüringen zum grünen Motor. Wir 
fördern aktiv Arbeit und Beschäftigung. Wir steigern 
die Wissens- und Technologieintensität der Thürin-
ger Wirtschaft. Wir stärken die Potenziale der so-
zialen Partnerschaft als Grundlage für Wachstum und
soziale Stabilität. Wir bündeln in einer konzertierten 
Aktion für Wachstum und Beschäftigung in Thüringen 
die enge Zusammenarbeit mit Kammern, Wirtschafts-
verbänden und Gewerkschaften.  

(Beifall SPD) 

Für neue Impulse in der Wirtschaftsentwicklung er-
stellt die Landesregierung ein wirtschaftspolitisches 
Leitbild für den Freistaat. Zentraler Aspekt ist dabei 
die Entwicklung zum grünen Motor Deutschlands, 
zum führenden Standort für innovative Umwelttechnik 

(Beifall CDU, SPD) 

und für Technologien rund um erneuerbare Energien.  

Die Landesregierung wird, wo es notwendig ist, die 
Thüringer Unternehmen nach Kräften unterstützen. 
Voraussetzung ist, dass das Geschäftsmodell stimmt. 
Das gilt nicht nur für Opel, sondern auch für die klei-
nen und mittleren Unternehmen, denn sie sind das 
Rückgrat unserer Wirtschaft.  

(Beifall CDU, SPD) 

Einen Satz zu Opel: Ich habe es im Sonderplenum 
in der vergangenen Woche deutlich gesagt, die Thü-
ringer Landesregierung wird alles in ihrer Macht Ste-
hende tun, damit der Automobilstandort Eisenach 
erhalten bleibt.  

(Beifall CDU, SPD) 

Ich setze dabei auf die Einigkeit im Parlament und 
ich setze auf ein gemeinsames verantwortungsbe-
wusstes Handeln aller Akteure auf Länder-, Bun-
des- und auf internationaler Ebene.  

(Beifall CDU, SPD) 

Neben der Automobilbranche gibt es weitere dyna-
misch und zukunftsorientierte Wirtschaftsfelder. Thü-
ringen weist im Vergleich der neuen Länder über-
durchschnittliche Potenziale bei den sogenannten 

Zukunftsfeldern auf.  

Ich denke an die Optik, an die erneuerbaren Ener-
gien und die Umwelttechnologien, an die Biotech-
nologie, an die Gesundheitswirtschaft mit Medizin-
technik und an die Informations- und Kommunika-
tionstechnologie. Diese Zukunftsfelder sind Quer-
schnittstechnologien und haben auch Strahlkraft auf 
traditionelle Branchen. Ich nenne beispielhaft Solardä-
cher für die Autoproduktion und Lasertechnologie 
zur Verbesserung von Härtegraden in der Keramik-
industrie. 

(Beifall CDU, SPD) 

In einem Zukunftsatlas 2020 sollen die dynamischen,
zukunftsorientierten Branchen und ihre Innovations-
impulse für ältere, etablierte Branchen genau identifi-
ziert werden. Damit bereiten wir den Weg für schlag-
kräftige, auf den Weltmärkten wettbewerbsfähige re-
gional wie überregional vernetzte Cluster. Wir rich-
ten außerdem einen Wirtschafts- und Innovations-
rat ein. So können wir unsere Wirtschafts- und In-
novationspolitik zielführend mit Handwerkskammern, 
Industrie- und Handelskammer, Gewerkschaften und 
mit wissenschaftlichen Einrichtungen abstimmen. Wir 
werden mit Fug und Recht dem Ruf von verlänger-
ten Werkbanken den Ruf Thüringens als Wiege für 
Forschung und Innovation entgegensetzen. 

(Beifall CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die de-
mographische Entwicklung stellt Staat und Wirt-
schaft zunehmend vor Probleme. Ganz mitentschei-
dend wird sein, den Fachkräftebedarf zu sichern. 
Gut ausgebildete Fachkräfte sind unverzichtbar für 
Leistungskraft und Wachstumspotenzial der Wirt-
schaft. Gute Löhne und Gehälter sind wichtige Ar-
gumente. Wir wollen unser Möglichstes dazu tun, 
dass die Unternehmen das leisten können. Die Si-
cherung des Fachkräftebedarfs für die Thüringer Wirt-
schaft ist eine der wichtigsten Zukunftsaufgaben. 
Hier müssen wir unsere Anstrengungen fortführen 
und verstärken. Die Allianz für Fachkräftesicherung 
der Landesregierung mit Industrie- und Handelskam-
mern, Handwerkskammern, dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund und der Bundesagentur für Arbeit ist ein 
wichtiges Instrument. Wir planen darüber hinaus u.a. 
ein landesweites Fachkräftemonitoring. 

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Ent-
wicklung des ländlichen Raums ist ein weiteres zent-
rales Thema für die Thüringer Landesregierung. Als 
Arbeitsgrundlage in diesem Bereich dient uns das 
integrierte Gesamtkonzept der Entwicklung des länd-
lichen Raums für Thüringen. Es sichert ein abge-
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stimmtes Handeln aller Beteiligten. Eine effiziente 
Politik für den ländlichen Raum erfordert auch eine 
verstärkte Zusammenarbeit öffentlicher und privater 
Akteure. Hierfür wollen wir eine „Akademie ländlicher 
Raum“ gründen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Ent-
wicklung des ländlichen Raums dient auch die Breit-
bandinitiative Thüringen. Die Bedeutung von schnel-
len Internetanschlüssen für unsere Gesellschaft ist 
unstrittig. Das Internet ist eine Bereicherung; es ist 
inzwischen aber auch Notwendigkeit, etwa in den 
Bereichen Unternehmensansiedlung, Arbeitsuche, 
Kommunikation und Freizeitgestaltung. Mit der Breit-
bandinitiative Thüringen setzen wir uns das Ziel, jede 
unserer Kommunen bis zum Jahr 2012 an Breitband-
technik anzuschließen. 

(Beifall CDU, SPD) 

Die Dorferneuerung wird zu einer regional abge-
stimmten Dorfentwicklung ausgebaut. Wir werden 
die Landwirtschaft nach Kräften unterstützen. Be-
nachteiligungen unserer Landwirte werden wir auf 
Bundes- und Europaebene nachdrücklich entgegen-
treten. 

(Beifall CDU) 

Die Landwirte profitieren in vielfältiger Weise von er-
neuerbaren Energien und nachwachsenden Rohstof-
fen. Der Energiewirt hat enormes Zukunftspotenzial. 
Wir werden uns für die Schaffung geeigneter Rah-
menbedingungen auch für dieses Geschäftsfeld der 
Landwirtschaft einsetzen. 

(Beifall CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, grün ist 
das Stichwort für den Bereich Forsten und das ist 
noch nicht einmal eine Selbstverständlichkeit. Ich er-
innere mich an die 70er-, an die 80er-Jahre, als das 
Thema Waldsterben in aller Munde war. Die rück-
sichtslose Umweltverschmutzung nahm nicht nur uns, 
sondern auch unserer Natur die Luft zum Atmen. Ein 
Drittel unserer Landesfläche ist bewaldet. Der Wald 
ist wichtig für Klima, Gewässerschutz, Naturschutz 
und Erholung und er ist wichtig für die Wirtschaft. 
Das Gemeinschaftsforstamt werden wir erhalten. 

(Beifall CDU, SPD) 

Die wieder grünen Wälder Thüringens sind uns zu-
gleich Mahnung. Der Schutz der Umwelt und der na-
türlichen Ressourcen war und ist eine zentrale He-
rausforderung unserer Zeit. Wir stellen uns dieser 
Herausforderung. Schlüssel dazu ist die konsequente 
Umsetzung des Leitbildes der nachhaltigen Entwick-
lung. Diese Aktivitäten sind Chance und Grundlage 

für eine selbsttragende, zukunftsfähige Entwicklung 
in den Kommunen und Regionen. Darum setzen wir 
unsere Arbeit an der Nachhaltigkeitsstrategie des 
Freistaats Thüringen zielgerichtet fort. Die Strategie 
ist umfassend angelegt. Der Nachhaltigkeitsbegriff 
hat nicht nur eine ökologische, sondern auch eine 
ökonomische und soziale Dimension. Diese drei Di-
mensionen beeinflussen sich gegenseitig, sie be-
einflussen nahezu alle Politikfelder.  

Maßstab unserer politischen Entscheidungen muss 
die Sicherung einer zukunftsfähigen Entwicklung sein 
in Bezug auf die natürlichen Lebensgrundlagen, das 
wirtschaftliche Fundament und den sozialen Zusam-
menhalt. Die Nachhaltigkeitsstrategie muss dyna-
misch sein. Sie soll regelmäßig fortgeschrieben wer-
den und an sich ändernde nationale und globale Rah-
menbedingungen angepasst werden. Dabei setzen 
wir insgesamt auf eine breite Bürgerbeteiligung. Wir 
sind eine Welt, wir haben nur diese eine Welt.  

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, naturna-
he saubere Gewässer sind ein ganz wesentlicher Teil 
einer gesunden Umwelt, die wir für uns und unsere 
Kinder sicherstellen müssen. Die Rückführung der 
Werra zu einem naturnahen Gewässer, auch im In-
teresse der gesamten Region, ist ein besonders wich-
tiges Ziel der Landesregierung. 

(Beifall CDU, SPD) 

Wir wollen, dass deutlich weniger Salzabwässer der 
Kaliindustrie in die Werra gelangen. 

(Beifall CDU, SPD) 

Deshalb werden wir unser Möglichstes tun, dass 
die Voraussetzungen für eine Abwasserfernleitung 
geschaffen werden können.  

(Beifall CDU, SPD) 

Wir sind aber auch für andere technologische Lö-
sungen offen, sofern sie gleichermaßen tragfähig 
sind. Die vor einer langfristigen Lösung notwendigen 
Überprüfungen und Übergangsregelungen werden 
so gestaltet, dass sowohl die Produktion und die 
Arbeitsplätze gesichert werden als auch die Werra 
bestmöglichst entlastet wird. Durch ein Bündel von 
kurz- und mittelfristigen Maßnahmen wird eine spür-
bare Verbesserung der Wasserqualität der Werra 
bereits in den nächsten Jahren bis 2015 eintreten.  
Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Na-
turschutz hat nicht nur für die Flusslandschaft, son-
dern generell einen hohen Stellenwert für uns. Wir 
wollen deshalb das Kapital der Stiftung Naturschutz 
Thüringen deutlich aufstocken. Der Schutz der be-
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sonderen Naturlandschaften wird verstärkt und er-
weitert. Das nationale Naturerbe werden wir erhal-
ten und ausbauen. Das Grüne Band Thüringens als 
Teil des nationalen Naturerbes wie auch als Lern-
ort der Zeitgeschichte wird bewahrt und weiterent-
wickelt.  

(Beifall CDU, SPD) 

Darüber hinaus unterstützt die Landesregierung die 
Bewerbung des Nationalparks Hainich zur Aufnah-
me in die UNESCO-Welterbeliste.  

(Beifall CDU, SPD) 

Zum Biosphärenreservat Vessertal werden wir in 
einen moderierten, umfassenden Diskussionspro-
zess einsteigen. Dazu laden wir Vertreterinnen und 
Vertreter aus der Region, aus Wissenschaft, Wirt-
schaft und Tourismus ein. Unser Ziel ist, das Bio-
sphärenreservat Vessertal innerhalb der nächsten 
20 Jahre zu einem Entwicklungs-Nationalpark um-
zugestalten.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, für den 
Bereich Bau, Landesentwicklung und Verkehr be-
deuten die Koalitionsvereinbarungen gut vernetzte, 
weltoffene Verkehrs- und Schienenwege, innovative 
Entwicklung des ländlichen Raums, eine nachhalti-
ge, auf effiziente Flächennutzung bedachte Raum-
planung und attraktiver Stadtumbau, der den sozialen 
Belangen der Menschen gerecht wird.  

Besonderes Augenmerk gilt auch hier dem ländlichen 
Raum. Die Zeiten, in denen es viele junge Menschen 
mit Familien verstärkt aufs Land zog, sind vorbei. Der 
Rückgang der Bevölkerungszahl erfordert von allen 
Aufgabenträgern, auch von Verkehrsunternehmen, ei-
ne enge Zusammenarbeit und Abstimmung - Flexibili-
tät ist gefragt. Dazu gehört ein attraktiver, leistungs-
fähiger öffentlicher Personennahverkehr mit effizien-
ten Tarifkooperationen.  

Ein weiterer Faktor zur Verbesserung der Lebens-
qualität sind die Ortsumgehungen. Künftige Straßen-
planungen müssen dies stärker berücksichtigen.  

(Beifall CDU, SPD) 

Generell wollen wir die Qualität der Landesstraßen 
weiter verbessern. Ziel ist, den Zustand der Landes-
straßen an den der Bundesfernstraßen anzugleichen. 
Dafür haben wir das Programm zur nachhaltigen Ent-
wicklung der Landesstraßen. Wir werden dafür in der 
laufenden Legislatur jährlich 50 Mio. € investieren; 

(Beifall CDU) 

in Summe sind das also 250 Mio. € in dieser Le-
gislaturperiode.  

Im Schienenpersonennahverkehr sichern wir die Er-
schließung des Landes in der Fläche und werden 
schnelle Bahnverbindungen zwischen den Thürin-
ger Städten und den benachbarten Zentren anbie-
ten. Natürlich ist auch das Fahrrad in vielen Fällen 
eine gute und vor allem umweltfreundliche Alterna-
tive. 

(Beifall CDU) 

Deshalb forcieren wir die Förderung und den Aus-
bau des Radwegenetzes, nicht nur zu touristischen 
Zwecken, sondern auch für den Alltagsverkehr. Wir 
brauchen Alltagsradwege im Land für die Menschen,
die hier leben und arbeiten. 

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was den 
Menschen im ländlichen Raum zugutekommt, das 
dient zugleich der wirtschaftlichen Stärkung vor Ort. 
Als Land in der Mitte Europas brauchen wir flächen-
deckend bedarfs- und leistungsgerechte Radwege 
und -netze. Wir setzen damit Impulse für die heimi-
schen Unternehmen und machen unser Land gleich-
zeitig attraktiver für wirtschaftliche Neuansiedlungen. 
Die leistungsfähigen Logistiksysteme und -netze sind 
weitere Erfolgsfaktoren für Unternehmen und Stand-
orte im internationalen Wettbewerb. Eines unserer 
Ziele ist deshalb, den Neu- und Ausbau des Thü-
ringer Autobahnnetzes in der kommenden Legisla-
turperiode abzuschließen. Darüber hinaus werden 
wir die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit, die Neu-
baustrecke Leipzig/Halle-Erfurt bis 2015 und die Neu-
baustrecke Erfurt-Ebensfeld bis 2017 umsetzen.  

(Beifall CDU) 

Der zweigleisige und elektrifizierte Ausbau der Mit-
te-Deutschland-Verbindung zwischen Weimar und 
Glauchau ist für ein abgestimmtes Angebot unbe-
dingt erforderlich. 

(Beifall FDP) 

Meine sehr Damen und Herren, die freundschaft-
liche Verbundenheit der Länder Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen findet ihren Ausdruck in ei-
ner vielfältigen, kontinuierlichen länderübergreifen-
den Zusammenarbeit in offiziellen, aber auch in ganz 
persönlichen Kontakten. Darüber hinaus haben wir 
durch die Zusammenarbeit der Städte in der Metro-
polregion Mitteldeutschland beste Chancen, uns im 
nationalen und europäischen Wirtschaftsraum noch 
besser zu positionieren. Schöpfen wir die Potenziale 
von Innovation und Flexibilität durch die Nutzung 
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von Synergieeffekten im Bereich Verkehrsinfrastruk-
tur, Forschung, Entwicklung und Unternehmensnetz-
werke noch besser aus. Ebnen wir mit den Akteu-
ren vor Ort den Weg hin zu einer aktiven und krea-
tiven Regionalentwicklung.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Raumord-
nung und Landesplanung wollen wir künftig nicht 
nur als wirtschaftliches Instrument sehen, sondern 
stärker als Instrument einer nachhaltigen Entwick-
lung ausbauen. Das gilt mit Blick auf die Bewälti-
gung der Folgen des Klimawandels und auf wirksame 
Strategien zum Schutz des Klimas. Ein wichtiger 
Beitrag zum aktiven Klima- und Ressourcenschutz 
ist die Reduzierung des Flächenverbrauchs. So wird 
auch weiterhin ein zusätzlicher Bedarf an Bau- und 
Verkehrsflächen bestehen, den wir auch abdecken 
müssen. Doch das wird regional sehr unterschied-
lich sein. Wir werden also unsere erfolgreiche Brach-
flächeninitiative „GENIAL zentral“ nutzen. Die Thü-
ringer meinten dabei unterstützend, städtebaulich 
sinnvolle Nutzungen zu verwirklichen. 

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir müs-
sen die Städte und Gemeinden sowie das Umland 
für die Menschen attraktiv und lebenswert erhalten. 
Die Städtebauförderung ist dafür ein wirksamer und
zielgenauer Beitrag. 

(Beifall CDU, SPD) 

Ein wesentlicher Bestandteil der Stadtumbaustra-
tegie in Thüringen ist die soziale Wohnraumförde-
rung. Sie leistet einen erheblichen Beitrag zur Sta-
bilisierung der Städte und zur wirtschaftlichen Stär-
kung der Thüringer Wohnungswirtschaft. Gleicher-
maßen erfüllen wir damit unsere sozialpolitische Auf-
gabe, Sozialwohnungen bereitzustellen. 

Mit der Föderalismusreform wurde die Zuständigkeit 
für die Wohnraumförderung vollständig auf die Län-
der übertragen. Wir werden den Rahmen für die 
künftigen Wohnraumförderungen abstecken, um die 
neuen Gestaltungsmöglichkeiten zu nutzen.  

(Beifall CDU, SPD) 

Wir wollen das Thema Baukultur in der öffentlichen 
Wahrnehmung stärken. Daher werden wir die er-
folgreiche Ausstellung „Mensch, Natur und Städte-
bau“ in diesem Jahr in Bad Langensalza in ande-
ren Städten in Zukunft fortsetzen. 

(Beifall CDU) 

Wir werden gemeinsam mit den beteiligten Akteu-
ren eine Qualitätsoffensive „Bauen“ starten. Dazu 

gehört die Unterstützung der Arbeit der Stiftung Bau-
kultur sowie die Nutzung der Möglichkeiten einer 
Internationalen Bauausstellung, der Landesgarten-
schauen und städtebaulicher Wettbewerbe. Wir wer-
den u.a. die Verpachtung geeigneter Dachflächen 
von landeseigenen Gebäuden an interessierte Ge-
sellschaften und Einzelpersonen für die Errichtung 
von Photovoltaikanlagen beschleunigen und es Haus-
eigentümern erleichtern, ihren Wärme- und Strom-
bedarf selbst zu decken. 

(Beifall CDU) 

Wir werden im staatlichen Hochbau unserer Pflicht 
als Auftraggeber nachkommen. Dazu gehört, dass 
wir Zahlungsfristen und Rechnungsprüfungszeiten 
bei öffentlichen Aufträgen im Rahmen der vorhan-
denen Organisationsmöglichkeiten optimieren.  

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Band-
breite unserer Vorhaben ist groß. Unsere Motiva-
tion zum Handeln ist enorm. Es geht um die Ent-
wicklung unseres Landes, eine Entwicklung, die wir 
vorantreiben, aber die auch schon für unsere Kin-
der und Enkel bestimmt ist. Viele politische Entschei-
dungen zeigen ihre Wirkung erst in Jahren oder so-
gar Jahrzehnten. Deshalb muss uns bewusst sein, 
dass wir heute Entscheidungen treffen, die wir un-
seren erwachsenen Kindern und Enkeln als Grund-
lage ihres politischen und gesellschaftlichen Lebens 
übergeben. Die Freiheit und Selbstbestimmung kom-
mender Generationen hängt ganz maßgeblich da-
von ab, welche finanziellen Möglichkeiten sie haben 
werden. Aus diesem Grund muss für den Haushalt 
unseres Landes Augenmaß gelten. Wir haben es 
soeben drei Jahre lang geschafft, keine neuen Schul-
den aufzunehmen. Wir werden weiter intensiv daran 
arbeiten müssen, dass das mittel- und langfristig so 
bleibt.  

(Beifall CDU, SPD) 

Unser Ziel eines ausgeglichenen Haushalts darf kei-
ne Sekunde aus den Augen verloren werden.  

(Beifall CDU, SPD) 

Wenn neue Schulden notwendig sein sollten, dür-
fen sie nicht für Steuersenkungen und damit zu un-
serer eigenen Entlastung eingesetzt werden,  

(Beifall CDU, SPD) 

sondern wenn neue Schulden unumgänglich sind, 
müssen sie eingesetzt werden für die, die sie ab-
zahlen müssen - unsere Kinder und Enkel. Sie müs-
sen für Kinderbetreuung, sie müssen für bessere 
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Bildung eingesetzt werden, dafür, dass die nächste 
Generation die besten Chancen hat, auch mit den 
Belastungen der Vergangenheit umzugehen.  

(Beifall DIE LINKE) 

Für das Jahr 2009 erwarten wir für Thüringen auf 
Grundlage der regionalisierten Steuerschätzung Aus-
fälle von 558 Mio. €. Auch für das kommende Jahr 
werden die Steuereinnahmen weiter sinken. 2010 
werden uns gegenüber der bisherigen Prognose 
841 Mio. € fehlen - 841 Mio. €. Auch die Kommu-
nen im Freistaat haben in diesem Jahr 16 Mio. €
weniger in den Kassen. Wir können nicht alles ha-
ben. Wir können uns nicht alles leisten. Wir müs-
sen eine solide Finanzpolitik betreiben.  

(Beifall CDU) 

Der Ruf nach mehr Geld muss zum Ruf nach mehr 
Geist werden, meine sehr verehrten Damen und 
Herren.  

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind 
für die Menschen da. Im Mittelpunkt allen staatlichen 
Handelns steht nicht der Staat, kein Führungsan-
spruch einer Partei, kein Vorrang des Kollektivs und 
genauso wenig die Herrschaft des Kapitals oder der 
Wirtschaft. Wir tragen Verantwortung für die Men-
schen. Wir tragen diese Verantwortung für die Men-
schen von morgen, für die Generation unserer Kin-
der und Enkel. Politik muss sicherstellen, dass wir 
diese Verantwortung unabhängig davon tragen, ob 
wir gewollt oder ungewollt mit oder ohne Kinder leben. 
Würde und Freiheit künftiger Generationen hängt von 
unserem Handeln heute ab. Das ist in Artikel 1 des 
Grundgesetzes und unserer Landesverfassung ver-
ankert. Freiheit und Menschenwürde sind Wert und 
Achtungsanspruch. Das Erziehungsrecht von Eltern 
ist zugleich die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. 
Ich verweise auf unser Thüringer Erziehungsgeld, 
das in unbürokratischer Form und im Anschluss an 
das Bundeselterngeld gezahlt werden soll.  

(Beifall CDU, SPD) 

Ich verweise weiter auf das Ziel der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, den Ausbau des Beratungs-
angebots für Familien sowie auf Familienfreund-
lichkeit. Die Freiheit von staatlicher Bevormundung 
findet ihre Entsprechung in der elterlichen Fürsor-
gepflicht.  

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute ist 
der 19. November. Dieser Tag hat Symbolkraft, denn 

es ist der Tag der Heiligen Elisabeth für Thüringen.  

(Beifall CDU) 

Vor zwei Jahren haben wir das Jahr ihres 800. Ge-
burtstags über alle Grenzen von Religion und Weltan-
schauung hinweg gemeinsam gefeiert. Heute Nach-
mittag wird auf der Wartburg die Thüringer Rose für 
besondere Verdienste in der ehrenamtlichen Sozial-
arbeit verliehen. Unser Gemeinwesen lebt vom soli-
darischen Miteinander, davon, dass die Menschen
ihre Freiheit als Verantwortung erkennen und Teil-
habe als persönliche Erfüllung empfinden. In eigener 
Verantwortung vermögen die Menschen als Bürger 
ihrer Städte und Gemeinden und als Bürger unseres 
Landes viel mehr, als Staat und Politik je bewegen 
könnten. Deshalb bekennt sich die Landesregierung 
zum Prinzip der Subsidiarität und zur Selbstverwal-
tung von Kreisen, Städten und Gemeinden.  

(Beifall CDU) 

In Thüringen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, engagieren sich rund 750.000 Menschen 
in Sportvereinen, Pflegeheimen, in der freiwilligen 
Feuerwehr, in Kirchen, Wohlfahrts- und Jugendver-
bänden, in Kommunen und an anderen Stellen eh-
renamtlich. Das ist ein Spitzenwert unter den jungen 
Ländern. Ehrenamt ist eine tragende und unver-
zichtbare Stütze unseres Gemeinwesens. 

(Beifall CDU, FDP) 

Es erfährt im Freistaat Thüringen besondere Wert-
schätzung. Die Landesregierung unterstützt die Thü-
ringer Ehrenamtsstiftung. Sie leistet wertvolle Arbeit, 
sie fördert gemeinnützige ehrenamtliche Tätigkeit in 
Thüringen und hat hierzu zahlreiche Projekte auf den 
Weg gebracht. Die Helferinnen und Helfer von Feuer-
wehren und Technischem Hilfswerk, Rettungsdiens-
ten und Rotem Kreuz, Lebensrettung und Bergwacht 
tragen oft weit über ihren Aufgabenbereich hinaus 
dazu bei, dass wir sicher leben können, dass wir uns 
in Thüringen zu Hause wissen. 

(Beifall CDU, SPD) 

Mit der Ehrenpension für Mitglieder der freiwilligen 
Feuerwehren und den weiteren in der letzten Wahl-
periode in Kraft getretenen Maßnahmen wurde schon 
viel erreicht, um dem Anerkennung und Respekt zu 
zollen und um damit das Ehrenamt attraktiver zu ma-
chen. Wir sehen uns als Partner, darum werden wir 
uns noch aktiver einbringen mit noch attraktiveren 
Angeboten, vor allem für Kinder und Jugendliche. 
Nur so gewinnen wir neuen Nachwuchs in Vereinen. 
Wir werden uns außerdem dafür einsetzen, dass 
beispielsweise die Aufwandsentschädigung ehren-
amtlicher Bürgermeister nicht durch Abgaben ge-
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schmälert wird. 

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ehrenamt-
liches Engagement ist an vielen anderen Stellen 
und gerade auf kommunaler Ebene unverzichtbar. 
Die Thüringer Kommunen leben vom ehrenamtlichen 
Engagement ihrer Bürgerinnen und Bürger. Der Staat 
ist also in der Pflicht, die notwendigen Rahmenbe-
dingungen für Handlungs- und Gestaltungsfähigkeit 
der Kommunen zu erhalten. Land, Bund und Euro-
pa sind gemeinsam in der Pflicht; die Kommunen 
brauchen die notwendige Luft zum Atmen. 

(Beifall CDU, SPD, FDP) 

Auf Bundes- und Europaebene werden wir darauf 
achten, dass durch neue Gesetzgebungsprojekte we-
der die Landes- noch die kommunale Ebene fortwäh-
rend mit neuen zusätzlichen Aufgaben belastet wird.  

(Beifall CDU) 

Die Finanzausstattungen der Kommunen werden 
wir auf der Basis der Rechtsprechung des Thürin-
ger Verfassungsgerichtshofs verlässlich sicherstellen. 

(Beifall CDU, SPD) 

Die Attraktivität und Stärke Thüringens, gerade auch 
in schwierigen Zeiten, beruht nicht zuletzt auf der 
historisch gewachsenen Struktur unserer Städte, 
Gemeinden und Landkreise. Wir setzen auf die kom-
munale Selbstverwaltung. Besonders wichtig ist mir 
dabei die vertrauensvolle Zusammenarbeit mit der 
kommunalen Familie und ihren Spitzenverbänden. 
Gehen wir deshalb aufeinander zu, sprechen wir 
frühzeitig miteinander über Probleme und offene 
Fragen. Dazu lade ich alle herzlich ein. 

(Beifall CDU, SPD) 

Meine Damen und Herren, in der Koalitionsverein-
barung haben wir festgelegt, dass die Stichwahlen 
wieder eingeführt werden.  

(Beifall SPD, FDP) 

Das werden wir sehr bald tun, denn schon im kom-
menden Jahr stehen flächendeckend die Wahlen un-
serer ehrenamtlichen Bürgermeister an.  

Auf Landes- und auf kommunaler Ebene sind ple-
biszitäre Möglichkeiten eine wertvolle und wichtige 
Ergänzung der repräsentativen Demokratie. Die Bür-
gerinnen und Bürger können von diesen Mitwirkungs-
möglichkeiten nach den gemeinsam beschlossenen 
Änderungen der 3. und 4. Wahlperiode einfacher 

als früher davon Gebrauch machen. Auch dies ver-
stehen wir als praktizierte Bürgernähe in Kommu-
nen und Landesverwaltungen. 

(Beifall SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Ver-
waltung muss sich generell stärker durch Offenheit 
und Bürgernähe auszeichnen. Die Bürgerinnen und 
Bürger müssen auf einfachem Wege in Erfahrung 
bringen können, welche sie betreffenden Daten bei 
staatlichen Einrichtungen vorhanden sind und wie 
dort damit umgegangen wird.  

(Beifall CDU) 

Unter dieser Prämisse sollen auch das Thüringer 
Informationsfreiheitsgesetz und das Thüringer Da-
tenschutzgesetz novelliert werden. 

(Beifall SPD) 

Der Datenschutzbeauftragte ist künftig auch Informa-
tionsfreiheitsbeauftragter und steht als Ansprechpart-
ner bei Fragen rund um den Zugang zu behördlichen 
Informationen zur Verfügung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieses 
ist mir besonders wichtig: So wie die Beschäftigten 
in der Wirtschaft das wichtigste Kapital der Unter-
nehmen und Betriebe sind, so sind auch die Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst, Beamte und Ta-
rifbeschäftigte, das wichtigste Kapital, das Regierung 
und Behördenleiter haben. Die Mitarbeiter im öffent-
lichen Dienst, sei es in den Schulen, in der Polizei, 
in der allgemeinen Verwaltung oder anderswo, sie 
alle leisten eine unverzichtbare Arbeit für unser Ge-
meinwesen. 

(Beifall CDU, SPD) 

Das sollen sie im Dienste einer bürgerfreundlichen 
Dienstleistung tun. Dies noch stärker zu praktizie-
ren, dies stärker zu leben, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, entspricht meinem Verständnis von 
einem demokratischen, rechtsstaatlichen, bürger-
freundlichen öffentlichen Dienst. Auch hier sehe ich 
einen Schwerpunkt der Regierungstätigkeit. Es muss 
gelingen, den angesichts der demographischen Ent-
wicklung unverzichtbaren Personalabbau in der Lan-
desverwaltung so zu gestalten, dass die Interessen 
der Beschäftigten und die Belange der Bürgerinnen 
und Bürger in bestmöglicher Weise konform gehen.

(Beifall SPD) 

Verwaltungshandeln, das sich nah am Menschen 
orientiert, ist besonders gegenüber denen erforder-
lich, die als Fremde in unser Land kommen. Ich bin 
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daher dem Innenminister dankbar, dass ich die im 
Koalitionsvertrag geforderte Verordnung zu den Min-
deststandards bei der Unterbringung von Asylbewer-
bern bereits vorlegen kann. 

(Beifall SPD) 

Unsere Achtung der Menschenwürde leitet uns auch 
im Kampf gegen Extremismus, gegen jedwede Art 
von Extremismus, insbesondere gegen Rechtsext-
remismus. Mit einer gemeinsamen Erklärung für ein 
demokratisches, tolerantes und weltoffenes Thürin-
gen haben wir die 5. Legislaturperiode begonnen. 
Die wichtigsten Maßnahmen werden wir in einem 
Landesprogramm für Demokratie, Toleranz und Welt-
offenheit bündeln. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Gemeinsam mit dem Bund und den anderen Län-
dern prüfen wir die Chancen eines NPD-Verbots-
verfahrens. Dazu haben wir uns auch klar in unse-
rem Koalitionsvertrag bekannt. 

(Beifall DIE LINKE) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sicher-
heit ist eine große Stärke Thüringens. Das Risiko, 
Opfer eines Verbrechens zu werden, ist vergleichs-
weise gering. Die Aufklärungsquote ist deutschland-
weit die zweithöchste. Dafür möchte ich an dieser 
Stelle unseren Polizistinnen und Polizisten herzlich 
danken. 

(Beifall CDU, SPD, FDP) 

Sie lassen uns diesen hohen Standard dauerhaft 
sichern mit einer starken Polizei. 

Um den notwendigen Personalbedarf zu decken, wer-
den wir eine hinreichende Anzahl von Nachwuchs-
kräften auf allen Ebenen der Polizei einstellen. Au-
ßerdem besteht Einigkeit, dass das Thüringer In-
nenministerium bis Ende 2010 eine Strukturreform 
erarbeitet, um etwaige Optimierungspotenziale frei-
zusetzen.  

(Beifall CDU) 

Wenn wir uns zu Bürgernähe verpflichten, geht das 
aber einher mit der Verpflichtung, die Basisdienst-
stellen der Polizei zu erhalten.  

(Beifall CDU, SPD) 

Dazu gehört, dass wir an den Kontaktbereichsbeam-
ten festhalten.  

(Beifall CDU, SPD) 

Sie haben sich als unverzichtbares Bindeglied zwi-
schen Bürger und Polizei im städtischen wie im länd-
lichen Bereich bewährt.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren - die Rechte 
des Bürgers: Der Schutz dieser Rechte sind Schwer-
punkte eines Regierungshandelns in den nächsten 
Jahren. Freiheit und Sicherheit sind keine Gegensät-
ze, sie bedingen einander. Zum Schutz der Bürger-
rechte gehört, dass Polizei und Verfassungsschutz 
ihre jeweils länderübergreifende Zusammenarbeit 
ausbauen, um die Kriminalitätsbekämpfung in allen 
Bereichen zu optimieren. 

(Beifall CDU, SPD) 

Der Bedeutung von Bürgerrechten und ihrem Schutz 
entspricht auch unser Ziel, die parlamentarischen 
Kontrollrechte gegenüber dem Verfassungsschutz 
zu stärken. 

(Beifall FDP) 

Dies ist kein Misstrauen gegenüber den Mitarbeitern 
des Landesamts für Verfassungsschutz. Die Men-
schen in unserem Land müssen die Gewissheit ha-
ben, dass der von ihnen gewählte Landtag die Kont-
rolle über den Verfassungsschutz ausübt.  

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Koa-
litionsvertrag enthält im Bereich der Innenpolitik ei-
ne Reihe von Aufgabenstellungen, mit denen wir die 
Bürgerinnen und Bürger mehr als bisher in den Mittel-
punkt unserer Politik stellen. Dazu gehört der Aus-
bau der eGovernment-Dienstleistungen der öffent-
lichen Verwaltung. Die IT-Landschaft wird in ihrer 
Vielfalt strukturiert, vereinfacht und vereinheitlicht. 
Das schließt strategische Allianzen mit anderen Län-
dern und dem Bund ein. Für uns in Thüringen heißt 
das, dass unser Online-Angebot einheitlich und noch 
nutzerfreundlicher gestaltet wird, dass es inhaltlich 
besser strukturiert und in weiteren Sprachen ange-
boten wird. Ziel ist, dass www.thueringen.de die Mög-
lichkeiten einer modernen prozessoptimierten Ver-
waltung erschließt. Ziel ist es aber auch, den Reich-
tum und die Vielfalt unseres Landes und das Natu-
rell der Thüringerinnen und Thüringer in die Welt 
zu tragen; www.thueringen.de ist das Serviceportal 
für alle Menschen, die mit Thüringen in Kontakt tre-
ten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine mo-
derne und leistungsfähige Justiz gehört zu den Eck-
pfeilern der Demokratie. In den nächsten fünf Jah-
ren werden wir in Thüringen zahlreiche Vorhaben 
und Projekte anpacken. Ich möchte einige Schwer-
punkte nennen: Wir wollen die Wirtschaftskriminali-
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tät effektiver bekämpfen. Zu diesem Zweck bekommt 
die bestehende Wirtschaftsprüfgruppe bei der Staats-
anwaltschaft Mühlhausen angemessene Verstärkung. 
Außerdem richten wir eine weitere Wirtschaftsprüf-
gruppe bei der Staatsanwaltschaft Gera ein. Damit 
verkürzen wir zugleich die Bearbeitungszeiten von 
Wirtschaftsstrafverfahren. Wir werden uns im Rah-
men des rechtlich Möglichen dafür einsetzen, dass 
öffentliche Aufträge nicht an Unternehmen verge-
ben werden, die in der Vergangenheit durch korrup-
tes Verhalten aufgefallen sind. Dem dient ein Kor-
ruptionsregister, das wir einrichten wollen. Wir orien-
tieren uns dabei an Modellen, wie sie bereits in ei-
nigen Ländern - so Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg und Berlin - verwirklicht wurden. Das 
Ziel ist es, schwarze Schafe können so schneller 
identifiziert werden.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wol-
len außerdem durch organisatorische Maßnahmen 
und personelle Verstärkungen die zügige Erledigung 
der Verfahren in der Sozialgerichtsbarkeit sicherstel-
len, das Thüringer Richtergesetz novellieren und die 
einvernehmliche Streitschlichtung unter anderem 
durch den Einsatz von Güterichtern in den Gerichten 
fördern. Wir sind überzeugt, eine effektive, bürger-
freundliche Justiz sichert Thüringen auch wichtige 
Standortvorteile im wirtschaftlichen Wettbewerb und 
sie ist ein unerlässlicher Baustein der Rechtsstaat-
lichkeit und der inneren Sicherheit.  

(Beifall CDU, SPD)  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wol-
len die äußere und innere Sicherheit im Justizvoll-
zug optimieren; dazu gehören verbesserte Haftbe-
dingungen. Deshalb wollen wir in Ostthüringen eine 
neue Justizvollzugsanstalt bauen. Diese soll in ei-
nem weiteren Schritt die Haftanstalten in Gera und 
Hohenleuben ablösen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, für uns 
alle am deutlichsten sichtbar werden die Effekte der 
Globalisierung im Medienbereich. In den vergan-
genen Jahren ist die Zahl von Medienveranstaltern, 
Anbieternetzwerken und medialen Produkten gera-
dezu explodiert, vor allem im Onlinebereich. Immer 
mehr Informationen strömen in immer größer wer-
dender Geschwindigkeit auf jeden von uns ein. Das 
hat erhebliche Auswirkungen auf die Geschwindig-
keit unseres individuellen und gesellschaftlichen Le-
bens. Eines der zentralen und wichtigsten Elemen-
te bei der Herstellung, Verbreitung und Vermarktung 
von Medien wird künftig die Glaubwürdigkeit von In-
formationen sein. Diese zu überprüfen wird, anders 
als bisher bei den klassischen Medien wie Zeitung, 
Hörfunk und Fernsehen, immer schwieriger werden. 
Einer unserer wichtigsten medienpolitischen Schwer-
punkte wird ein medienpädagogischer sein. Der mün-

dige, aufgeklärte und kompetente Umgang jedes Ein-
zelnen mit modernen Medien wird immer wichtiger. 
Darum bleibt die differenzierte Medienerziehung der 
Kinder und Jugendlichen eine unserer wichtigsten 
Bildungsaufgaben in Thüringen.  

(Beifall SPD)  

Medienwirtschaftlich wird Thüringen vor allem dort 
Chancen erschließen, wo im Wettbewerb des Mark-
tes Kompetenzen und Kapazitäten gebündelt wer-
den können und die Medienindustrie durch ein wert-
schöpfendes Umfeld ergänzt werden kann.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Thürin-
gen hat seinen Platz in der Mitte Europas. Die Eu-
ropäische Union ist das Ergebnis einer einmaligen 
Erfolgsgeschichte. Ihre Grundlage ist die Idee des 
Friedens, der Freiheit und des Rechts. Ihre Zukunft 
ist die Teilhabe aller Bürgerinnen und Bürger an 
Wachstum, Wohlstand und sozialer Gerechtigkeit. 
Wir haben Europa viel zu verdanken. Ohne die feste 
Verankerung in der Europäischen Union wäre es 
nicht zur deutschen Wiedervereinigung gekommen. 
Der Mut der Menschen vor 20 Jahren hat die fried-
liche Revolution ermöglicht. Dieser Mut hat die po-
litische Architektur unseres ganzen Kontinents ver-
ändert. Die Europäische Union umfasst heute 27 Mit-
gliedstaaten und zählt 500 Mio. Menschen. Mit dem 
Vertrag von Lissabon, der am 1. Dezember in Kraft 
tritt, erhält die Europäische Union eine neue Dyna-
mik und neue Gestaltungsmöglichkeiten. Er festigt 
die demokratischen Strukturen, er gibt den Bürgern 
eine Stimme in Europa, stärkt regionale und lokale 
Selbstverwaltung. Die Landesregierung wird die Bür-
gerinnen und Bürger, die Wirtschaft, die Vereine 
und die Verbände in ihrem europäischen Engage-
ment unterstützen. Vor allem aber wird sie selbst mit 
gutem Beispiel vorangehen. Dazu gehört die Ver-
stärkung der Informationsarbeit über Europa. Herz-
stück unserer europäischen Öffentlichkeitsarbeit wer-
den auch weiterhin das europäische Informations-
zentrum und die vier Thüringer Europabüros sein. 
Dabei geht es uns um ein bürgernahes Europa, um 
funktionierende Frühwarnsysteme und effektive Ein-
flussnahme auf die europäischen Entscheidungspro-
zesse. 

In diesem Sinne werden wir unser Mandat im Aus-
schuss der Regionen weiterhin mit größtmöglicher 
Kompetenz wahrnehmen und dafür Sorge tragen, 
dass das Netzwerk des AdR konsequent für Thü-
ringen genutzt wird. Dazu brauchen wir auch den 
Schulterschluss mit anderen Ländern und Regio-
nen gleicher Interessenlage in Brüssel. Wir brau-
chen ebenso ein enges und vertrauensvolles Mit-
einander von Landesregierung und Landesparlament. 
Es ist deshalb auch ohne zwingende Rechtspflicht für 
mich eine Selbstverständlichkeit, dass der Thüringer 
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Landtag die Stellvertreterposition im AdR auch wei-
terhin besetzt. 

(Beifall CDU, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine der 
zentralen Herausforderungen für unser Land als eu-
ropäische Region ist die Zukunft der EU-Kohäsions-
politik nach 2013. Ein abruptes Wegbrechen der 
Strukturförderung nach 2013 darf es nicht geben. 
Wir setzen uns deshalb für Übergangsregelungen 
ein, die auf ein gleitendes Abschmelzen der Förder-
gelder in Abhängigkeit von der tatsächlichen Wirt-
schaftskraft einer europäischen Region abzielen. Es 
kommt außerdem darauf an, die Kohäsionspolitik 
stärker als bisher auf die tatsächliche Verbesserung 
von Wettbewerbsfähigkeit, Wachstum und Beschäfti-
gung in der Region auszurichten. Thüringens geo-
grafische Lage ist unsere große Chance. Daraus er-
gibt sich auch eine besondere Verantwortung für den 
Bau von Brücken zwischen West-, Mittel- und Osteu-
ropa. Insbesondere die deutsch-französisch-polnische 
Zusammenarbeit hat im Rahmen des Weimarer Drei-
ecks ein besonderes Forum gefunden. Die Partner-
schaft mit Malopolska liegt uns sehr am Herzen. Uns 
verbinden Jahrzehnte europäischer Erfahrung in Un-
freiheit genauso wie der gemeinsame Aufbruch nach 
1989 zu einem freien und geeinten Europa. Wir wer-
den die Partnerschaft mit der Picardie sorgsam pfle-
gen. Wir werden unsere Technologiepartnerschaften 
in Frankreich und der Ukraine ausbauen. Die grenz-
überschreitende und regionale Zusammenarbeit ist 
ein wichtiger Schwerpunkt Thüringer Europapolitik. 
Thüringen wird auch weiterhin ausloten, wie es sich 
mit anderen industriestarken Nachbarregionen ver-
netzen und so eine operative Dynamik innerhalb der 
EU entfalten kann. Solche Partnerschaften brauchen 
wir sowohl für den Austausch von Best-Practice-Bei-
spielen als auch für die erfolgreiche Anwerbung von 
Mitteln im Rahmen der EU-Förderprogramme. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Thüringen 
als aktiver, innovativer und verlässlicher Partner - mit 
diesem Anspruch an uns selbst positionieren wir un-
ser Land erfolgreich dort, wo wir immer schon un-
seren Platz hatten, nämlich in der Mitte Europas. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Koa-
litionsvertrag zwischen CDU und SPD ist mehr als 
eine Willensbekundung. Er wird in den nächsten 
fünf Jahren Grundlage für unser Handeln und Ent-
scheiden sein.  

(Beifall CDU, SPD) 

Der Koalitionsvertrag enthält ehrgeizige Vorhaben. 
In ihm steckt die Kraft, eine kreative Dynamik zu ent-
wickeln, und genau darin liegt unsere Chance. Wir 
werden diese Chance nutzen. Macht heißt dabei nicht 

„Macht Ihr mal!“. Macht heißt „Macht mit!“, gemein-
sam mehr bewegen und damit auch gemeinsam 
mehr erreichen. Das geht, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, nur mit Vertrauen. Vertrauen ist 
Mut, Vertrauen ist Stärke, Verlässlichkeit und Ver-
antwortung folgen nach. Vertrauen wir den Men-
schen, trauen wir ihnen etwas zu, dann können sie 
selbstverantwortlich Entscheidungen treffen. Das 
ist die Bedingung unseres höchsten Gutes, das ist 
die Bedingung von Freiheit. Vor 20 Jahren war uns 
dies der entscheidende Gedanke. Vergessen wir ihn 
auch heute nicht. Freiheit heißt, selbstständig han-
deln. Freiheit heißt, ich kann. Freiheit heißt, ich will. 
Es liegt an uns, wie wir Freiheit verstehen. Es liegt 
an uns, wie wir Freiheit leben - mit Mut und Mensch-
lichkeit. Danke. 

(Beifall CDU, SPD) 

Präsidentin Diezel: 

Vielen Dank, Frau Ministerpräsidentin. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren Abgeordneten, ich er-
öffne die Aussprache zur Regierungserklärung. Zu 
Wort gemeldet hat sich Abgeordneter Bodo Rame-
low. 

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Edvard 
Grieg lässt seine Hauptfigur Peer Gynt den Satz sa-
gen: „Ist es das Erhoffte oder das Erreichte, das uns 
verzweifeln lässt?“ 

(Beifall DIE LINKE) 

Wenn Sie mich fragen, was die Wählerinnen und 
Wähler in Thüringen erhofft haben, kommt man 
schnell zu der Antwort: den politischen Wechsel. Ich 
glaube, dass der erhoffte politische Wechsel mehr 
ist als nur eine Koalitionsregierung unter der Betei-
ligung der SPD, mehr war als nur ein Koalitionsver-
trag, der vorgeblich eine sozialdemokratische Hand-
schrift tragen sollte. Wenn ich die Reaktion der Bür-
ger nach der Entscheidung der SPD, mit der CDU 
zu koalieren, richtig deute, gibt es eine tiefe Ent-
täuschung von Wählerinnen und Wählern - sowohl 
der Linken als auch der Grünen, aber auch der SPD. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vor allem sind diejenigen enttäuscht, die auf ihren 
Wahlplakaten um die Zweitstimme für ein rot-grünes 
Projekt geworben haben, lieber Peter Metz. Gehen 
wir also vom Erhofften aus und berücksichtigen auch 
die Wählerinnen und Wähler, die CDU und FDP ge-
wählt haben. Auch diese hatten die Hoffnung auf ein 
schwarz-gelbes Bündnis, wobei die CDU-Führung 



82 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 4. Sitzung, 19.11.2009 

- stoisch bis zum Schluss - für eine Alleinregierung 
ohne Koalitionszwänge gekämpft hat. Damit ist eine 
grundsätzliche Richtungsentscheidung zwischen so-
genanntem bürgerlichen Lager versus reformorientier-
tem Lager durch die Entscheidung einer einzigen Par-
tei mit ihrem 18,5-Prozent-Wähleranteil ausschlag-
gebend dafür, dass ein politischer Wechsel in Thü-
ringen schlicht ausgefallen ist. 

(Beifall DIE LINKE) 

Dabei war im Wahlkampf auch immer die Rede da-
von, dass das System Althaus beendet werden sollte. 
Es wurden Ansprüche formuliert, die nach meinem 
Dafürhalten nur so zu übersetzen sind, dass sich die 
CDU in der Opposition erholen sollte - das war die 
politische Hoffnung von sehr vielen Menschen in die-
sem Land. Ich glaube, der CDU hätte das auch gut 
getan. 

(Beifall DIE LINKE) 

Das scheint aber nur eine Illusion gewesen zu sein. 
Vielleicht kann man grundhafte Reformen unter den 
politischen Konstellationen derzeit in Thüringen ein-
fach nicht erwarten. Vielleicht ist das Verteilen von 
Positionen und Posten die einzige Größe, die man 
berechnen kann, wenn man den Ertrag der Koali-
tion messen will, die heute ihre Eröffnungsrede dem 
Parlament unterbreitet hat. Gemessen an der Er-
tragswertberechnung eines Hedgefonds ist es so, 
dass mit 18,5 Prozent Einsatz zu 50 Prozent Ertrag 
hinsichtlich der Posten durchaus der Ertrag respekta-
bel ist. Dies ist allerdings nicht unser politischer An-
satz, nach dem wir Regierungsarbeit messen wol-
len und messen werden. Wir werden uns mit einer 
kritischen Begleitung als größte Oppositionsfraktion 
darauf einstellen, dass wir Maßstäbe an die jetzige 
Landesregierung formulieren, um immer wieder zu 
hinterfragen, ob das Erreichte eine Hoffnung recht-
fertigt oder das Erreichte nur die Verzweiflung stärkt.  

Ich beginne mit der Frage, wie die regierungstragen-
de Fraktion mit den Oppositionsfraktionen generell 
umgehen wird. Hier lässt sich aus der Ankündigung 
unserer Ministerpräsidentin ableiten, dass in den Stil-
fragen ein paar Veränderungen schon jetzt erkenn-
bar sind. Ob sie auch kraftvoll durchgehalten wer-
den, müssen wir gemeinsam feststellen.  

Liebe Frau Lieberknecht, in Ihrer Eigenschaft als 
Landtagspräsidentin haben Sie in der 3. Legislatur 
in der Drucksache 3/50 das Parlament angemahnt, 
dass in Zukunft landeseigene Gesellschaften und 
sämtliche Aufgabenträger, die hoheitliche Aufgaben 
des Landes vollziehen und aus den Landesstruktu-
ren ausgegliedert werden, in Zukunft von der Op-
position in den Aufsichtsgremien mit kritisch begleitet 
werden können. Was damals richtig war, Frau Lieber-

knecht, kann heute nicht falsch sein. Wir erwarten 
von der heutigen - die damalige Landesregierung hat 
es nicht umgesetzt, was die Landtagspräsidentin an-
gemahnt hat - Landesregierung mit der Richtlinien-
kompetenz die Umsetzung der Drucksache 3/50 in 
der 5. Legislatur.  

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Ich lade Sie und uns deshalb ein, die Rolle der Op-
position auch daran festzumachen, wie ernst Sie uns 
als parlamentarische Opposition nehmen.  

Ein Weiteres sei angemerkt: Der heutige Justizmi-
nister Poppenhäger hat in seiner vormaligen Eigen-
schaft als zuständiger Referent des Landtags für den 
Wissenschaftlichen Dienst ein Rechtsgutachten er-
stellt über die Frage: Darf der Verfassungsschutz Par-
lamentarier registrieren, observieren bzw. in seine 
Akten aufnehmen? Und wie muss das Parlament 
eigenständig daran beteiligt werden bzw. um Kennt-
nis oder um Zustimmung gebeten werden, falls so 
etwas geschieht? Folge des Rechtsgutachtens war 
lediglich die Änderung des Verfassungsschutzgeset-
zes. Das Parlamentsrecht ist bis heute nicht geän-
dert worden. Ich glaube, hier können Sie als Justiz-
minister Ihrem Rechtsgutachten aus der 3. Legislatur 
nun Taten folgen lassen.  

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Bei der Besetzung der Parlamentarischen Kontroll-
kommission gab es in der Vergangenheit immer ei-
ne Auseinandersetzung, wenn wir als Opposition Vor-
schläge unterbreitet haben. Hier gab es manchmal 
auch zweifelhafte Informationen, die offenbar aus 
seltsamen Quellen abgesendet, in der CDU-Frak-
tion angekommen sind, jedenfalls nie zu einer ehr-
lichen und schon gar nicht zu einer fairen Debatte 
geführt haben. DIE LINKE bzw. vormals die PDS 
ist schlicht und ergreifend nur ein einziges Mal an der 
parlamentarischen Kontrolle beteiligt gewesen und 
nun erwarten wir auch hier einen neuen politischen 
Stil und vor allem einen politischen Anstand, der hier 
im Hohen Haus auch durchgehalten werden muss. 
Wir werden deshalb auch wiederum ein neues Ka-
pitel eröffnen und einen auf uns entfallenen Platz 
an die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abge-
ben, was schon vollzogen worden ist.  

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ähnliches, meine Damen und Herren, gilt für das The-
ma „Rechnungshof“. Es ist schon ein unglaublicher 
Skandal, dass Thüringen den traurigsten Rekord aller 
Bundesländer in der Bundesrepublik Deutschland 
erreicht hat mit dem längsten verwaisten Führungs-
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gremium eines Rechnungshofs. Auf diesen Rekord 
hätten wir gern verzichten können.  

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das hat zu deutlichen Kontrollverlusten geführt, wie 
z.B. die fehlende schnelle Prüfung der Hubschrau-
berflüge des Ministerpräsidenten Dieter Althaus im 
Wahlkampf. Ich erinnere mich noch an die soge-
nannte Dienstwagenaffäre von Frau Schmidt im Bun-
destag, da hat der Bundesrechnungshof schnell ge-
prüft und Klarheit geschafft. In Thüringen sah sich 
der Landesrechnungshof nicht einmal zur Prüfung 
in der Lage, weil nicht genügend Kollegiaten da wa-
ren, Prüfung ausgefallen mangels Präsenz. Ich halte 
das schlicht für einen Skandal.  

(Beifall DIE LINKE) 

Hier ist bei der Besetzungsfrage eine Verfahrens-
änderung dringend notwendig. Ich habe die Hoff-
nung, dass entweder ein transparentes Verfahren 
zur Ermittlung einer geeigneten Person gewählt wird, 
an der die Fraktionen ausreichend beteiligt sind, oder 
dass wir als Parlament die Kraft haben, denn wenn 
es nicht eintritt, die Zuständigkeit schlicht als Vor-
schlagsrecht auf das Parlament zu übertragen. Zu 
einer parlamentarischen Demokratie und zu einem 
gegliederten Rechtsstaat gehört eine unabhängige 
Wahrnehmung der Aufgaben. Hier hat der Rech-
nungshof schon aus Gründen der politischen Hygie-
ne eine zentrale Bedeutung. Ein Rechnungshof darf 
nie nach Kriterien der guten Laune versehen oder 
besetzt werden.  

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Deshalb gilt es ernsthaft, das Vorschlagsrecht der 
Opposition für den Rechnungshof im Blick zu haben.  

Ein Letztes: Zu den Selbstverständlichkeiten zählt 
für mich auch die anstehende Besetzung des Lan-
desverfassungsgerichts. Es sollte, so wäre dies mein 
Wunsch, eine ähnliche kulturvolle Diskussion und 
Vorschlagserörterung geben wie bei der letzten Be-
setzung, bei der es gelungen ist, ein hohes Maß an 
Akzeptanz für sämtliche Vorschläge im Hohen Haus 
zu bekommen, dass wir ein solches Klima auch bei 
der Besetzung der anstehenden Veränderung im Ver-
fassungsgerichtshof bekommen. Rechnungshof und 
Verfassungsgericht müssen entsprechende Quoren 
hier im Parlament erreichen. Wir sollten das Ziel ha-
ben, diese Quoren sogar noch zu übertreffen, da-
mit deutlich wird, Rechnungshof und Verfassungs-
gericht haben die Unterstützung und den Respekt 
des ganzen Parlaments. Deswegen verbieten sich 
kleingeistige Spielereien. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Damit sind wir wieder bei den Hoffnungen, die man 
hat und die man aufgeben muss. Da wir nicht an der 
Regierung beteiligt sind, werden wir die Rolle als Op-
position annehmen und als Opposition gestaltend, 
kritisierend oder auch helfend den Prozess beglei-
ten. Bei dem Gestalten muss man aber wollen, dass 
wir mitgestalten, und das ist eine Frage des parla-
mentarischen Selbstverständnisses. Es gibt weite-
re Punkte, bei denen meine Partei bisher dauerhaft 
in Thüringen diskriminiert worden ist. Auch hier mah-
ne ich Fairness an und endlich eine sachliche, dis-
kriminierungsfreie Entscheidung bis hin zur Korrek-
tur von Fehlentscheidungen. Es gab zum Beispiel 
den Umgang mit unserem Jugendverband und un-
serer Landesstiftung, bei denen man einfach aus dem 
Grund, weil wir es sind, andere Maßstäbe anlegt als 
bei den anderen Parteien. Dies wollen, können und 
werden wir nicht mehr akzeptieren und fordern ab 
sofort einen fairen, gleichberechtigten Umgang.  

(Beifall DIE LINKE) 

Deshalb verstehe ich den Anspruch der FDP und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, hier im 
Parlament nicht schlechter behandelt oder diskri-
miniert zu werden. Wir müssen darüber reden. Ich 
finde die Anregungen, die Notwendigkeit und die 
Hinweise sinnvoll und richtig. Da wir selber die Dis-
kriminierung über fast 19 Jahre hier gespürt haben, 
wollen wir einen Strich ziehen und bieten an, gemein-
sam mit allen, die wollen, nach vorn zu schauen.  

Die vorgenannten Punkte und Positionen sind geeig-
net, hier ein gemeinsames Fundament parlamenta-
rischer Arbeit aufzubauen. Für mich war es deshalb 
sehr positiv, dass wir uns mit unserer ersten parla-
mentarischen Deklaration gemeinsam gegen Fa-
schismus, Rassismus und Antisemitismus positioniert 
haben.  

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Ich gebe auch denen recht, die mahnend sagen, eine 
Selbstlegitimation von Gewalt darf es unter gar kei-
nen Umständen und keinen Vorzeichen geben. Unser 
gemeinsames Handeln sollte immer die Perspektive 
haben, rassistischen, faschistischen und antisemi-
tischen Tendenzen gemeinsam entgegenzutreten. 
Dies sollten wir auch im parlamentarischen Raum im-
mer bedenken, denn so sehr ich mich freue, dass 
sich weder NPD noch DVU hier mit platten Parolen 
haben einnisten können, so sehr muss man mah-
nend darauf hinweisen, dass die alltägliche Gefahr 
um uns herum keinesfalls gebannt ist. Die aktuellen 
Entwicklungen in Kirchheim, Pößneck oder Frettero-
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de, aber auch das ständige Auftauchen von Herrn 
Mahler in Mosbach oder das Verbreiten von Schul-
hof-CDs zeigen, dass hier eine Entwarnung über-
haupt nicht angezeigt ist. Deshalb möchte ich uns 
bei aller Unterschiedlichkeit der politischen Bewer-
tung ermuntern, dass wir uns weiterhin ein Maß an 
Zusammenarbeit gestatten, bei dem wir im Kampf 
gegen Rechtsextremismus ein höheres Maß an Ge-
meinsamkeit erreichen und durchhalten. Aus diesem 
Grund begrüße ich ausdrücklich, dass Frau Lieber-
knecht beim Schulterschluss der Demokraten in Pöß-
neck persönlich sehr deutlich und öffentlich wahr-
nehmbar Flagge gezeigt hat. Das war ein neues Sig-
nal in Thüringen und für Thüringen. Dafür meinen 
Dank und meine Anerkennung. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Im Jahr 20 nach dem Mauerfall, der Grenzöffnung 
und der deutschen Einheit möchte ich auch wiederho-
len, dass wir uns als Partei DIE LINKE nicht einer 
kritischen Debatte zum Thema Vergangenheit und 
Verantwortung für die SED als Staatsmachtspartei 
verweigern, weder verweigern wollen noch verweigert 
haben, noch verweigern werden. Begangenes Un-
recht in der DDR im Namen des Fortschritts oder des 
Sozialismus wollen und werden wir nicht verklären 
oder kleinreden. Das Prinzip „Macht vor Recht“ hat 
der Idee eines demokratischen Sozialismus schwers-
ten Schaden zugefügt. Aber, werte Kolleginnen und 
Kollegen, nur weil wir das Wort „Sozialismus“ weiter-
hin in den Mund nehmen wollen und in den Mund 
nehmen werden, wollen wir deshalb nicht zurück in 
die staatssozialistische Zeit. Wir stehen deshalb zur 
Verantwortung und wir wollen und werden Aufarbei-
tung, Bewertung und Dokumentation auch der DDR-
Zeit den notwendigen Respekt und die notwendige 
Unterstützung zollen. Pauschales Ausgrenzen oder 
pauschales Brandmarken hilft hier wirklich nicht wei-
ter. Wir bieten deshalb unsere Bereitschaft zur Dis-
kussion an und verweisen darauf, dass wir in den 
Sondierungsgesprächen zwischen SPD, GRÜNEN 
und uns das Thema intensiv beraten haben. Dies 
sollte kein Endpunkt sein, sondern auch der Beginn 
einer Debatte, bei der wir einbezogen und nicht län-
ger stigmatisiert werden wollen. Wir bitten Sie, mit 
uns diesen Diskurs auch zu führen und nicht weiter 
eine Stigmatisierung oder Ausgrenzung zu betrei-
ben, weil wir nur so im Jahr 20 auch nach vorn bli-
cken können, ohne das Vergangene zu vergessen 
oder zu leugnen.  

Wir formulieren unsere Hoffnung an die neue Lan-
desregierung, dass sie Zeichen setzt, wie wir nach 
19 Jahren real existierender Opposition mit einem 
Diskurs in diesem Fall mit einbezogen werden, bei 
dem wir daran gemessen werden, was wir in der 
Demokratie und im Parlament bislang geleistet ha-

ben und was wir leisten wollen. Daran wollen wir ge-
messen werden, auch daran. Wir sind keine Fun-
damentalopposition. Wir sind keine Fraktion, die sich 
gegen alles oder gegen jedes ausspricht, nur weil 
es von der Regierung kommt. Wir wollen Sie an Ih-
ren eigenen Ansprüchen messen, aber vor allen Din-
gen wollen wir Sie messen an den Aufgaben, die 
vor diesem Land stehen.  

Die Realität macht sich für Menschen in diesem Land 
fest an den Erfahrungen in den Familien, in den 
Freundschaften, in den Verwandtschaften, in den 
Nachbarschaften. Wenn im Oktober 2009 120.448 
Menschen offiziell als arbeitslos registriert sind, sind 
das 1.624 Menschen mehr als im Vorjahr. Das ist 
ein Zuwachs von statistisch 4,5 Arbeitslosen pro Tag 
in Thüringen, die dazukommen. Rund 80.000 da-
von sind Bezieher von Arbeitslosengeld II, wobei 
171.500 Menschen in Gänze Arbeitslosengeld II 
beziehen und von denen zusätzlich über 90.000 nicht 
arbeitslos gemeldet sind, also Aufstocker sind zu ih-
ren Niedriglöhnen. Wir in Thüringen sind trauriges 
Schlusslicht der Tariflöhne in Deutschland. Wir sind 
das Land mit dem höchsten Anteil an prekärer Be-
schäftigung.  

Die Dynamik des demographischen Wandels und 
der Zu- und Abwanderung in Thüringen verschärft 
das Problem. Im Jahr 2008 sind 46.353 Menschen 
aus Thüringen fortgezogen, das sind durchschnitt-
lich täglich 127 Menschen, die dem Land den Rü-
cken gekehrt haben. Rechnet man die Zuzüge da-
gegen, verlassen täglich 35 Menschen das Land. 
Das ist eine Busladung Menschen, die wir täglich 
in Thüringen verlieren. Das ist unerträglich.  

(Beifall DIE LINKE) 

Es gehen vor allem die Jungen, die für sich keine 
Perspektive mehr sehen. Wir sind mittlerweile in der 
Situation, dass wir für Arbeits- und Ausbildungs-
stellen und Ausbildungsplätze, gerade im technischen 
Bereich, schon in osteuropäischen Ländern anfan-
gen, Anwerbung zu organisieren. Diesen Prozess 
müssen wir deshalb stoppen, damit Perspektiven für 
junge Menschen hier geschaffen werden, damit Men-
schen hierbleiben.  

Thüringen wird älter und wir müssen für die Regio-
nen insgesamt neue Antworten finden. Zuwanderung 
ist die Herausforderung, die wir meistern müssen, 
damit die Abwanderung gestoppt wird. Das heißt 
aber, Zuwanderung erfordert auch einen Mentalitäts-
wandel den Menschen gegenüber, die zuwandern. 
Das ist eben mehr als eine Bratwurst und mehr als 
der geographische Geburtsort, aus dem man kommt. 
Das heißt, Zuwanderung muss man wollen und Zu-
wanderung muss man leben. Eine Leitpositionierung 
der gleichen Arbeits- und Lebensbedingungen, die 
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in der Föderalismusdebatte leider Gottes unter die 
Räder gekommen ist, also die grundgesetzlich ver-
ankerte Leitpositionierung, gleiche Arbeits- und Le-
bensbedingungen in ganz Deutschland durch das 
Grundgesetz zu garantieren, ist leider durch die stär-
keren Länder in der Föderalismusdebatte zerstört 
worden. Das müssen wir wieder auf die Tagesord-
nung und als Gegenstand wieder in die politischen 
Gespräche bekommen, dass gleiche Arbeits- und 
Lebensbedingungen ein Ziel sein müssen in Nord 
und Süd, in Ost und West. Wir dürfen nicht zulassen, 
dass uns die westdeutschen Länder als der negati-
ve Ballast am Bein prosperierender Regionen be-
trachten. Wenn 38 Prozent der Wirtschaftsentschei-
der in Westdeutschland mittlerweile sagen, der Nach-
teil für Deutschland seien die neuen Bundesländer, 
zeigt das, wie die Mauer in den Köpfen noch da ist, 
wenn solche Mentalitäten angetroffen werden, die 
mittlerweile statistisch gemessen werden können. Da-
rauf müssen wir Antworten geben. Deshalb müssen 
wir neue Antworten geben auf Probleme, bei denen 
die Westdeutschen mit Spannung in unsere Rich-
tung schauen würden, ob wir hier neue Lösungen 
für alte Probleme haben.  

Nehmen wir den ländlichen Raum mit dem Thema 
Gesundheitspolitik, dann bleibt die Frage: Wie lan-
ge lässt sich gesamtdeutsch die ideologisierte Tren-
nung von ambulant und stationär wirklich noch ver-
treten? Wie müssen heute integrierte Gesundheits-
versorgungseinrichtungen aussehen, wie müssten 
sie geschaffen werden und was wäre mit der Ge-
meindeschwester? Wird es wieder reduziert auf die 
Poliklinik à la DDR und damit gleich ins Abseits ge-
stellt oder begreifen wir im Jahr 20, dass wir auf spe-
zielle Probleme der demographischen und der Ab-
wanderungsentwicklung eigene Antworten mutig ge-
ben müssen.  

Bei einer älter werdenden Gesellschaft müssen wir 
aber auch über Pflege reden. Da geht es um Pfle-
gepersonal. In Westdeutschland wird Pflegeperso-
nal gesucht und besser bezahlt. Solange unsere 
Pflegetarifverträge so schlecht sind und solange 
wir im Pflegebereich ein Zweiklassensystem haben, 
brauchen wir uns nicht zu wundern, wenn unsere 
gut ausgebildeten Pflegekräfte das Weite suchen. 
Hier kann sich der demographische Wandel mit ei-
ner Zukunftschance verbinden, wenn wir sie mit Pfle-
geeinrichtungen dem ländlichen Raum und einer 
aktiven Krankenhausplanung kleiner und großer Ein-
richtungen verbinden. Die derzeitige Krankenhaus-
planung muss gesetzlich sowieso fortgeschrieben 
werden, also lassen Sie es uns als Herausforderung 
begreifen, diese Diskussion zu führen. Das setzt aber 
voraus, dass wir den Mut haben, über die Trennung 
oder die Überwindung von ambulant und stationär 
einmal trefflich die Klingel zu führen, und eine inte-
grierte Gesundheitsversorgung flächendeckend als 

Ziel auch hinbekommen, bei der die Frage des Land-
arztproblems durch neue, kreative Lösungen auch 
beantwortet wird. Das wäre ein mutiger Schritt, der 
den Begriff der Reformorientierung einer Landesre-
gierung rechtfertigen würde. Hier haben wir Erwar-
tungen an die Diskussion, wie Reformen angepackt 
und wohin sie entwickelt werden. Ich sehe da in der 
Koalitionsvereinbarung und in der Regierungserklä-
rung heute allerdings zu wenig Mut, um das Ziel zu 
verfolgen, das modernste Verwaltungsland, das mo-
dernste Bildungsland, das modernste Energieland 
Deutschlands wirklich werden zu wollen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Der Mut scheint hier nicht den Federhalter geführt 
zu haben. Mit diesen drei Leitbildern haben wir je-
denfalls im Wahlkampf mit der Bevölkerung darüber 
geredet und wir haben Rede und Antwort gestan-
den. Diese drei Leitbilder fehlen uns als herausge-
arbeitete Punkte.  

Ein weiterer Punkt, den ich feststellen muss, dass 
er nicht ausreichend erwähnt ist, ist die demokra-
tische Teilhabe, also mehr Partizipation der Bürger, 
die mutige Handschrift, die sagt, mehr direkte De-
mokratie. Das wäre eine Antwort, die man hätte ge-
ben müssen. Ich komme darauf noch einmal zurück.  

Beim Bürokratieabbau oder bei der Weiterführung 
der Verwaltungsreform im Koalitionsvertrag von Kon-
tinuität zu sprechen, verheißt die Fortführung des 
Stillstandes.  

(Beifall DIE LINKE) 

Das würde unserem Land schwer schaden. Die Ver-
waltungsreform, die wir als Gesamtansatz sehen, ist 
eben mehr als nur eine kosmetische Korrektur an Ge-
bietsgrenzen. Wir sagen, Verwaltungsumbau braucht 
einen Kompass, braucht Zielgrößen. Eine Zielvor-
gabe, die wir geprägt haben, war die Zweistufigkeit 
in der Verwaltung und die Einräumigkeit in der Ver-
waltung. Das Verwaltungswirrwarr in Thüringen muss 
aufhören und die nicht aufeinander abgestimmten 
Korrekturansätze müssen endlich unter einem ge-
meinsamen Maßstab oder Kompass entwickelt wer-
den. Die Berufung von Herrn Carius in das Baumi-
nisterium und damit seine Zuständigkeit für den De-
mographiebericht lässt allerdings befürchten, dass 
dieselbe Stillstandsmentalität, die schon aus der En-
quetekommission für den Verwaltungsumbau von 
Herrn Carius zu spüren war, weiterhin um sich grei-
fen wird.  

(Beifall DIE LINKE) 

Wir sind deshalb sehr gespannt, ob die Landesre-
gierung den Mut und die Kraft hat, die Zielstellung 
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einer zweistufigen Verwaltung mit den Prämissen 
der Bürger und einer wirtschaftsfreundlichen Ausprä-
gung zu formulieren und dann auch in diese Rich-
tung zu agieren. Die Regierungserklärung und der 
Koalitionsvertrag verheißen außer Floskeln allerdings 
dazu nichts. In den Sondierungsgesprächen hatte die 
SPD die klare Formulierung für ein Leitbild „Kultur-
land Thüringen“ vorgeschlagen. Ein solches Leitbild 
ist sehr zu begrüßen. Denn immerhin ist Thüringen 
eines der großen wirklich traditionsreichen Kultur-
länder. Das setzt aber voraus, dass wir den Mut ha-
ben, eine Kulturfinanzierung zu bekommen, die end-
lich den Trägern der Thüringer Kultur ein höheres 
Maß an Planungssicherheit und Existenz ermöglicht. 
Die Kündigung aller Mitarbeiter bei dem Jugendthea-
ter Schotte löst bei uns Alarmglocken aus und der 
lapidare Satz in der Regierungserklärung, es finde 
nun eine Förderung jugendkultureller Arbeit statt, 
ist für uns noch lange keine Entwarnung. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wir müssen gemeinsam über den Kulturbegriff reden. 
Wie soll nach den Vorstellungen der Landesregie-
rung der Kulturraum Thüringen abgesichert werden? 
Wir schlagen Ihnen deshalb ein Kulturfördergesetz 
vor, wenn Ihnen unsere Initiative zum Kulturlasten-
ausgleich in der letzten Legislatur nicht gefallen hat. 
Über „Kulturraum“, „Kulturförder-“ oder „Kulturlasten-
ausgleichsgesetz“ möchten wir als Wörter nicht strei-
ten. Aber über die Finanzierung aller Glieder in der 
großen Kette unseres Kulturschaffens muss jetzt drin-
gend geredet und dazu dringend gehandelt werden. 
Wir können im Koalitionsvertrag und in der Regie-
rungserklärung leider nicht erkennen, ob da wirklich 
Handlungsbedarf gesehen und das lösungsorientiert 
angepackt wird.  

Ich will einen Inhalt erwähnen, da geht es um das 
Bibliotheksrechtsgesetz. Hier ist im Kern die Frage 
zu beantworten, ob es sich hierbei um eine freiwil-
lige oder um eine Pflichtaufgabe der öffentlichen Trä-
ger handelt. Die SPD hat in der letzten Legislatur 
gefordert, Bibliotheken zur Pflichtaufgabe zu machen. 
Nun, werter Herr Kulturminister Matschie, sind wir ge-
spannt, wie Sie dieses Thema zügig anfassen. Erin-
nert sei hier an die Rede von Bundespräsident Horst 
Köhler, Frau Lieberknecht hat darauf hingewiesen, 
die bei der Wiedereröffnung der Anna Amalia Biblio-
thek vor uns allen die Ansprüche formuliert hat, dass 
Bibliotheken rechtlich geschützt sowie rechtlich und fi-
nanziell abgesichert werden müssen. Wir sind ge-
spannt, ob wir die Pflichtaufgabe Bibliothek und Biblio-
theksrechtsgesetz bekommen, lieber Herr Matschie. 

Im Kontext zum Kulturland erwähnte ich bereits den 
Tourismus. Wir bedauern ausgesprochen, dass der 
Koalitionsvertrag keine aktive Antwort gibt, um die 

Kleinstaaterei bei den Tourismusanbietern und den 
Tourismusvermarktern zu überwinden. Das Gegen-
einander zwischen Thüringer Wald, Hainich, unse-
rem kulturellen Erbe und das kleinteilige ängstliche 
Belauern der Tourismusverbände scheint uns eines 
der Probleme zu sein, warum wir im Tourismusge-
werbe zu wenig Innovation und zu wenig Wertschöp-
fung im Vergleich zu allen anderen Bundesländern 
haben.  

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Sie antworten in Ihrem Koalitionsvertrag lediglich mit 
einer Imagekampagne und wir fragen uns ängst-
lich, ob das wieder der Fisch in einer alten Zeitung 
ist oder ob zu den vielen Imagekampagnen, die wir 
schon haben, weitere dazukommen sollen. Dies wäre 
schlicht grundfalsch. Tourismus muss man in Gän-
ze entwickeln und die Angebote für Touristen muss 
man aus einer Hand gestalten. Wandern und Kul-
tur, Technik und Natur müssen zusammengedacht 
werden. Deshalb ist es zwar schön, dass Oberhof 
erwähnt ist - ich mache jetzt keine Bemerkungen über 
Thermen und Thermensanierungen -, weniger schön 
ist aber, dass das Wort „Weltkulturerbe“ nicht ein-
mal vorkommt. Wir sehen den Tourismus eben auch 
als Arbeitsmarktansatz. Wir sehen dort die Vielfalt 
von kleinen und Kleinstbetrieben, denen es helfen 
würde, wenn die Politik dazu beitragen würde, dass 
eine gemeinsame Tourismusvermarktung optima-
ler präsentiert wird. Beispiele wie die Bodensee-
Card, die sogar drei Nationalstaaten umfasst, zei-
gen, dass man ein interessantes Angebot für ein gan-
zes Bundesland auf den Weg bringen muss und dass 
das Gegeneinander von Karten und Kartenanbie-
tern in Thüringen schlicht in die Sackgasse führt.  

(Beifall DIE LINKE) 

Wir liegen nach den Maßstäben des Bruttoinlands-
produkts in der Wertschöpfung des Tourismus deut-
lich zu niedrig. Schuld daran ist auch ein Denken in 
kleinststaatlichen Strukturen. Touristen suchen Thü-
ringen als Ganzes und haben dann unterschiedliche 
Wünsche, die zusammen bedient werden müssen. 
Da spielt eine gezielte Werbung in unseren Nach-
barregionen, in Ballungsregionen eine große Rolle 
und nicht irgendeine Imagekampagne irgendwo. Ar-
beitsplätze werden die entscheidende Frage der Zu-
kunft unseres Landes sein, deshalb haben wir das 
Kulturthema und das Tourismusthema verbunden mit 
dem Wirtschaftsthema. Bei der Betrachtung Wirt-
schaft haben Sie sich in Ihrem Koalitionsvertrag al-
lerdings auf die Industriepolitik konzentriert. Im Koali-
tionsvertrag heißt es, Sie wollen die Absatzerfolge 
an internationalen Märkten stärken und die Industrie-
politik sei im Zentrum der Betrachtung. Das heißt, 
Sie ignorieren 75 Prozent der gesamten Wirtschaft 
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im nichtindustriellen Bereich in Thüringen; denn unser 
Industriebesatz in Thüringen ist leider viel zu gering.  

Die Entindustrialisierung der 90er-Jahre ist nicht 
mehr zu korrigieren. Selbstverständlich freuen wir 
uns über jeden Industriebetrieb, der nach Thürin-
gen kommt, und selbstverständlich muss man den 
Industriebetrieben die Chance ermöglichen, sich hier 
ansiedeln zu können. Dabei darf man aber den hei-
mischen Bestand an nichtindustrieller Wirtschaft nicht 
ignorieren. Für uns gilt die Prämisse: regional vor glo-
bal. Für uns steht die Wertschöpfungskette deut-
lich im Mittelpunkt und die ist in Thüringen schlicht 
zu gering. 

(Beifall DIE LINKE) 

Das heißt, mit den bestehenden Klein- und Kleinst-
betrieben müssen wir eine viel höhere Verclusterung 
erreichen, damit die Klein- und mittelständische Wirt-
schaft sich wechselseitig unterstützen kann. Deshalb 
ist das, wie Sie schreiben, Prüfen von Spielräumen 
im Vergaberecht - wie Sie es im Koalitionsvertrag 
umschrieben haben -, einfach schlicht zu wenig.  

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Diese reine Absichtserklärung erinnert uns an die 
Debatte um das bayerische Vergaberecht, welches 
die SPD hier in den Landtag eingebracht hatte. So 
viel bayerische Verhältnisse wollte die Thüringer 
CDU dann aber doch nicht und hat es abgelehnt. 
Natürlich müssen wir jetzt bei einem Vergabegesetz 
die europäischen Vorgaben bedenken. Aber das darf 
kein Alibi für die Fortsetzung von verallgemeinern-
den Floskeln sein. Deshalb fordern wir Sie auf, zü-
gig ein Vergabegesetz auf den Tisch zu legen, über 
das wir parlamentarisch beraten können, denn un-
sere Betriebe in Thüringen brauchen dringend ein 
solches Vergabegesetz. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang ein prak-
tisches Beispiel als Vorschlag unterbreiten. Führen 
Sie als Prinzip den Investorenlotsen in der Verwal-
tung durchgängig ein. Damit ein Wirtschaftsbetrieb, 
egal ob groß oder klein, ob mittel, sich nur noch an ei-
ne öffentliche Stelle wendet, an ein One-Stop-Center. 
Dieses Prinzip muss zum Gegenstand der Verwal-
tungsreform gemacht werden. Das wäre Verwaltungs-
modernisierung und Wirtschaftsstärkung gleicherma-
ßen. Dies darf aber nicht die Interessen von Arbeit-
nehmern ignorieren. Den im Wahlkampf geforder-
ten einheitlichen flächendeckenden gesetzlichen Min-
destlohn kann ein Appell zur Tariftreue nicht erset-
zen, lieber Herr SPD-Vorsitzender Matschie. 

(Beifall DIE LINKE) 

Die Tariftreue, von der jetzt im Koalitionsvertrag die 
Rede ist, könnte sogar, wenn er da wäre, Herr Kem-
merich unterschreiben. Aber der Tarifvertrag für das 
Friseurgewerbe mit 4,59 € Stundenlohn zementiert 
einen Armutslohn. Deswegen fordern wir bundesweit 
einen flächendeckenden, einheitlichen, gesetzlichen 
Mindestlohn, von dem Menschen sich und auch ih-
re Familien ernähren können und müssen.  

Ein Weitermachen mit Hartz-IV-Aufstockung und da-
mit ein weiteres Abschieben von Niedriglöhnern in 
Hartz-IV-Systematik heißt, diese Menschen weiter-
hin zu Bittstellern zu degradieren, heißt, eine Sub-
ventionierung der Wirtschaft auf dem Rücken der be-
teiligten Menschen vorzunehmen. Das ist die diskri-
minierendste Form, wie mit Menschen umgegangen 
wird. Deswegen lehnen wir Aufstockung als Prinzip 
ab und fordern einen gesetzlichen flächendecken-
den, existenzsichernden Mindestlohn.  

(Beifall DIE LINKE) 

Unsere Idee vom modernsten Energieland Thürin-
gen ist aufgegriffen worden vom Wirtschaftsminis-
ter, Herrn Machnig, wie markante Ankündigungen 
dies auch beschreiben, GreenTech nun in die Thü-
ringer Landespolitik einzubringen, erscheint uns sehr 
begrüßenswert. Allein die Ankündigung reicht aber 
noch nicht aus. Wenn wir die Modernisierung unserer 
Stromproduktion unter dem Aspekt der regenerati-
ven Energie betrachten, brauchen wir ehrgeizige Zie-
le, um voranzukommen. Eine Reduzierung auf Wind-
kraft- oder Solaranlagen reicht nicht aus. Es bedarf 
der gesamten Breite. Wir können allerdings endlich 
die Wertschöpfungskette bei der Produktion von So-
larzellen deutlich erhöhen. Wir sind das Bundesland 
mit der höchsten Produktionsseite bei Solarzellen, 
aber der geringsten Modulfertigung. Hier heißt es, 
die Wertschöpfungskette zu erhöhen. Wir brauchen 
eine Vielzahl von Angebotsmöglichkeiten für Bürger-
kraftwerke, eine Offensive von Tausenden Solardä-
chern auf öffentlichen Gebäuden und wir brauchen 
eine Abkehr von der verlängerten Werkbank. Das 
heißt, wir brauchen eine Stärkung von Forschung, 
Wissenschaft und Entwicklung in Verbindung mit der 
Produktion aller regenerativen Energieträger. Es geht 
um eine konsequente Umorganisation der produzie-
renden und der verteilenden Seite im Energiesek-
tor. Wir brauchen einen neuen Ansatz der Eigen-
tumsformen der Stromnetze. Es reicht nicht, nur von 
der Rekommunalisierung der Stromnetze zu spre-
chen, wenn nicht klar ist, wie wir eine landesweite 
Netzgesellschaft mit kommunaler und öffentlicher 
Beteiligung erreichen. Warum sollte Thüringen nicht 
den Mut haben, gemeinsam mit allen Stadtwerken 
der kommunalen Gemeinde über die Thüringer Ener-
gieversorgungsgesellschaft, vormals TEAG, nach-
zudenken; eine gemeinsame Beteilung des Landes 
und der kommunalen Familie, um dann bei der Re-
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kommunalisierung von Stromnetzen ein einheitliches 
Netzbewirtschaftungssystem in Thüringen zu errei-
chen. So könnten wir das modernste Stromnetz Eu-
ropas bekommen. Hier heißt es, Forschung zu ak-
tivieren, Geld in die Hand zu nehmen und mit E.ON 
in Verhandlungen zu treten, um aus der bisherigen 
47-prozentigen Beteilung eine 51-prozentige Betei-
ligung in kommunaler Hand zu ermöglichen. Dabei 
müsste das Land moderieren und finanziell mög-
licherweise auch Unterstützung leisten. In diesen Zu-
sammenhang gehört auch die Debatte um Opel, wie 
wir sie in der Sondersitzung schon geführt haben. 
Hier schließe ich mich den scharfen kritischen Wor-
ten des Wirtschaftsministers gegenüber dem Bun-
deswirtschaftsminister Machnig - Entschuldigung -, 
Bundeswirtschaftsminister Brüderle …  

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Das bin 
ich noch nicht, aber ich arbeite daran.) 

Aber nicht, wenn Sie dann das Gleiche dort sagen, 
was er gesagt hat. Ich schließe mich ausdrücklich 
Ihrer Kritik an, denn von Berlin aus zu fordern, dass 
die Länder jetzt einspringen sollen, da der Bund 
nicht mehr mitspielt, finde ich empörend. Nachdem 
aber Herr Brüderle die Länder aufgefordert hat, ver-
kündet die Thüringer FDP, das Land solle nicht han-
deln. Das zeigt mir, dass die FDP in Thüringen we-
der ein Konzept für den Automobilstandort Thüringen 
hat noch ein Bild von der tatsächlichen wirtschaft-
lichen Vernetzung von Opel im Gesamtsystem der 
Automobilzulieferer. Hier geht es um viele Klein- und 
Kleinstbetriebe in Thüringen und wir werden deshalb 
weiterhin mit Opel für Opel kämpfen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Die Verbindung von Opel zu GreenTech wäre die 
Verbindung zu Energiespeichertechnologie und An-
trieb. Hier müssen wir deutschlandweitestes Leis-
tungs- und Forschungszentrum werden. Wenn uns 
das gelingt, wird ein neues Kapitel der Industriege-
schichte aufgeschlagen. So wenig, wie wir die Ent-
industrialisierung der 90er-Jahre heute abändern 
können, so sehr können wir jetzt die Weichen stel-
len für eine nachhaltige Zukunft. Dabei würden wir 
Sie gern aktiv unterstützen, auch wenn wir finden, 
dass im Koalitionsvertrag dazu zu wenig formuliert 
ist. Hinsichtlich der Stärkung des Mindestlohns macht 
die SPD allerdings eine Kehrtwende. Aber auch bei 
einer weiteren Ankündigung steht die SPD im Wort, 
nämlich dem Ausbau des Personalvertretungsrechts. 
Beides sehe ich im Einklang mit einer gedeihlichen 
Wirtschaftsentwicklung, denn die Träger dieser Ent-
wicklung müssen die Arbeitnehmer sein, die aber 
teilhaben müssen an dem, was sie an Werten schaf-
fen, und an dem, was um sie herum entschieden 
wird. Vielleicht erwarten wir hier schlicht von der SPD 

zu viel - von der Thüringer. Auch am letzten Wochen-
ende hat ja der ehemalige Staatssekretär in der 
Schröder-Regierung und heutige Parteivorsitzende 
Christoph Matschie die Hartz-Gesetze sowie Rente 
mit 67 als Tatbestände beschrieben, die man nicht 
einfach beiseite schieben sollte. Hier bleibt sich treu, 
was eine verfehlte Politik auf den Weg gebracht hat, 
und zumindest zwei Protagonisten der verfehlten 
Schröder-Politik sind ja nun Bestandteil unserer Lan-
desregierung.  

(Beifall DIE LINKE) 

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Eine 
Neiddebatte zur Schröder-Politik.) 

Eine Neiddebatte zur Schröder-Politik - ich kann nur 
sagen, zur Schröder-Politik kann man nur pfui sagen, 
eine Basta-Politik, die beendet werden muss. 

(Beifall DIE LINKE) 

Aber die Thüringer SPD, zumindest hier im Hohen 
Haus, kann sich ja nicht lösen von dieser Vergan-
genheitsaufarbeitung, die noch nicht vollzogen wurde. 
Darauf kann ich gern verzichten. Die Menschen in 
diesem Land erwarten, dass bei den Gehaltsunter-
schieden zwischen Ost und West die Schere end-
lich kleiner und nicht größer wird, dass Sozialtrans-
fers endlich so eingesetzt werden, dass daraus För-
derketten entstehen. Sie erwarten statt Ein-Euro-
Jobs endlich eine Offensive gemeinwohlorientierter 
Arbeit. Eine aktive Arbeitsmarktpolitik kann sich nicht 
darauf reduzieren, dass ein Landesarbeitsmarktpro-
gramm auf den Weg gebracht wird. Dieses Pro-
gramm ist zu begrüßen und mehr Kommunalkombi 
wäre zu wünschen. Wenn aber gleichzeitig in Ber-
lin das Gegenteil gemacht wird, wenn dort im Kern 
die FDP die Auflösung und die Abschaffung der Bun-
desagentur für Arbeit betreibt, dann stellt sich die 
Frage, wie sich die Landesregierung im Bundesrat 
dazu verhalten will, um diese Fehlentwicklung von 
Schwarz-Gelb zu verhindern. Wir fragen, was wir jetzt 
gemeinsam tun, wie es weitergeht bei der Aufhe-
bung oder der Weiterentwicklung von ARGEn und 
optierenden Gemeinden. Da bin ich gespannt, wie 
sich unsere Landesregierung im Bundesrat verhält. 
Was wir in jedem Fall brauchen, ist eine Arbeits-
marktoffensive, bei der wir statt Arbeitslosigkeit end-
lich Arbeit finanzieren.  

(Beifall DIE LINKE)  

Wir brauchen einen integrierten Arbeitsmarktansatz 
mit gesetzlichem Mindestlohn als Messlatte und der 
Finanzierung von Arbeit, die brachliegt und derzeit 
nicht gemacht wird. Wir könnten zum Beispiel den 
Erfurter Petersberg als Stiftung für Denkmalschutz 
und Denkmalpflege ausbauen. Warum sollten wir dort 
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oben nicht ein Zentrum für Beschäftigung organisie-
ren, bei dem langzeitarbeitslose Bauarbeiter endlich 
wieder zum Zug kommen und junge Leute in alten 
Gewerken ausgebildet werden. Dasselbe gilt für 
Gewässerpflege zweiter Ordnung, Arbeitsfelder die 
brachliegen, die nicht genutzt werden. Warum in-
vestieren wir hier nicht in gemeinwohlorientierte Tä-
tigkeit?  

(Beifall DIE LINKE)  

Wir werden immer wieder gefragt, wie Gelder ein-
gespart oder umgeschichtet oder anders verwandt 
werden können. Hier möchte ich das Thema Stra-
ßenausbaubeiträge und Anschlussbeiträge ins Spiel 
bringen, die schon in unseren Sondierungsgesprä-
chen strittig waren. Hier ist eine Veränderung trotz 
allem dringend notwendig. Wir sind weiterhin für die 
Überwindung der Erhebung von Beiträgen, um den 
Bürgern eine Entlastung zu ermöglichen  

(Beifall DIE LINKE)  

und gleichzeitig eine Steuerung über den Verbrauch 
zu erhöhen. Andererseits brauchen wir eine radi-
kale Umplanung der Investitionsgelder, die im Mo-
ment im ländlichen Raum noch für den Abwasser-
bereich ausgegeben werden sollen. Hier halten wir 
einen Stopp der Ausgaben von wahrscheinlich deut-
lich über 3,5 Mrd. € für dringend geboten. Wir for-
dern gemeinsam mit den Bürgerinitiativen eine Än-
derung der Herangehensweise der Landesregierung. 
Es ist ein großer Fehler, ohne oder sogar gegen die 
Bürger das Prinzip der Beiträge weiterhin durchzu-
setzen und weiter auf eine verfehlte Investitionspla-
nung zu bauen. Bitte halten Sie ein und schauen 
Sie hin. Hier ist ein dringender Korrekturbedarf an-
gesagt.  

(Beifall DIE LINKE)  

Zum Thema Soziales bleibt der Koalitionsvertrag va-
ge. Man wolle die Ziele des Volksbegehrens für ei-
ne bessere Familienpolitik umsetzen, heißt es. Wel-
che Ziele allerdings gemeint sind, wird hier nicht aus-
geführt. Man hört mittlerweile vom neuen, zustän-
digen Staatssekretär, dass Aufgaben und Qualifi-
kationen in den Kitas differenziert werden sollen. Für 
uns klingt das nach Abbau von Fachkräften; das wäre 
das Gegenteil von dem, was wir mit der Bürgerini-
tiative für eine bessere Familienpolitik erreichen woll-
ten.

(Beifall DIE LINKE)  

Wir sagen deshalb, dass deren Gesetzentwurf um-
gesetzt werden muss. Er ist immerhin einmal als Ge-
setzentwurf mithilfe der SPD entwickelt worden und 
steht dann in Gänze hier zur Abstimmung. Ich bitte 

dann auch die SPD, den Mut zu haben, dass wir zum 
Schluss eine Mehrheitsentscheidung im Parlament 
zu diesem Gesetzentwurf bekommen. Immerhin in Ih-
rem Haus entschieden und vorbereitet; lassen Sie 
uns dann irgendwann mal mit Mut den Gesetzes-
text auch umsetzen.  

Bei der Kinderarmut, welche in Thüringen besonders 
ausgeprägt ist, besteht Handlungsbedarf. Wir stellen 
fest, dass Hartz-IV-Kinder mittlerweile in einzelnen 
Kitas eine besondere Problemlage auslösen, wenn 
wir nicht mit einem verstärkten Elternangebot und der 
Familienförderung einsteigen. Da sind Hinweise im 
Koalitionsvertrag gegeben. Hier verheißt der Koali-
tionsvertrag einiges; wir hoffen, dass hier zügig ange-
packt wird und dass das nicht zulasten der Kita-Be-
treuungsschlüssel gegengerechnet wird. Wir lassen 
uns von den Inhalten gern überzeugen, sehen aber 
noch nicht, in welche Richtung es gehen soll. Für uns 
gehört das Soziale auch in die Familienpolitik und wir 
sagen, dass zur Familienpolitik ein modernes Fami-
lienbild gehört. Das ist nicht einfach die Reduktion 
auf die klassische Ehe mit Trauschein. Die Patch-
workfamilie und unterschiedliche Familiensituationen 
erfordern neue Antworten. Warum deshalb das Frö-
bel-Institut für Familienforschung, welches einst offen-
kundig als konservatives Feigenblatt gedacht und 
von der CDU präferiert war, nun völlig abgesagt wird, 
bleibt das Geheimnis dieser Koalition, es sei denn, 
man will den faulen Kompromiss zwischen Elterngeld 
und Kita-Breuungsschlüssel weiter in der Schwebe 
halten. 

Wir halten es für falsch, dass das sogenannte El-
terngeld zur Betreuung zu Hause zulasten der institu-
tionellen Förderung der Kitas geht. Diesen Zusam-
menhang, meine Damen und Herren von der CDU, 
haben Sie hergestellt. Damit tragen Sie auch die Ver-
antwortung für die verfehlte Verfestigung dieser För-
derungsinstrumente.  

(Beifall DIE LINKE) 

Diejenigen, die ihre Kinder in die Einrichtung bringen, 
werden in einen Gegensatz gestellt zu denjenigen, 
die ihre Kinder zu Hause erziehen wollen. Freiheit 
und Verantwortung der Eltern für ihre Kinder stehen 
auch für uns im Vordergrund. Die übergroße Mehr-
heit der Eltern wird dieser Verantwortung auch ge-
recht. Das darf aber nicht dazu führen, wegzu-
schauen, wenn Kinder alleingelassen werden oder 
sie sogar verwahrlosen. Dieses Spannungsfeld muss 
mit einer integrierten Familienforschung und Fami-
lienförderung durchdrungen werden. Deshalb muss 
auch die aktive Förderung und Hilfe der Eltern - meis-
tens häufig alleinerziehende Mütter - stärker ausge-
baut werden. Hier ist die völlig verfehlte Familien-
stiftung ein beredtes Beispiel für Intransparenz. Sie 
ist ein Argument, warum wir diese Form der Priva-
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tisierung öffentlicher Aufgaben ablehnen. Leider ist 
hier im Koalitionsvertrag ein halbherziger Kompro-
miss gemacht worden. Wir befürchten, dass am 
Schluss das Gegenteil rauskommt von dem, was die 
Bürgerinitiative erreichen wollte. Deshalb bleibt es 
dabei: Wir fordern, dass das Gesetz in Gänze an-
genommen werden muss. Wir fordern, dass die Un-
terschriften nicht gesammelt werden müssen, weil 
es vorher vom Parlament entschieden wird. Sollte 
dies allerdings nicht zustande kommen, wird das 
Volksbegehren gestartet werden müssen. Wir sind 
gespannt, wer alles Unterschriften mit uns zusam-
men sammeln wird. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

In diesem Zusammenhang darf ich mit Verwunde-
rung zum Ausdruck bringen, dass das Volksbegeh-
ren für mehr direkte Demokratie durch die Bürger 
im Koalitionsvertrag nicht einmal erwähnt ist. Ich ver-
stehe nicht, wie langjährige Mitstreiter in der Allianz 
der Volksbegehrensbefürworter, die SPD, nicht ein-
mal den Blick dafür hatten, dass haushaltsrelevan-
te Volksbegehren auf Landesebene endlich nach 
bayerischem Vorbild gesetzlich geregelt werden müs-
sen. Hier hätte ein kleines Wort sehr geholfen im 
Interesse der Bürger, die Nachsteuerung von dem 
zu erreichen, was Christoph Matschie, Ralf-Uwe Beck 
und ich damals mit Dieter Althaus verhandelt und ver-
einbart hatten und dann durch das Verfassungsge-
richt leider kassiert wurde. Hier ist die gesetzliche 
Neuregelung dringend auf den Weg zu bringen. 

Zum Thema Soziales, Kinder, Familie gehört auch 
das Thema Bildung. Da sei erwähnt, dass die CDU 
am gegliederten Schulsystem festhält, dass die SPD 
zum gegliederten Schulsystem eine weitere Schul-
art dazustellt und dass in dem Stammland der Re-
formpädagogik bei dem Menschen wie Salzmann, 
Fröbel, GutsMuths, Petersen, Lietz oder Reichmann
Maßstäbe gesetzt haben, nun die Mutlosigkeit um 
sich greift. Allein auf sie zu verweisen reicht nicht, 
verehrte Frau Lieberknecht. Der Thüringen-Monitor 
von 2007 sagt, dass zwei Drittel der Thüringer Bürger 
der Meinung sind, dass der Schulerfolg von der so-
zialen Herkunft abhängt. Die PISA-Studie 2006 zeigt 
auf, dass Schüler aus den sogenannten bildungs-
fernen Elternhäusern in Thüringen dreimal schlechte-
re Chancen haben, ein Gymnasium zu besuchen, 
als vergleichbare Schüler aus besseren sozialen Her-
künften. Die Schule in Thüringen reproduziert und 
verstärkt sogar soziale Unterscheide. 70 Prozent der 
Bürger wollten laut einer Wahlumfrage vom April die-
ses Jahres längeres gemeinsames Lernen, und zwar 
aller Schülerinnen und Schüler.  

(Beifall DIE LINKE) 

7,3 Prozent der Schüler in Thüringen haben im letz-
ten Schuljahr die Schule ohne Schulabschluss ver-
lassen. Allein in den letzten sechs Schuljahren wa-
ren das 12.000 Schüler ohne Schulabschluss, die 
Thüringer staatliche Schulen verlassen haben. Die 
Handwerkskammern beklagen in diesem Monat wie-
der mangelnde Ausbildungsfähigkeit vieler Schul-
abgänger und dass trotz eines zu erwartenden Über-
angebots an Ausbildungsplätzen zahlreiche Schul-
abgänger mit keinem Ausbildungsplatz wegen schu-
lischer oder sozialer Defizite versorgt werden kön-
nen. Mit fast 7 Prozent hat Thüringen immer noch 
eine überdurchschnittlich hohe Förderschulquote. 
53 Prozent aller Regelschulen und 76 Prozent aller 
Gymnasien in Thüringen haben keinerlei zusätz-
liches Angebot über den Unterricht hinaus, also kei-
nerlei Ganztagsangebot. Fehlende Unterstützungs-
angebote für Schulen heißt ein Schulsozialpädagoge 
auf zehn Schulen, heißt ein Schulpsychologe auf 68 
Schulen. Die Zwei-Klassen-Gesellschaft in Lehrer-
zimmern durch Ungleichbehandlung der Lehrer und 
Differenzierung in Angestellte, Beamte, Teilzeit und 
Vollzeit usw. sei nur festgestellt und erwähnt. Aus 
allen diesen Gründen hätten wir einen Aufbruch für 
längeres gemeinsames Lernen auf den Weg bringen 
müssen. Statt also eine Gemeinschaftsschule an-
zustreben, hätten wir die Trennung nach der Grund-
schule Klasse 4 aufgeben und bis zur Klasse 8 den 
Lernprozess organisieren müssen, 

(Beifall DIE LINKE) 

hätten wir die Lehrerausbildung auf die Verände-
rung der pädagogischen Ansätze hin neu ausrich-
ten müssen und eine moderne und zukunftsorien-
tierte Lehrerausbildung etablieren müssen. Thürin-
gen hätte Vorreiter und Modell für Lehrerausbildung 
für ganz Deutschland werden können. Auch die Er-
wähnung der Ganztagsschule ist zu begrüßen, doch 
wir müssen sie so weiterentwickeln, dass in ihr auch 
eine andere Form des gemeinsamen Lernens er-
möglicht wird.  

Und ein Letztes: Schulspeisung ist eben nicht Armen-
speisung, 

(Beifall DIE LINKE) 

sondern es muss eine vom sozialen Status unab-
hängige Regelleistung für jeden sein. Hier hätten wir 
den Maßstab, um mit allen Bundesländern endlich 
einen nationalen Bildungspakt verabreden zu kön-
nen und die Forderung aufstellen zu müssen, dass 
in Zukunft 7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts für 
Bildung auf der ganzen Breite aller Bildungseinrich-
tungen ausgegeben werden muss. Dazu gehört auch 
ein deutliches Aufstocken der bundesweiten Bil-
dungsausgaben für Hochschulen und Universitäten. 
1 Prozent des Bruttoinlandsprodukts gibt Deutsch-
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land für Hochschulen und Universitäten aus. Das ist 
viel zu wenig im Verhältnis zu allen europäischen 
Nachbarländern. Der Bildungsstreik ist ein Alarm-
zeichen, bei dem wir nicht einfach nur unsere Un-
terstützung verbal äußern dürfen. Wir müssen dafür 
sorgen, dass Master- und Bachelor-Studien wieder 
hin zu einer wissenschaftlichen Ausbildung entwi-
ckelt werden. Das heißt aber auch, studienbeglei-
tende Grundlagen ermöglichen, 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

das heißt ausreichendes Material, das heißt Biblio-
theken, das heißt technische Voraussetzungen - und 
dann könnten wir mit dem Stichwort „Studienstand-
ort Thüringen“ in Gänze werben, um jungen Leuten 
den Weg nach Thüringen zu erleichtern. Mit einem 
ausfinanzierten und dauerhaft abgesicherten Studen-
tenwerk müssen wir auch Angebote entwickeln, die 
uns deutschlandweit attraktiv machen. Eine integrierte 
Studentenkarte, ein Semesterticket, mit dem sämt-
liche Nahverkehrsmittel in Thüringen in Gänze be-
nutzt werden können, wären zum Beispiel ein solches 
Angebot. Aber auch ein preiswertes Wohnen für jun-
ge Leute, Kinderbetreuung auf dem Campus und wei-
tere solche Beispiele ermöglichen es uns, ein Spit-
zenland beim Thema Bildung zu werden. In West-
deutschland muss man den Kopf nach uns drehen 
und über unsere ungewöhnlichen Maßnahmen stau-
nen. So würde es gelingen, die innerdeutsche Gren-
ze, die zum Glück nicht mehr in der Landschaft steht, 
aber in den Köpfen immer noch vorhanden ist, zu 
überwinden. Zu viele junge Menschen in West-
deutschland denken nicht über Thüringen als Studien-
standort nach. Deshalb brauchen wir eine andere 
Sicht auf unsere Universitäten und Fachhochschu-
len.

(Beifall DIE LINKE) 

Gemeinsam mit den Berufsakademien, den Fach-
hochschulen und Universitäten sollten wir den Be-
griff „Campus Thüringen“ wieder in den Vordergrund 
stellen. Unsere Antwort auf die Studentenproteste 
muss das ehrgeizige Leitbild sein, modernstes Bil-
dungsland sein zu wollen. Das meint Kitas, das meint 
Schulen, das meint Fachhochschulen, Universitä-
ten, Berufsakademien, das meint aber auch eine Lan-
desregierung, die sich im Bund dafür stark macht, 
dass im Grundgesetz nicht nur eine Schuldengren-
ze eingebaut und verteidigt wird, sondern dass im 
Grundgesetz endlich eine Bildungsindexierung von 
7 Prozent festgeschrieben und aufgenommen wird. 
Dies würde uns im Übrigen davor schützen, dass 
andere Bundesländer bei der Verhandlung des Län-
derfinanzausgleichs das Geld wieder gegen uns an-
rechnen, die bei sich weniger für Kinder, Jugend und 
Schule ausgeben. Es muss einen nationalen Bil-

dungspakt geben, bei dem alle zusammen neue We-
ge gehen. Wir müssen als Thüringer in der Tradition 
der großen Reformpädagogik des vergangenen Jahr-
hunderts Motor dieses innovativen Ansatzes sein. 
Um neue Ansätze umzusetzen, bedarf es nicht mehr 
Geld, sondern einfach nur einigen politischen Mutes, 
auch mit westdeutschen Denkblockaden endlich zu 
brechen. Ambulant und stationär habe ich erwähnt. 
Integriertes Lernen und längeres gemeinsames Ler-
nen meint es ebenso wie ein einheitliches Dienstrecht 
im öffentlichen Dienst und einen systematischen Aus-
bau der Mitbestimmungsrechte für Bedienstete und 
alle Bürgerinnen und Bürger. Worauf Thüringen aus 
eigener Kraft gar keinen Einfluss hat, was aber alles 
beeinflusst, ist die Frage der Steuereinnahmen. Hier 
im Koalitionsvertrag einfach zu sagen, dass Steuer-
senkungen der schwarz-gelben Koalition im Bun-
desrat mit Nein beantwortet werden, wenn sie den 
Landeshaushalt Thüringen betreffen, ist viel zu we-
nig. Dann kommen Mehrheiten ohne uns zustande 
und der Wettbewerbsföderalismus schlägt zu. Schon 
die Schuldenbremse ist in ihrer Systematik ein Instru-
ment der starken Südstaaten Bayern, Baden-Würt-
temberg und Hessen gegen die armen Nordstaaten. 
Hier haben die ostdeutschen Länder leider nicht mit 
einer Stimme gesprochen. Jetzt kommt der Bume-
rang, denn die Schuldenbremse sieht für die Bundes-
haushalte eine großzügigere Regelung vor als für die 
Landeshaushalte. Das Ergebnis ist, dass die wirt-
schaftlich Stärkeren besser mit Steuersenkungen 
klarkommen und die wirtschaftlich Schwächeren sys-
tematisch damit in die Verarmung getrieben werden. 
Deshalb fordern wir auch von der Landesregierung, 
dass gegen die Steuersenkung mit einer Klage beim 
Bundesverfassungsgericht erzwungen wird, dass der 
Bundeshaushalt das ausgleicht, was er an Steuer-
geschenken, an Einnahmeverlusten produziert. Die 
Steuergeschenke der einen bedeuten die Verarmung
der öffentlichen Haushalte bei den anderen. Dage-
gen müssen wir uns aktiv zur Wehr setzen und da-
ran werden Sie sich messen lassen müssen.  

(Beifall DIE LINKE) 

Diese Form der Steuergeschenke ist die Umvertei-
lung mithilfe des Staates von unten nach oben und 
es ist Abbau an Standards, der das Zusammenle-
ben in einem sozialen Rechtsstaat weiter zerstört. 
Dazu sagen wir deutlich Nein. Ihre Antwort ist uns 
dazu zu halbherzig.  

(Beifall DIE LINKE) 

Verwundert sind wir allerdings, dass im Bund jah-
relang von CDU und FDP verkündet wurde, Steuer-
senkungen auf Pump seien unverantwortlich. Das 
sei ein Vergehen an der nächsten Generation. Jetzt 
gibt es Steuersenkungen auf Pump, dazu kann ein 
Nein im Bundesrat nicht die adäquate Antwort sein. 
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Hier heißt es, mit einer Klage in Karlsruhe gegen-
zusteuern, und dann müssen die Verfassungsrich-
ter entscheiden, wie der Eingriff in die Haushalts-
rechte der Länder endlich wirksam gestoppt wird. Am 
Schluss wären wir nur noch nachgeordnete Dienst-
stelle und da, liebe Frau Lieberknecht, haben Sie sich 
schon mit Ihrem Engagement am Lübecker Konvent 
gegen die Entmachtung der Länderparlamente aktiv 
zur Wehr gesetzt. Wir nehmen Sie jetzt ernst und 
fordern den Mut für unser Land, gemeinsam in Karls-
ruhe dazu Maßstäbe zu erzwingen.  

Ausdrücklich schließen will ich mit dem Verweis, dass 
Geldausgeben kein Selbstzweck ist und deshalb 
jede Verwaltungsmaßnahme und jeder Haushalts-
posten auf den Prüfstand gehört. Dies werden wir 
gern aktiv begleiten, aber dies macht nur Sinn, wenn 
die Haushaltskonsolidierung über die Einnahmenseite 
ebenso gestärkt wird. Hier vermissen wir eindeutige 
und klare Antworten. Ich finde es erstaunlich, dass 
nun selbst Frau Merkel von der Börsenumsatzsteuer 
geredet hat.  

(Zwischenruf Matschie, Minister für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur: Das finde 
ich auch erstaunlich.) 

Jetzt käme es darauf an, Vermögensteuer, Erb-
schaftsteuer, Börsenumsatzsteuer, Kapitalertrag-
steuer direkt unter die Lupe zu nehmen und einen 
Ausbau der Steuerquote über Steuergerechtigkeit 
herzustellen. Warum sollten die am Finanzmarkt Be-
teiligten nicht mit einer entsprechenden Abgabe be-
legt werden? Hier hat die SPD interessante Fest-
legungen in der Bundesprogrammatik getroffen. Dann 
lassen Sie uns nicht nur über einen verzögerten 
Haushalt und die Haushaltslöcher durch die Wirt-
schaftskrise reden, sondern lassen Sie uns aktiv für 
mehr Steuereinnahmen werben, damit diejenigen, 
die bislang in der Krise und an der Krise verdient 
haben, auch an der Finanzierung des Sozialstaats 
endlich nachdrücklich beteiligt werden.  

(Beifall DIE LINKE) 

Aus all diesen Gründen, meine Damen und Herren, 
sagen wir unsere Zusammenarbeit in dieser Rich-
tung ausdrücklich zu. Wir stellen aber fest, dass die 
Koalition geprägt ist durch ein gewisses Maß an Mut-
losigkeit, wenn es um große Reformansätze für die 
nächsten Jahre und Jahrzehnte geht. Wir stellen fest, 
dass der Koalitionsvertrag bei den Themen Kultur, 
Bildung, Verwaltungsmodernisierung und Energie 
nicht den großen Wurf darstellt. Er enthält kleine 
Ansätze, viele Vorbehaltsprüfungen und noch mehr 
Floskeln. Er atmet auch den Stillstand einer Partei, 
die 19 Jahre mit ihrem Personal konservativ und teil-
weise rückwärts gewandt ideologisch verbrämt den 
Stillstand in Thüringen zu verantworten hat.  

(Beifall DIE LINKE) 

Deshalb können wir nicht begeistert auf die Bänke 
klopfen und Ihnen zurufen, dass dies ein großer 
Wurf sei.  

Wir stellen fest, dass im 40. Jahr der Rede von Willy 
Brandt im Deutschen Bundestag, bei der er den zent-
ralen Satz formuliert hat: „Wir wollen mehr Demo-
kratie wagen.“, die Thüringer Landesregierung die-
sen Weg wohl nicht gehen will. Wir hätten uns ei-
nen Aufbruch in mehr Demokratie und in mehr Po-
litik gewünscht. Das wäre der Ansatz, für den wir 
standen und stehen. Er dient uns als Kompass, mit 
dem wir Sie begleiten und wenn es sein muss, un-
terstützen, aber auch da, wo es nötig ist, deutlich 
kritisieren werden. Auf den neuen Stil im Landtag 
würden wir uns freuen; ob daraus ein neuer Inhalt 
entsteht, bleibt abzuwarten. Erkennen können wir 
den neuen Stil und Inhalt jedenfalls im Nebel der all-
gemeinen Worte zurzeit noch nicht; wir warten auf 
die Taten. Vielen Dank. 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsidentin Diezel: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Zu Wort gemeldet 
hat sich Abgeordneter Mike Mohring. 

Abgeordneter Mohring, CDU: 

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wir haben als CDU-Fraktion gestern gesagt, 
das wird ein Plenum voller Erwartungen. Ich glau-
be, die Erwartungen sind erfüllt in positiver wie auch 
in negativer Hinsicht. Ich will zuerst das positive Bei-
spiel nennen: Frau Ministerpräsidentin, wir danken 
Ihnen für Ihre Regierungserklärung, sie hat die Er-
wartungen, die wir in sie gesetzt haben, erfüllt. 

(Beifall CDU) 

(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE: 
Wir danken Partei und Regierung.) 

Aber wir wissen auch, das wollen wir auch feststel-
len, der Oppositionsführer im Thüringer Landtag hat 
die Erwartungen erfüllt, die wir in ihn gesetzt haben. 
Wir werden uns damit auseinandersetzen. Es war 
eine Rede voller Tränen, es war eine Rede voller 
Traurigkeit, sie war nicht zukunftsorientiert, sie war 
so, wie sie ist, negativ; wir haben das erwartet. 

(Beifall CDU) 

Meine Damen und Herren, ich will zunächst etwas 
Grundsätzliches sagen. Am 30. August haben die 
Thüringer Bürgerinnen und Bürger das Wort gehabt. 
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Sie haben den 5. Thüringer Landtag gewählt seit 
1990. Wir haben mit diesem Wahltermin am 30. Au-
gust fünf durchgehaltene Wahlperioden der Abge-
ordneten hier im Thüringer Landtag, fünf Parlamente 
ohne Rechtsextremisten, fünf Proben auf die de-
mokratische Reife unserer Bürgerinnen und Bürger 
hier in diesem Freistaat. Ich glaube, wir können auf 
diese demokratische Reife sehr stolz sein. 

(Beifall CDU) 

Meine Damen und Herren, vier Landtage, drei Mi-
nisterpräsidenten mit ihren Kabinetten haben gute 
politische Rahmenbedingungen gesetzt. Mit der Re-
gierungserklärung jetzt nimmt eine neue Landesre-
gierung die Arbeit auf der Grundlage der Koalitions-
vereinbarung von CDU und SPD in Thüringen auf. 
Wir haben diesen Koalitionsvertrag in einem konzent-
rierten Diskussionsprozess vereinbart, vereinbart, 
was wir gemeinsam umsetzen wollen, vielfach mehr 
als manche Beobachter vermutet haben. Jetzt geht 
es an die Arbeit, jetzt wird fünf Jahre für Thüringen 
gearbeitet. Wir freuen uns darauf und wir wollen das 
gemeinsam tun. 

(Beifall CDU) 

Meine Damen und Herren, mit diesem Koalitions-
vertrag werden wir ein neues Kapitel Thüringer Er-
folgsgeschichte schreiben. Wir Thüringer Christde-
mokraten wollen das gemeinsam mit den Thürin-
ger Sozialdemokraten tun. Wahrscheinlich schreiben 
wir diese Erfolgsgeschichte mit einem roten Füllfe-
derhalter, aber wir schreiben sie mit schwarzer Tin-
te und das werden wir in großer Souveränität tun. 

(Beifall CDU) 

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE 
LINKE: Was da für Zahlen herauskom-
men werden?) 

Dass Thüringen Erfolgsgeschichte geschrieben hat, 
kann man an vielen Parametern ablesen. Wir haben 
in der Arbeitsmarktsituation - wenngleich unsere Ar-
beitslosenquote in Thüringen immer noch hoch ist 
- Spitzenwerte in den neuen Bundesländern. Wir 
sind dabei, in Industriearbeitsplätzen weiter unsere 
Sockelarbeitslosigkeit abzubauen und Menschen hier 
in Thüringen Beschäftigung zu geben. Wir haben eine 
einmalig hohe Betriebsdichte, eine weit gefächerte 
Branchenstruktur - das ist in der Regierungserklä-
rung noch einmal sehr deutlich geworden - auch in 
ihrer Spezialisierung in wichtige Bereiche, in denen 
wir Weltmarktführerschaft in Thüringen erreicht ha-
ben. Thüringen ist definitiv als Innovationsland zu be-
zeichnen, in der Optoelektronikclusterindustrie, in der 
Solarclusterindustrie. Wir haben dafür auch gute Rah-
menbedingungen geschaffen mit unserem Hoch-

schulpakt, mit der Exzellenzinitiative, mit der Gebüh-
renfreiheit des Studiums, was Studiengebühren be-
trifft. Wir haben mit der Familienpolitik und der Wahl-
freiheit im Zentrum beispielgebende Akzente gesetzt 
und wir wollen auch mit der Frage der Durchlässig-
keit an zentralen Gesichtspunkten in der Bildungs-
politik wichtige Akzente, was die Qualitätssicherung 
betrifft, setzen.  

Was uns ganz wichtig und entscheidend ist: Wir wol-
len den Thüringer Bürgerinnen und Bürgern Heimat 
geben. Ich glaube, wir haben dazu die Grundlage mit 
der Thüringer Landgemeinde gesetzt. Es liegt jetzt 
an uns, dieses Modell so erfolgreich umzusetzen, 
dass es wichtige Identifikationsräume in der Zukunft 
sichern kann.  

(Beifall CDU) 

Und, meine Damen und Herren, wir hätten dieses 
sichere Fundament nicht, wenn wir nicht in den letz-
ten drei Haushaltsjahren keine neuen Schulden ge-
macht hätten. Wir können darauf ruhig ein Stück stolz 
sein.  

(Beifall CDU) 

Deshalb will ich noch einmal von hier vorn im Na-
men der CDU-Fraktion den Landesregierungen dan-
ken, die wir in den letzten zehn Jahren allein getra-
gen haben. Das waren die Kabinette von Bernhard 
Vogel und das war das Kabinett von Dieter Althaus. 
Vielen Dank für dieses Fundament, vielen Dank für 
die Mitarbeit aller Minister und aller Staatssekretä-
re in diesen Jahren.  

(Beifall CDU) 

Aber neue Zeiten verlangen auch neue Antworten 
und nichts ist so gut, dass man es nicht noch besser 
machen kann. Die CDU ist davon überzeugt, dass 
wir mit dieser Koalition, jetzt mit der Partnerschaft 
von CDU und SPD,  

(Beifall SPD) 

mehr bewegen können als in allen anderen denk-
baren Koalitionsoptionen, die nach dem 30. August 
möglich gewesen wären. Wir wollen mehr bewegen 
und wir werden mehr bewegen für Thüringen.  

(Beifall CDU) 

Deshalb ist natürlich die Frage zu beantworten: Vor 
welchen Herausforderungen stehen wir? Ich bin fest 
überzeugt, die großen Herausforderungen verlangen 
am Ende große Verantwortung und verlangen auch 
große Gemeinsamkeit, diese Fragen zu diskutieren 
und danach, wenn möglich, natürlich zu großen ge-
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meinsamen Verantwortungen und Entscheidungen 
zu kommen.  

Der demographische Wandel, allein gekennzeichnet 
durch einen Abwanderungs- und Sterbefallüber-
schuss, verlangt von uns alle Anstrengungen, der Zu-
kunft Herr zu werden. Deshalb will ich niemandem 
Sand in die Augen streuen, aber wenn ich davon re-
de, dass nicht unbedingt Überalterung unser Prob-
lem ist, sondern Unterjüngung, dann wissen wir auch, 
welche zukunftsreichen Entscheidungen wir insge-
samt in der Gesellschaft treffen müssen. Deswe-
gen gehört auch dazu, dass wir uns unter diesen 
nachhaltigen Gesichtspunkten auch der Frage der 
Schonung der Umwelt, des Klimas stellen und un-
sere vorhandenen Ressourcen nutzen und darum 
schauen müssen, welchen Beitrag kann so ein klei-
nes Land wie Thüringen in dieser wichtigen Frage 
leisten. Das ist wichtig, damit unsere Wirtschaft kon-
kurrenzfähig ist, damit das Fundament unseres Wohl-
fahrtsstaates gesichert, aber auch gesteigert werden 
kann. Dazu gehören nicht zuletzt Innovationskraft 
in den Freistaat und dazu gehören zuallererst Fach-
kräfte. Deswegen müssen wir alles tun, damit jun-
ge Menschen hier als Fachkräfte eine Perspektive 
haben, und wir müssen alles tun, damit die, die in den 
letzten Jahrzehnten Thüringen verlassen haben, wie-
der hier zurückfinden und hier ihre Zukunft finden.  

(Beifall CDU, SPD) 

Dass das notwendig ist, beschreibt eine ganz an-
dere Herausforderung, nämlich die finanzielle Heraus-
forderung. Ich will darauf gern später noch einmal ein-
gehen. Die Dramatik nach der jüngsten Steuerschät-
zung ist dargelegt. Wir werden dazu heute auch in 
der Aktuellen Stunde debattieren. Das verlangt be-
sondere Entscheidungen und deshalb bin ich der Mi-
nisterpräsidentin sehr dankbar, dass sie in ihrer Re-
gierungserklärung einer soliden Haushaltspolitik das 
Wort geredet hat. Unsere Fraktion wird sie dabei 
nach Kräften unterstützen.  

(Beifall CDU) 

Aber, meine Damen und Herren, eines will ich an 
dieser Stelle sagen, und das soll zum 30. August 
noch dazugehören: Die Thüringer Wähler haben nicht 
den politischen Wechsel gewählt. Alle Umfragen da-
vor, aber auch das Wahlergebnis haben gezeigt, eine 
große Mehrheit der Thüringer Bevölkerung wollte 
eine Regierung unter der Mitverantwortung der CDU.

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE 
LINKE: Aber auch nicht die CDU.) 

(Beifall CDU) 

Das war wichtig, dass das zustande gekommen ist. 
Dafür sind wir all den Beteiligten sehr dankbar, die mit 
Sorgfalt und mit Langmut, aber auch mit Konsequenz 
auf dieses Ergebnis hingewirkt haben. Rot-Rot-Grün 
war vor allem für die eine Horrorvision, die bis 1989 
unter der SED-Herrschaft gelitten haben.  

(Beifall CDU) 

Meine Damen und Herren, die CDU ist stärkste Frak-
tion in diesem Thüringer Landtag geworden. Wir sind 
kleiner geworden, wir wissen das; für uns war der 
30. August mit seinem Ergebnis schmerzhaft. Deswe-
gen haben wir uns auch vorgenommen, natürlich jetzt 
diesen neuen Landtag so zu starten, dass wir daraus 
auch unsere Lehren gezogen haben. Wir wollen auch 
in großer Gemeinsamkeit viele Dinge auf den Weg 
bringen. Wir haben das in den ersten Sitzungen die-
ses Thüringer Landtags getan, aber wir wollen auch, 
dass parlamentarische Demokratie in seiner Wirkung 
sich entfalten kann. Dazu gehört auch, dass parla-
mentarische Mehrheiten sich in parlamentarischen 
Gremien abbilden müssen. Das hat nichts mit Dis-
kriminierung zu tun, sondern das hat etwas damit 
zu tun, dass Demokratie funktionieren muss. De-
mokratie funktioniert durch Verantwortungsübernah-
me und letztlich auch immer durch Mehrheitsent-
scheidungen.  

(Beifall CDU) 

Deshalb will ich Ihnen gern sagen, nachdem Sie ja, 
Herr Ramelow, in Ihrer Replik auf die Regierungs-
erklärung zuallererst beklagt haben mit dem länge-
ren Teil Ihrer Erwiderung, dass es nicht um Posten- 
und Verfahrensfragen gehen könne, haben Sie sich 
dann aber fast eine halbe Stunde lang nur über Pos-
ten beklagt, die Ihre Fraktion nicht erreichen könne 
oder erreichen werde. Sie haben sich zwar als Fach-
mann für Posten- und Verfahrensfragen entwickelt, 
aber, ich glaube, es geht nicht nur um PKK und Rech-
nungshof und Gerichte, es geht um Inhalte, es geht 
um die Zukunft dieses Landes und da muss jeder in 
seiner Rolle, die er in Parlamenten zugewiesen be-
kommen hat, auch seine Rechte wahrnehmen. Die 
einen kontrollieren die Regierung und die anderen 
führen dieses Land. So soll die Aufteilung auch sein. 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Eben.) 

(Beifall CDU) 

Eines hat mich erschreckt, als Sie erneut vom de-
mokratischen Sozialismus gesprochen haben. Ich 
will es gern mit Franz Josef Strauß halten, der zum 
demokratischen Sozialismus einmal gesagt hat, er 
sei wahrscheinlich ähnlich wie geröstete Schnee-
bälle. Dem will ich mich anschließen. Die historische 
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Erfahrung zeigt, erst wird die Wirtschaft verstaat-
licht und dann das Denken. 

(Beifall CDU) 

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE 
LINKE: Das hat auch die SPD im Pro-
gramm.) 

Wir wollen Freiheit nutzen, wir wollen Denken ermög-
lichen und wir wollen Denken nicht verstaatlichen.  

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
In den USA herrscht dann wohl Sozialis-
mus.) 

Deshalb, meine Damen und Herren, zeigt sich durch 
Ihre ganze Replik auf die Regierungserklärung, Sie 
haben für die alten Probleme, die Sie aufgezeigt ha-
ben, keine neuen Lösungen. Das Problem der 
LINKEN hier in Thüringen ist, dass sie immer noch 
mit alten Ansätzen probiert, alte Probleme zu lösen. 
Ich würde Ihnen einen Blick nach Nordrhein-West-
falen in das Wahlprogramm der LINKEN empfehlen. 
Manchmal scheinen Ihre Kollegen dort schon wei-
ter zu sein als auf dem Stand, auf dem Sie verharrt 
sind.  

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen das noch 
einmal ganz klar sagen und das gehört auch zur ab-
schließenden Betrachtung zum 30. August dazu: 
Wer sich fünf Wochen lang nach dem Landtagswahl-
termin nur darüber streitet, wer könnte Thüringer Mi-
nisterpräsident sein und wer dann ein Dutzend Na-
men auf dem Jahrmarkt der Politik aufträgt, wer fünf 
Wochen darüber streitet, wer dieses Land führen 
soll, der kann mit Sicherheit nicht für fünf Jahre eine 
Regierung bilden und das Land führen. Deswegen 
sind Sie zu Recht in der Oppositionsrolle gelandet.  

(Beifall CDU) 

Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, nach-
dem Sie so oft von den Sondierungsgesprächen, 
die Sie mit den GRÜNEN und der SPD geführt ha-
ben, gesprochen haben und auch selbst gefertigte 
Protokolle im Internet veröffentlicht haben, dass Sie 
diese Sondierungsgespräche noch nicht verarbeitet 
und auch noch nicht verwunden haben. Ich empfehle 
Ihnen, wenn Sie eine ruhige Minute haben, tragen 
Sie diese Gespräche bei einem ruhigen Bier mit 
Christoph Matschie noch einmal aus, aber hören Sie 
bitte auf, hier vor dem Thüringer Landtag darüber zu 
weinen, dass die Sondierungsgespräche nicht zum 
Erfolg gekommen sind.  

(Beifall CDU) 

Ihr geht trinken und ich zahle euch das Bier, wenn 
es nicht so lange dauert. 

Meine Damen und Herren, die Frage ist doch jetzt, 
wo wollen wir hin - nicht der rückwärtsgewandte 
Blick, was man hätte machen können und welche 
Rezepte seit Jahren hier immer wieder im Plenum 
verkauft werden. Wichtig ist, die Menschen in Thü-
ringen sollen sich zu Hause fühlen. Dafür sind gute 
Arbeitsbedingungen und gute Lebensbedingungen 
Grundlage und Voraussetzung. 

Meine Damen und Herren, dazu ist viel geschehen, 
ich habe das gesagt, aber es reicht bei Weitem nicht 
aus und wir wollen noch mehr tun. Es ist wichtig, 
dass die Menschen, die in Thüringen Arbeit haben, 
dafür leistungsgerechte Löhne bekommen. Wir wol-
len unseren Beitrag als Politik leisten, dass das mög-
lich ist. Für gute Arbeit muss es gute Löhne geben. 

(Beifall CDU) 

Damit auch die Wirtschaft in der Lage ist, diese gu-
ten Löhne zu zahlen, wollen wir ein wirtschaftlich in-
novatives Land mit lebenslangem Lernen als Quel-
le beständiger Erneuerungen ermöglichen. Wir wol-
len ein solidarisches Gemeinwesen, in dem Fami-
lien optimale Bedingungen finden und das Miteinan-
der von Generationen vorbildhaft organisiert ist. Wir 
wollen ein landschaftlich reizvolles und kulturelles 
Land weiter ausbauen, wir wollen ein Land, dass in 
Bereichen wichtige Maßstäbe setzt und eine Vor-
reiterrolle in Deutschland übernimmt. Wir wollen ein 
Thüringen, das Menschen an das Land bindet und 
andere anzieht, das als grünes Herz Deutschlands 
im Mittelpunkt Europas quasi Anziehungspunkt und 
Magnet für die Deutschen und für die Europäer ist.  

(Beifall CDU) 

Meine Damen und Herren, dazu hat der Koalitions-
vertrag in wichtigen politischen Handlungsfeldern 
zahlreiche Maßstäbe gesetzt. Ich will Ihnen deshalb 
aus unserer Sicht zu einigen dieser Maßstäbe un-
sere Bewertung und Perspektiven noch einmal auf-
zeigen. Für uns ganz wichtig ist, das will ich zualler-
erst sagen, ein stabiler staatlicher Rahmen mit ver-
lässlichen Regeln. Der Kern der staatlichen Aufga-
ben, Sicherheit und Ordnung herzustellen, geht nur, 
wenn es verlässliche Regeln gibt. Wir wissen, ver-
lässliche Regeln sind nicht alles, aber ohne solche 
Regeln ist alles nichts. Deshalb will ich noch ein-
mal auf die ständig wiederkehrenden Ergebnisse 
des Thüringen-Monitors verweisen. Die Zustimmung
zur Freiheit, das sagen die Thüringer Bürgerinnen 
und Bürger in allen Umfragen, hängt von der Sicher-
heit und der Lebenssituation ab. Es gibt nieman-
den, der einen starken Verfassungs- und Rechts-
staat mehr braucht als die Schwachen. Wir wollen 
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den Schwachen in unserer Gesellschaft diesen si-
cheren Rechtsstaat garantieren. 

(Beifall CDU) 

Meine Damen und Herren, dazu gehört, dass wir den 
Polizeinachwuchs in Thüringen sichern wollen. Wir 
brauchen für die Thüringer Polizei eine gute Pers-
pektive. Dazu hat der Koalitionsvertrag die Grund-
lagen gelegt.  

(Beifall CDU) 

Wir wollen eine Strukturreform der Polizei, wir wol-
len die Kontaktbereichsbeamten sichern und die Ba-
sisdienststellen als Richtschnur im ländlichen Raum 
als Sicherheitspunkte verankern. Deswegen, mit der 
einen Grundlage, die auf dieser Seite zu schaffen, 
gehört auf der anderen Seite auch dazu, dass wir 
die Auseinandersetzungen mit dem politischen Extre-
mismus und politisch motivierter Gewaltkriminalität 
jederzeit suchen und Extremismus, wo immer er auf-
taucht, in Thüringen auch gemeinsam bekämpfen.  

Deshalb, meine Damen und Herren, ist es wichtig, 
dass das Landesamt für Verfassungsschutz alle Un-
terstützung, unsere politische Unterstützung hier er-
hält, dass wir die parlamentarischen Kontrollrechte 
in ein gutes Maß mit aufwerten, dass auch der Land-
tag an dieser Situation gut beteiligt ist. Deshalb ist 
unsere gemeinsame Erklärung, die wir in der 1. Land-
tagssitzung verabschiedet haben, mit dem dort ge-
meinsam geforderten Landesprogramm für Demokra-
tie, für Toleranz und Weltoffenheit ein Maßstab, wo 
wir Maßnahmen gegen Extremismus bündeln wer-
den. Wir bekennen uns zu dieser gemeinsamen Er-
klärung ausdrücklich. Ich bin deshalb allen Fraktionen 
dankbar, dass sie diese gemeinsame Entschließung, 
einen umfassenden Ansatz gewählt und gemeinsam 
mit auf den Weg gebracht haben. Schwerpunkt bleibt 
hier und heute, Rechtsextremismus zu bekämpfen. 
Aber das kann sich ändern, wenn man nur nach Ber-
lin schaut. Dort hat der Berliner Innensenator Ehr-
hart Körting zuletzt gesagt, dass ein stärkeres Vorge-
hen gegen linksextreme Gewalt genauso unumgäng-
lich ist wie der Kampf gegen Rechtsextremismus. Wir 
teilen aus Thüringer Sicht diese Einschätzung des 
Berliner Innensenators.  

(Beifall CDU) 

Deshalb, meine Damen und Herren, rufen wir uns im-
mer wieder in Erinnerung, mit dem Rechtsextremis-
mus setzen wir uns nicht nur auseinander, weil er 
rechts ist, sondern vor allen Dingen, weil er extre-
mistisch ist. Deshalb gilt insgesamt für uns die Fra-
ge, den politischen Extremismus zu bekämpfen.  

(Beifall CDU, FDP) 

Ich will an dieses Kapitel noch einmal unsere eige-
ne Perspektive anschließen. Wir haben einen neuen 
Thüringer Landtag in dieser 5. Wahlperiode, einen 
bunteren Landtag, einen vielfältigeren Landtag. Ich 
will es ausdrücklich sagen und bitte verstehen Sie 
es auch als Handreichungsgeste: Wir freuen uns, 
dass Liberale und Bündnisgrüne hier im Thüringer 
Landtag jetzt mit uns in diesen fünf Jahren gemein-
sam in diesem Freistaat Thüringen Verantwortung 
übernommen haben. Wir wollen diese Arbeit gemein-
sam mit Ihnen auf den Weg bringen. Ich glaube, wir 
haben in den ersten Landtagssitzungen gezeigt, dass 
es uns mit dieser Einladung ernst ist. Deswegen 
bin ich dankbar, dass wir es geschafft haben, das 
Landtagspräsidium so zu erweitern, dass wir uns 
alle wiederfinden. Da haben die großen Fraktionen 
von den LINKEN und auch der CDU ihren Beitrag 
mit geleistet. Ich will das ausdrücklich sagen. Ich bin 
dankbar dafür, dass wir uns bei der Ausschussfra-
ge verständigt haben. Ich will auch nicht verhehlen, 
obwohl das für die Öffentlichkeit gar nicht wichtig ist, 
aber für unsere eigene Verfasstheit, dass wir auch 
eine Lösung gefunden haben nach vielen Wochen 
und Monaten und die Raumfrage nunmehr endgül-
tig geklärt haben und endlich gute Arbeitsbedingun-
gen für alle Fraktionen geschaffen haben. Auch das 
gehört zu guter Demokratie dazu, dass so etwas ge-
lingt.  

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wir  
freuen uns auch.) 

Meine Damen und Herren, das soll dafür stehen, 
dass wir uns als Christdemokraten in diesem Landtag 
dafür einsetzen wollen, dass ein diskussionsfreudi-
ger Landtag arbeiten kann, weil er wichtig ist für par-
lamentarische Demokratie, für die Auseinanderset-
zung, für die, die das Parlament beobachten, die 
hier als Zuschauer sitzen, die aber auch an anderen 
Tagen schauen, was macht dieser Thüringer Land-
tag. Deswegen wollen wir transparente Entscheidun-
gen ermöglichen. Wir wollen, dass die Bürger teil-
haben können an unseren Entscheidungsprozessen. 
Deshalb wollen wir auch - und sind dankbar, dass es 
in der Regierungserklärung so zum Ausdruck gekom-
men ist - mit dazu beitragen, dass die Rechte des 
Thüringer Landtags weiter ausgebaut und gestärkt 
werden. Frau Ministerpräsidentin, ich bin ausdrück-
lich dankbar, dass Sie auch vonseiten der Landes-
regierung einen Schwerpunkt auf die Stärkung der 
Rechte des Parlaments gesetzt haben. Wir wollen 
das gemeinsam in Angriff nehmen, weil es der De-
mokratie guttut. Wenn ein Parlament gut funktio-
niert, wenn die aktiven Akteure der Demokratie zu-
sammenarbeiten, dann stärken wir die Mitte der Ge-
sellschaft und lassen wenig Platz für die Extremis-
ten von ganz links und von ganz rechts. Am Ende ist 
das unsere Aufgabe, warum wir als Volksvertreter 
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hier in der Mitte in diesem Haus versammelt sind.  

Meine Damen und Herren, deswegen wollen wir heu-
te auch gemeinsam die Parlamentarische Kontroll-
kommission und auch die G 10-Kommission auf den 
Weg bringen. Wir haben dazu ausdrücklich auch 
unsere Bereitschaft erklärt, heute die Arbeitsfähig-
keit herzustellen. Es ist wichtig, auf der einen Seite 
die parlamentarische Kontrolle einzufordern. Dann 
muss man auch die Gremien dafür arbeitsfähig ge-
stalten. Dazu sollen dieser Landtag und die Plenums-
tage heute dienen. Ich will ausdrücklich sagen, es 
gehört zu unseren Aufgaben, auch jetzt in kurzer 
Zeit den Rechnungshof so zu besetzen, dass die-
ser arbeitsfähig ist, weil auch wichtig ist für die Ge-
waltenteilung, dass Kontrolle möglich ist, auch Kont-
rolle des Rechnungshofs gegenüber dem Parlament. 
Aber es bleibt eine Feststellung zu sagen: Wir haben 
ein Thüringer Gesetz über den Rechnungshof. Dort 
sind in § 5 zwei Dinge formuliert, die zum Verfah-
ren dazugehören. Die Landesregierung schlägt ei-
nen Präsidenten vor und der Landtag wählt mit zwei 
Dritteln diesen Präsidenten. Gleiches gilt auch für 
den Vizepräsidenten. Deswegen ist es gut, wenn wir 
am Beginn der Entscheidung zum Vorschlag der Lan-
desregierung bereits möglichen Konsens erzielen. 
Aber es befreit den Landtag nicht davon, am Ende 
mit zwei Dritteln seiner Mitglieder auch die Gremien 
so zu besetzen und Präsident und Vizepräsident 
zu wählen. Deswegen gehört es am Ende auch dazu, 
dass man Kompromisse findet. Die Kompromisse 
schlagen sich am Ende in einer Zweidrittelmehrheit 
nieder.  

Wir haben uns gemeinsam mit der Ministerpräsi-
dentin dazu entschieden, die gesetzlichen Grund-
lagen nicht zu verändern. Wir wissen, dass andere 
Landtage andere gesetzliche Rahmenbedingungen 
haben. Dort schlägt zum Beispiel nicht die Landes-
regierung vor, sondern aus der Mitte des Landtags 
heraus können Vorschläge eingebracht werden. An-
dere wiederum haben vereinbart, dass keine Zwei-
drittelmehrheit notwendig ist, um den Rechnungs-
hofpräsidenten zu wählen, sondern die gesetzliche 
Mehrheit der Mitglieder genügt. Wir haben uns ent-
schieden, an den Grundlagen - die Landesregierung 
schlägt vor und der Landtag wählt mit zwei Dritteln 
den Präsidenten und den Vizepräsidenten - festzu-
halten. Deshalb bedarf es des Konsenses. Ausdruck 
des Gesetzgeberwillens ist ausdrücklich, den poli-
tischen Konsens herbeizuführen. Wir wollen unse-
ren Beitrag leisten, dass dieser politische Konsens 
gefunden wird und dass wir, wenn möglich, sogar 
noch in diesem Jahr zur Besetzung des Rechnungs-
hofs an seiner Spitze kommen. An der CDU soll die-
ser Wille nicht scheitern.  

(Beifall CDU) 

Meine Damen und Herren, ich will an dieser Stelle 
noch einmal etwas sagen zu unserem Vorschlag 
zu einer gesellschaftspolitischen Diskussion, die Im-
munität von Thüringer Landtagsabgeordneten abzu-
schaffen.  

Es macht Sinn, sich natürlich auch mit unserer ei-
genen Thüringer Verfassung zu beschäftigen. Arti-
kel 55 unserer Thüringer Verfassung ist da sehr auf-
schlussreich, weil er in verschiedenen Absätzen sich 
zur Frage der Indemnität von Abgeordneten äußert, 
zur Frage von Immunität von Abgeordneten äußert, 
aber auch zu der Frage des Rückholrechts äußert, 
wenn tatsächlich gegen Abgeordnete Strafverfolgung 
eingeleitet wird. Wir wollen nicht die Indemnität in-
frage stellen. All das, was an Meinungsäußerun-
gen, an Worten aus der Ausübung des Mandats im 
Thüringer Landtag folgt, muss strafverfolgungsfrei 
bleiben. Es zeichnet die Demokratie aus, dass wir 
die Meinungsfreiheit nutzen und wir im Parlament 
auch das sagen dürfen, was zur politischen Debat-
te dazugehört. Das bleibt unbestritten und muss un-
antastbar bleiben. Deshalb soll auch gelten, niemand 
soll politisch motivierter Strafverfolgung ausgesetzt 
sein, erst recht nicht in der Demokratie. Ich glaube, 
20 Jahre nach der friedlichen Revolution ist unser 
Rechtsstaat in Thüringen, unsere Demokratie, un-
sere parlamentarische Demokratie so gefestigt, dass 
kein Raum bleibt für politisch motivierte Strafverfol-
gung. Sollte es sie geben, dann wirken die Regeln 
des Rechtsstaats.  

Deshalb, meine Damen und Herren, die Immunität 
ist ein Recht des Parlaments, sie ist aber kein Recht 
des einzelnen Abgeordneten. Deshalb sollte Immu-
nität auch nicht vor Strafverfolgung schützen, wenn 
z.B. Abgeordnete mit Plakatwerbeträgern um sich 
werfen. Wer mit Plakatträgern um sich wirft, der muss 
am Ende Strafverfolgung ausgesetzt sein und Im-
munität darf ihn nicht davor schützen. Sie tut es im 
Übrigen auch nicht.  

(Beifall CDU) 

Deshalb ist es wichtig, auch in die Parlamentsge-
schichte hineinzuschauen. Dort wird man feststel-
len, dass der Justizausschuss des Thüringer Land-
tags jeden, aber auch jeden Antrag auf Aufhebung 
der Immunität, um Strafverfolgung einzuleiten, weil 
Handlungen begangen wurden, die mit Strafe be-
droht sind, am Ende auch zugestimmt hat. Wir tun 
das regelmäßig sowieso, auch heute wieder im Thü-
ringer Landtag, wenn es um Verkehrsdelikte geht. 
Diese Durchbrechung an dieser einen Stelle, die stellt 
natürlich eine grundsätzliche staatsrechtliche Frage 
durchaus in den Raum. Deshalb beabsichtigen wir 
ja gar nicht zu sagen, lasst uns einfach darüber ab-
stimmen, sondern wir wollen eine gesellschaftspo-
litische Debatte anregen, wir wollen sie gemeinsam 
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besprechen. Wir werden als CDU-Fraktion dazu auch 
ein Diskussionsforum durchführen, werden Staats-
rechtler einladen, um mit ihnen diese Frage zu be-
werten. Aber es hilft auch, schon vorab dieser ge-
meinsamen Diskussion mal einen Blick in den Ver-
fassungskommentar zur Verfassung des Freistaats 
Thüringen zu werfen. Es gibt nur einen, den vom 
vormaligen Landtagsdirektor Linck geschriebenen. 
Dort findet sich in Randziffer 3 zu Artikel 55 die gu-
te Kommentierung von Prof. Linck zu diesem Arti-
kel, dort kann man das nachlesen. Wenn man diesen 
Kommentar dazu gelesen hat, dann will ich zumin-
dest sagen: Diesen Vorschlag zur Diskussion dann 
einfach mit Quatsch abzutun, zeigt zumindest bei den 
GRÜNEN, dass sie noch nicht ganz hier in der Mit-
te des Parlaments angekommen sind. Wir wollen 
Sie einladen, gemeinsam mit uns das zu besprechen. 
Eine verfassungstheoretische Diskussion wollen wir 
führen. Wir laden alle ausdrücklich ein, mit uns ge-
meinsam diesen Weg zu gehen. 

Meine Damen und Herren, wir wollen uns den 
Schwerpunkten widmen, die sich vor allen Dingen in 
Bildungsfragen festmachen. Thüringen ist das Bil-
dungsland Nummer eins und wir wollen dieses Bil-
dungsland weiter ausbauen. 

(Beifall CDU) 

Dafür haben wir im Koalitionsvertrag die Weichen 
gestellt. Unser umfassender Bildungsbegriff heißt, 
dass Bildung nicht nur dazu da ist, die Menschen 
auf den Arbeitsmarkt auszurichten, sondern zielt auf 
den ganzen Menschen, an seinen sozialen, an sei-
nen kulturellen und an seinen wirtschaftlichen Be-
dürfnissen ausgerichtet. Weltweit beachtete bildungs-
politische Traditionen in Thüringen haben dort ihre 
Grundlage gefunden und zu Recht wurde das von 
mehreren Rednern gesagt; Thüringen ist die Heim-
stätte von Fröbel, von Salzmann, von Petersen, von 
Lietz und von GutsMuths. Alle PISA-Tests haben 
gezeigt, dass wir gute Weichenstellungen in der Thü-
ringer Bildungspolitik gewürdigt haben und die Drei-
gliedrigkeit ist deshalb für uns ein wichtiger Maß-
stab. All denen, die jetzt darüber diskutieren auch 
in anderen Bundesländern, diese Mehrgliedrigkeit 
des Thüringer Bildungssystems infrage zu stellen, 
denen empfehle ich auch ein Nachschauen der ak-
tuellen bildungspolitischen Diskussion in Hamburg. 
Dort haben fast 200.000 Hamburgerinnen und Ham-
burger in einem Volksbegehren sich dagegen ge-
wehrt, dass die Mehrgliedrigkeit des Bildungssys-
tems abgeschafft wird. Es macht Sinn, manchmal 
über die Landesgrenzen hinauszuschauen, wenn 
man bildungspolitische Debatten verfolgen will. Wir 
wissen, Bildungspolitik ist eine besondere Länder-
kompetenz im föderalen Deutschland, aber es macht 
Sinn, wenn man gemeinsame Debatten führt, zu 
schauen. Man muss nicht in dem einen Land etwas 

zerschlagen, was sich im anderen Land gut bewährt 
hat. Deshalb ist es wichtig, dass der Koalitionsvertrag 
hier die richtigen Weichen gestellt hat. Unser Ziel 
bleibt, ein erfolgreiches Schulsystem weiter auszu-
bauen, die Abbrecherquoten in der Schule zu sen-
ken, die geringste soziale Selektivität deutschland-
weit weiter zu sichern und zu schauen, dass wir mit 
Eigenverantwortung der Schule und Qualitätssiche-
rung wichtige Ziele erfüllen. Deshalb ist unser Bil-
dungsplan von 1 bis 10, der dafür die Grundlagen 
gelegt hat, wichtiger Maßstab. Unsere Aufgabe muss 
es jetzt sein, die qualitativen Voraussetzungen so 
zu untersetzen, dass dieser Bildungsplan in dieser 
Wahlperiode umgesetzt wird. 

(Beifall CDU) 

Meine Damen und Herren, dass das alles gelingt, 
dafür braucht es Wirtschaft als Grundlage unseres 
Wohlstands und am Ende auch als Voraussetzung 
des sozialen Ausgleichs. Arbeitsplätze sind und blei-
ben ein entscheidender Gradmesser für den Erfolg 
unserer Wirtschaftspolitik. Zu Recht will ich noch ein-
mal an dieser Stelle für uns auch deutlich sagen: 
Die CDU in Thüringen hat nie und wird auch nie 
eine Niedriglohnstrategie verfolgen. Es bleibt für uns 
dabei, für das, was ich vorhin gesagt habe, für gute 
Arbeit muss es guten Lohn geben, aber nicht der 
Staat ist der Regler des Lohns in der Lohntüte, son-
dern der Arbeitgeber und die Wirtschaft. Wir müs-
sen die guten Rahmenbedingungen setzen, dass die 
Wirtschaft diese Aufgabe erfüllen kann. 

(Beifall CDU, FDP) 

Meine Damen und Herren, zu diesen Rahmenbedin-
gungen gehört aber auch, dass wir in Zeiten der 
schwierigen Wirtschafts- und Finanzkrise auch da-
für Sorge tragen, dass unser Mittelstand, unsere 
Handwerksbetriebe Rückgrat unseres Wirtschafts-
wachstums bleiben. Deshalb müssen wir bei den 
Clustern, aber auch bei den kleinen Handwerks- und 
Mittelstandsbetrieben schauen, dass wir sie unter-
stützen können und durch diese schwierigen Fahr-
wasser der Krise führen können. Deshalb gehört 
auch dazu, im Besonderen beim Thema Opel zu 
schauen, was passiert mit Opel in Eisenach, aber 
auch nicht die Zulieferbetriebe in Thüringen zu ver-
gessen, weil wir wissen, dass vor allen Dingen die 
Zulieferindustrie in Thüringen ein besonderer Ort da-
für ist, dass sich Arbeitsplätze finden und dass die 
Menschen mit ihrer eigenen Arbeit auch ihre Fami-
lie ernähren können. Deshalb gehört beim Blick zu 
Opel immer auch der zur Zulieferindustrie. Deshalb 
ist es richtig, dass wir gemeinsam mit der Landes-
regierung sagen, wenn ein tragfähiges Gesamtkon-
zept vorliegt, dann wollen wir auch weiter schauen, 
welche Unterstützung können wir aus dem kleinen 
Freistaat Thüringen heraus leisten. Aber wichtig ist 
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vor allen Dingen, dass sich Verlässlichkeit dadurch 
auszeichnet, dass Politik auch glaubwürdig in der 
Ausdrucksweise bleibt. Ich will daran erinnern, wenn 
ich mir die Rede von Herrn Ramelow heute ange-
hört habe, heute hat er kritisiert, dass GM Hilfen be-
kommen soll, wenn ein tragfähiges Konzept vorliegt. 
Noch im letzten Plenum mit der Drucksache 5/54 
hat die PDS gefordert, dass wir dafür Sorge tragen 
sollen, dass es keine weiteren Zusagen an General 
Motors hinsichtlich Bürgschaft und Kredite geben soll. 
Heute wurde genau das Gegenteil gefordert. Ich 
glaube, für die Beschäftigten im Automotive-Cluster 
in Thüringen ist es wichtig, dass sich Verlässlichkeit 
auch auszeichnet, dass man dasselbe, was man bei 
Demonstrationen sagt, auch hier im Parlament wie-
derholt. Wir stehen für diese Verlässlichkeit in Eise-
nach ein.  

(Beifall CDU, SPD)  

Meine Damen und Herren, damit diese attraktiven 
Lebensbedingungen auch am Ende geschaffen wer-
den können, braucht es vor allen Dingen einen länd-
lichen Raum und städtische Regionen, die miteinan-
der gut funktionieren und wo ein gutes Gleichge-
wicht geschaffen wird. Deshalb ist es wichtig, dass 
wir den ländlichen Raum stärken in seiner Vielfalt, 
in seiner Eigenständigkeit und in seiner Integrations-
kraft, weil viele Bürgerinnen und Bürger in Thürin-
gen dort ihre Heimat gefunden haben und dort auch 
verbleiben wollen. Deswegen müssen wir auch dem 
ländlichen Raum eine Garantie geben. Die Garan-
tie macht sich fest in Infrakstrukturmaßnahmen, sie 
macht sich fest in dem weiteren Ausbau und der 
Unterstützung der Sanierung unserer dörflichen Ker-
ne und sie macht sich auch fest in den weiteren 
Aufgaben in Abwasserinvestitionen. Ihre Äußerung 
von vorhin, Herr Ramelow - zu sagen, Sie fordern 
einen Stopp der Ausgaben bei Abwasserinvestitio-
nen -, heißt, den ländlichen Raum veröden zu lassen 
und der Perspektive zu überlassen, wie Sie es in 
40 Jahren DDR getan haben. Wir wollen das aus-
drücklich nicht.  

(Beifall CDU)  

Deshalb soll die Dorferneuerung zur Dorfentwick-
lung ausgebaut werden. Wir wollen keine abgesie-
delten Dörfer. Wir wollen eine positive Antwort auf 
die demographische Entwicklung. Die kann nicht lau-
ten, dass ganze Landstriche aufgegeben werden. Wir 
brauchen überall eine Perspektive in Thüringen, aber 
wir brauchen sie auch und insbesondere im länd-
lichen Raum.  

(Beifall CDU)  

Deshalb ist für uns wichtig, dass wir auch die Struk-
turen des Zusammenlebens beachten. Deshalb sagt 

der Koalitionsvertrag, dass wir noch einmal gutach-
terlich prüfen werden, ob die Strukturen, in denen 
wir leben, vernünftig sind, ob sie finanzierbar sind und 
ob sie eine Veränderung der Struktureinsparpoten-
ziale aufzeigen. Aber für die CDU-Fraktion will ich 
hier deutlich sagen, wir wollen uns dieser Begut-
achtung vorbehaltlos stellen. Wir wollen schauen, 
welche Chancen sich aus dem Gutachten ergeben. 
Aber ich will ganz deutlich sagen, wir finden, dass 
die Strukturen vor allen Dingen auf Kreisebene, wie 
wir sie vorfinden, zukunftsgerecht sind und dass es 
sich lohnt, in diesen Strukturen die Verwaltung so 
weiterzuentwickeln, dass wir uns diese Verwaltung 
als Raum der Verantwortung auch leisten können.  

(Beifall CDU)  

Meine Damen und Herren, entscheidend ist für uns, 
dass es keine Experimente gibt. Wir wollen weder 
einen sinnlosen Umbau der Landesverwaltung, noch 
wollen wir der Zweistufigkeit der Verwaltung das Wort 
reden. Die Enquetekommission hat festgestellt, dass 
Zweistufigkeit gerade keine Verbesserung bringen 
würde. Wir wollen deshalb an dieser Stelle noch 
einmal ausdrücklich etwas zum Landesverwaltungs-
amt sagen: Zu Recht hat die Ministerpräsidentin den 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst gedankt. Wir 
wollen ausdrücklich auch für die gute und wertvolle 
Arbeit den Mitarbeitern des Landesverwaltungsamts 
Dank sagen. Wir denken, dass die Behörde so aus-
gebaut werden kann, dass sie als wichtiges Binde-
glied zwischen unserer kommunalen Familie und der 
Landesverwaltung steht, und darauf wollen wir uns 
im Ergebnis dieser Arbeit in dieser Wahlperiode kon-
zentrieren. 

Meine Damen und Herren, damit das alles am En-
de gelingt, damit die Wirtschaft sich entfalten kann, 
damit Bildungschancen ermöglicht werden können, 
damit die attraktiven Lebensbedingungen geschaf-
fen werden können, braucht es nachhaltige Politik 
und nicht zuletzt braucht es eine nachhaltige Finanz-
politik. Es gilt für uns als Christdemokraten insbe-
sondere, was wir darunter verstehen: Wir haben die 
Erde nicht von unseren Eltern geerbt, sondern wir 
haben sie quasi von den Kindern geborgt. Für poli-
tisch Verantwortliche heißt das, dass man nicht auf 
Kosten der kommenden Generationen leben kann. 
Das gilt natürlich selbstredend für Natur und Um-
welt, das gilt für unsere Ressourcen, das gilt für das 
Klima, das gilt für die kulturellen Bestände, aber es 
gilt auch für die Finanzpolitik. Das Denken in Ge-
nerationen muss für uns quasi verpflichtend sein - 
jetzt in dieser Wahlperiode und vor allen Dingen da-
rüber hinaus. Deshalb ist es wichtig, dass wir den Be-
griff der Nachhaltigkeit auch für unsere Finanzpoli-
tik so verstehen, dass sie einen entscheidenden Bei-
trag zur Generationengerechtigkeit leisten muss, weil 
die finanzielle Lage tatsächlich ernst ist. Wir sind 
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noch nicht angekommen im Aufholprozess zwischen 
Ost und West. Die Schere ist noch nicht geschlos-
sen. Wir sind ausdrücklich dankbar, dass in den letz-
ten 19 Jahren wir so eine große solidarische Hilfe 
aus ganz Deutschland bekommen haben über den 
Länderfinanzausgleich, über den Solidarpakt, über 
Bundesergänzungszuweisungen. Wir wollen an die-
ser Stelle - 20 Jahre nach der friedlichen Revolu-
tion - noch einmal Danke sagen für die große soli-
darische Unterstützung, die wir als junges Bundes-
land bekommen haben. 

(Beifall CDU) 

Aber die Wirtschafts- und Finanzkrise macht auch 
vor den Einnahmen in Thüringen nicht Halt. Deshalb 
werden im Ist die Einnahmen im nächsten Jahr 
314 Mio. € unter dem Niveau von 2009 liegen. Dra-
matisch sind die Zahlen - das hat die Ministerpräsi-
dentin genannt -, wenn man die Steuerschätzungs-
zahlen miteinander vergleicht. Ich will mich aber 
orientieren an den tatsächlichen Einnahmen in die-
sem Jahr und nächstem Jahr. Zu den 314 Mio. €
Mindereinnahmen im nächsten Jahr kommen auch 
Mehrausgaben durch Tarifsteigerungen und Besol-
dungsanpassungen von ca. 200 Mio. €, und die Ein-
nahmen werden sinken beim Aufbau Ost, beim Län-
derfinanzausgleich und bei der EU-Förderung. Des-
halb gilt - und das muss gelten für nachhaltige Finanz-
politik und es muss Maßstab unserer Politik sein -, 
immer dann, wenn es geht, wenn nicht außerge-
wöhnliche Situationen wie die, in der wir uns gera-
de befinden, uns ereilen, dann müssen wir uns ver-
pflichten, Haushalte aufzustellen ohne neue Schul-
den. Der Haushalt braucht in Krisenzeiten Luft zum 
Atmen. Er darf die Konjunktur nicht abwürgen. Aber 
es muss deshalb gelten, Schulden sind kurzfristig 
vertretbar, aber langfristig nicht tragbar.  

(Beifall CDU) 

Wir haben uns deshalb als Christdemokraten vor-
genommen, mit diesem Koalitionsvertrag dazu bei-
zutragen, dass das Ausgabenniveau bis 2014 un-
ter dem des Jahres 2009 geführt wird. Das ist kein 
leichter Weg, es wird uns auch Zumutungen abver-
langen. Wir sind deshalb vor allen Dingen auch als 
Politiker gewählt vom Volk, um diese Zumutungen zu 
verantworten. Sie müssen ausgewogen sein, Chan-
cen eröffnen, Bildungsmöglichkeiten eröffnen, un-
sere Zukunftsstrukturen sichern. Wir müssen For-
schung und Innovation zulassen. Wir müssen die Ar-
beitsbedingungen in der Wirtschaft schaffen, aber 
wir dürfen nicht außer Acht lassen, dass das alles 
sich in ein Nichts auflöst, wenn wir uns diese Aus-
gaben in der Zukunft nicht mehr leisten können. Des-
halb ist eine konsequente Ausgabenkritik unumgäng-
lich und auch ein damit einhergehender Abbau von 
Landespersonal. Wenn sich die demographische Ent-

wicklung in Thüringen fortsetzt, wenn wir weniger Ein-
wohner im Jahr 2020 haben werden als 1990, dann 
müssen wir auch unsere Strukturen in der Landes-
verwaltung an diese demographische Entwicklung 
anpassen. Wir sind auch aus einem ganz anderen 
Grund dazu gezwungen, weil auch die Zuweisung 
durch Dritte im Rahmen des Länderfinanzausgleichs 
davon abhängig ist, wie viele Einwohner wir in Thü-
ringen haben. Sinkt diese Einwohnerzahl, dann sinkt 
aus diesem Grund auch unsere Zuweisung im Län-
derfinanzausgleich. Wenn weniger Geld vorhanden 
ist, muss man die Strukturen daran anpassen. Des-
halb sind wir dankbar, dass CDU und SPD verein-
bart haben, dass die Mehrausgaben im Koalitions-
vertrag unter einem Finanzierungsvorbehalt stehen 
und trotzdem ermöglichen, dass unter dem Blick-
winkel des Abbaus von Personal wir auch sicherstel-
len, dass ein Einstellungskorridor für junge Leute, die 
im Lehrer-, Erzieherberuf oder bei der Polizei tätig 
werden wollen, garantiert wird. Das ist wichtig, weil 
er die Perspektiven schafft.  

(Beifall CDU, SPD) 

Meine Damen und Herren, dazu gehört, wenn wir 
das auf den Weg bringen, dass uns dann nicht bange 
sein muss vor einer guten Zukunft in diesem Frei-
staat Thüringen.  

Ich habe zu Beginn gesagt, wir haben in dieser Koali-
tionsvereinbarung ein neues Kapitel Thüringer Er-
folgsgeschichte aufgeschlagen und wir sind über-
zeugt, dass es ein erfolgreiches Kapitel wird. Dafür 
haben die letzten Landtage seit 1990 und alle Re-
gierungen ein solides Fundament gelegt. Mit dem 
Koalitionsvertrag haben wir wichtige, neue Impulse 
gesetzt. Uns verbindet der Wille, gemeinsam etwas 
für Thüringen zu bewegen. Wir wollen mehr bewe-
gen. Wir wollen ein starkes Thüringen. Wir wollen 
ein Thüringen, das innovativ ist. Wir wollen ein Thü-
ringen, das nachhaltig ist, das sich sozial und welt-
offen den Bürgern gegenüber zeigt. Daran wollen 
wir die nächsten fünf Jahre arbeiten. Wenn wir nach 
fünf Jahren, am Ende dieser Wahlperiode sagen kön-
nen, dass Thüringen noch besser dasteht als heute, 
dann hat sich diese Arbeit gelohnt. Wir haben als 
CDU-Fraktion den Ehrgeiz, dazu unser Bestes bei-
zutragen. Vielen Dank.  

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat sich 
Frau Abgeordnete Siegesmund zu Wort gemeldet. 
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Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 

Frau Präsidentin, Frau Ministerpräsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, wie wollen wir leben, wie soll 
Thüringen in Zukunft aufgestellt sein, wie spricht man 
über uns in Hamburg, Wien und Lissabon? Wo ist 
also der große Wurf, wo die Vision, die uns hier glän-
zen lässt? Ich sage Ihnen, es gibt sie nicht, weil sie, 
die Regierungskoalition, nicht mutig ist, weil sich die 
SPD hinter der CDU versteckt und weil diese Koali-
tion kleine Trippelschritte macht, statt echte Refor-
men anzupacken. Das ist in etwa so, als starte der 
Tiger zum Sprung und lande dann gleich als Bett-
vorleger. 

(Beifall DIE LINKE) 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU:  
Ach, der Vergleich ist alt.) 

Das ist zögerlich, unentschlossen und ziemlich halb-
herzig. Vor allen Dingen ist es eine verpasste Chan-
ce, eine, die meinerseits die Freude darüber trübt, 
dass BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN endlich wieder im 
Landtag sind. Wir haben darauf lange gewartet und 
lange darauf hingearbeitet. Wir wünschen uns eine 
neue politische Kultur, hoffen auch, dass die zustan-
de kommt, und ich freue mich ausdrücklich auch auf 
die Zusammenarbeit mit Ihnen allen hier in diesem 
Hohen Haus. Ich kann Ihnen versichern, dass es uns 
nicht an Impulsen mangelt und dass wir den Mut 
zum Aufbruch auch haben. 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU:  
Wir auch.) 

Wir wollen Zukunft in Thüringen gestalten, wir wol-
len Thüringen zukunftsfähig machen und das geht 
aus unserer Sicht vor allen Dingen, wenn drei Punkte 
im Mittelpunkt stehen: Eine Energiewende muss im 
Mittelpunkt stehen, eine konsequente Bildungsre-
form und eine solide Haushaltspolitik. Unser Kurs ist 
konstruktive Opposition. Wir hoffen, dass wir einen 
Stil finden, einen Stil des Miteinander, einen Stil des 
politischen Zuhörens, der dies genau befördert.  

Lassen Sie mich mit dem Punkt Bildung und Kultur 
beginnen. Es ist schon reichlich mutig, wozu die So-
zialdemokraten sich jetzt entschlossen haben. Sie 
gehen zusammen mit einer Partei in eine Koalition, 
die jahrelang selbstherrlich das dreigliedrige Schul-
system gelobt hat, die beratungsresistent in der früh-
kindlichen Bildung war und die mal eben Thüringens 
Kulturlandschaft so zusammenstutzen wollte, dass 
bis heute in Hamburg und anderswo über uns der 
Kopf geschüttelt wird, ob wir eigentlich wissen, was 
wir tun. Es ist noch gar nicht so lange her, dass in 
diesem Hohen Hause Worte gefallen sind wie „die 

CDU macht vieles, aber wenig richtig“ - und die ka-
men von den Sozialdemokraten; die haben bis heute 
auch recht. Die Familienoffensive hat uns nichts ge-
nutzt in Thüringen, sie hat uns geschadet und das 
muss jetzt wiedergutgemacht werden. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Das muss gutgemacht werden mit dem neuen Kita-
Gesetz und da muss die SPD jetzt die Suppe aus-
löffeln, die die CDU in der vergangenen Legislatur 
angerichtet hat. Guten Appetit, frohes Schaffen. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie waren der CDU, liebe Sozialdemokraten, an der 
Stelle schon ein gutes Stück voraus. Es gibt die ge-
meinsame Vorlage dieses Gesetzentwurfs mit der 
LINKEN und mit uns - der wird nun heute ohne Sie 
eingebracht. Ich bin sehr gespannt, wie wir auch in 
Zukunft auf Sie zukommen können und welches 
Herz sich am Ende bei Ihnen durchsetzt - das in-
haltliche oder das koalitionäre - und wie am Ende 
Kopf, Herz und Hand da gemeinsam arbeiten. Wenn
Sie sich bildungspolitisch treu bleiben wollen, wird 
es für Sie hier nicht einfach. Da muss man sich nur 
den Koalitionsvertrag ansehen. Die Ministerpräsiden-
tin hat vorhin gesagt, Bildung ist die Schicksalsfra-
ge unseres Landes und das ist völlig richtig. Nur, 
statt endlich umzusteuern hin zum längeren gemein-
samen Lernen mit individueller Förderung, preisen 
Sie im Koalitionsvertrag die Gemeinschaftsschule als 
weitere Möglichkeit neben der bisherigen Gliedrig-
keit. Das klang im Wahlprogramm der SPD übrigens 
ganz anders. Jetzt wird das Hohelied auf die Belie-
bigkeit gesungen und einen klaren Schnitt gibt es 
nicht. Was bleibt, ist Konfusion; wer will, der kann, 
wer nicht kann, hat Pech. Das ist bitter. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Fragen Sie den Landeselternverband, fragen Sie den 
Lehrerverband in Thüringen - alle sagen, die Se-
lektion nach der vierten Klasse ist zu früh und Sie 
wissen das auch. Gerade angesichts der sozialen 
Frage, bei der Kinder aus sozial benachteiligten Fa-
milien oft hinten runterfallen, muss hier anders agiert 
werden. Hier regiert nun das Prinzip Hoffnung. Wenn
die Kommunen ohne Landesunterstützung ihre Haus-
halte aufstellen - dazu komme ich gleich noch - und 
sich freiwillig so ein bisschen Gebietsreform verord-
net haben, dann können sie sich jetzt auch noch um 
die Bildungspolitik kümmern und um die Kommu-
nalisierung ihrer Schulen. Das ist ganz prima. Wenn 
wir noch mehr Kompetenzen abgeben, haben wir hier 
bald gar nicht mehr viel, über was wir reden müs-
sen. 
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Stichwort freie Schulen: Hier hatten wir immer wie-
der gleiche Rahmenbedingungen gefordert. Schwarz-
Rot schweigt gänzlich zu dieser Frage, wie wir auf 
eine Ebene kommen. Frau Lieberknecht hat vorhin 
gesagt, alle Kinder müssen uns gleich viel wert sein. 
Die Kinder in freien Schulen sind diesem Land aber 
nicht gleich viel wert. Vielmehr ist es so, dass es 
viele reformpädagogische Konzepte gibt nebenei-
nander und dass freie Schulen sehr wohl ihre Türen 
öffnen, dass sie aber finanziell nicht gleichgestellt 
sind. Es kann auch nicht Ihr Ernst sein, dass wir in 
Städten wie Jena, in denen wir seit Jahren zahlrei-
che Schulkonzepte nebeneinander haben und wir er-
probt haben, was gut ist, was funktioniert und was 
nicht, dass wir das jetzt noch länger erproben müs-
sen. Da sind wir schon einen Schritt weiter, das muss 
nicht sein.  

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist übrigens ein Spiel auf Zeit und die haben un-
sere Kinder und Jugendlichen eigentlich nicht. „Zu-
kunft nennt sich Kinder“ hieß es vorhin in der Re-
gierungserklärung völlig richtig, aber auf Zeit spie-
len, ist an der Stelle einfach falsch.  

Wenn wir uns an die Spitze der ostdeutschen Län-
der stellen wollen - und ich gehe einmal davon aus, 
dass wir das hier alle wollen -, dann muss gerade 
im Bereich Bildung deutlich mehr passieren. Nehmen 
Sie die frühkindliche Bildung ernst, stellen Sie ge-
nügend Erzieherinnen ein, schaffen Sie die Glied-
rigkeit des Schulsystems ab und stellen Sie die freien 
Schulen gleich. Die vier Punkte - und wir haben ein 
großes Stück geschafft.  

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Kümmern Sie sich vor allem - ganz wichtig, wir ha-
ben Bildungsstreik - um die Universitäten. Die Au-
dimaxe in Jena und in Erfurt sind besetzt. Ich war 
gestern an der Universität Erfurt und habe mit den 
Studierenden diskutiert. Ich kann Ihnen versichern, 
sie wollen Qualität, sie scheuen keine Strukturde-
batte, sie wollen gute Lehre, sie wollen Mitsprache-
rechte und sie wollen mitgestalten. Man muss sie 
nur lassen und dafür haben wir hier die Handhabe. 
Deswegen sollten wir uns auch darum kümmern, auf 
sie zuzugehen. Ich wünsche mir, dass wir hoch-
schulpolitisch schnell in Vorhand kommen, sonst 
ist der Campus Thüringen schneller ausgedünnt, als 
wir Abwanderung buchstabieren können.  

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Was Sie nicht vernachlässigen dürfen, um Thüringen 
als attraktives Bundesland aufzustellen, ist die De-

mokratiebildung. Ich habe an dem Institut studiert und 
gearbeitet, aus dem der Thüringen-Monitor kommt. 
Ich sage Ihnen eines, die Zahlen von dort müssen wir 
ernst nehmen. Ich will das jetzt nicht weiter aufdrö-
seln, aber wer am Wochenende zur Demonstration 
gegen Rechts in Arnstadt war, weiß, was ich mei-
ne. Demokratie ist anstrengend und ich war froh, 
dass wir bis auf wenige Enthaltungen übrigens zur 
1. Plenarsitzung hier das gemeinsame Signal gesetzt 
haben, dass wir Extremismus nicht dulden, dass wir 
vor allen Dingen Rechtsextremismus nicht dulden. 
Das reicht aber nicht aus, deswegen brauchen wir 
ein Landesprogramm gegen Rechtsextremismus und 
wir brauchen mehr Demokratiebildung in Schulen. 
Man kann nicht erwarten, dass alle wissen, wie De-
mokratie funktioniert, wenn sie nie damit in Berüh-
rung kommen. Deswegen lassen Sie uns Demokratie 
breit in den gesellschaftlichen Raum tragen und nicht 
auf die leichte Schulter nehmen. Ich glaube, da sind 
wir nahe beieinander.  

(Beifall DIE LINKE) 

Ich begrüße daher ausdrücklich Ministerpräsidentin 
Lieberknecht, die vorhin sagte, wir brauchen auch ein 
Leitbild Kultur, denn Kultur ist eine wichtige Brücke. 
Hier haben wir eine kulturhistorische Verantwortung, 
die sich aus unserem Erbe generiert, was wir hier 
in Thüringen haben. Und die Analyse zur Kulturpo-
litik teile ich voll und ganz.  

Ein Aspekt ist mir aber besonders wichtig, die Krea-
tivwirtschaft. Die haben Sie insbesondere im Koali-
tionsvertrag angesprochen. Dort steht: Die Kreativ-
wirtschaft hat in den vergangenen Jahren erheblich 
an Bedeutung gewonnen. Dies ist auch eine Mög-
lichkeit, den an den Universitäten und Fachhochschu-
len in Thüringen Ausgebildeten eine Perspektive zu 
vermitteln. Jeden Satz kann ich unterschreiben, nur 
fehlen die Konsequenzen. Thüringen muss einen Ruf 
haben, weltoffen und tolerant zu sein, nicht blüme-
rant. Das ist ein großer Unterschied. Lassen Sie uns 
zeigen, dass Thüringen ein Land ist voller kreativer 
Impulse, das auch ausdrücklich will, dass wir ein Kli-
ma schaffen wollen, was tolerant ist, und deswegen 
ist Demokratiebildung umso wichtiger.  

Ich komme zum Punkt nachhaltiger Finanzpolitik: 
Da haben Sie ja diese Woche vor allem diejenigen 
überrascht, die sich nach einer Fortsetzung der par-
lamentarischen Arbeit nach dem Wahlkampfmara-
thon dieses Jahr geradezu gesehnt haben - die Kom-
munen. Die Kommunen sind reichlich überrascht. Die 
lassen Sie jetzt nämlich am langen Arm erst einmal 
verhungern, die müssen ihre Haushalte jetzt aufstel-
len in den nächsten Wochen und Monaten  

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 
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und müssen das im Augenblick tun, ohne dass sie 
Verbindlichkeiten seitens des Landes kennen. Die 
stehen jetzt im Regen. Es kann nicht sein bei allem 
Respekt für schwarz-rote Findungsphasen, dass Sie 
in den Kommunen nicht vorankommen. Ich kann Ih-
nen auch nicht abnehmen, dass Sie den Haushalt 
des Landes nicht kennen. Nehmen Sie die Planungs-
sicherheit, die Kommunen brauchen, einfach ernst 
und kommen Sie da in Vorhand.  

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

(Zwischenruf Abg. von der Krone, CDU: 
Keine Ahnung!) 

Ich will beim Punkt Haushalt noch zwei andere Punk-
te ansprechen. Man kann natürlich hergehen und 
sagen - Zitat aus dem Koalitionsvertrag: „Notwendig 
ist eine Haushaltspolitik, die auf die jeweilige finanz-
politische Entwicklung reagieren kann.“ - so steht 
es im Koalitionsvertrag. Ich übersetze einmal: Wir 
sind nach allen Seiten offen, das Konzept kommt 
irgendwann später oder gar nicht. So werden Sie hier 
nicht vernünftig gestalten können und das wissen 
Sie auch. Nach dem Prinzip Hoffnung kann man Fi-
nanzpolitik nicht stricken. Kommen Sie also schnell 
zu dem Konzept und stellen Sie es uns auch schnell 
vor.  

Nun gibt es ja, was den Gestaltungsspielraum der 
Gemeinden angeht, ganz große Bedrängnisse beim 
Stichwort „Haushaltslage“ und das wissen Sie auch. 
Jetzt gibt es plötzlich und unerwartet Verfassungs-
änderungsvorschläge zu Artikel 55. Ich frage mich, 
ob nicht eine Änderung des Artikel 98 unserer Ver-
fassung, wo man eine Schuldenbegrenzungsregel 
einführen könnte, derzeit sinnvoller wäre zu disku-
tieren, aber wir können uns auch gern über Immu-
nität unterhalten, wenn Sie meinen, dass das im Au-
genblick sinnvoller ist und den Kommunen weiter-
hilft. Ich glaube, wir kommen nicht drumherum, uns 
jetzt vor allen Dingen um finanzpolitische Dinge zu 
kümmern, und andere Dinge kann man erst einmal 
getrost beiseite lassen. Deswegen, lieber Herr Moh-
ring, ist es auch Quatsch, darüber jetzt zu reden, und 
dabei bleibe ich auch. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich komme zu meinem letzten großen Punkt, der 
Wirtschaftspolitik und der Bereich der Förderung er-
neuerbarer Energien. Wir GRÜNEN sind die mit der 
Vision für ein energieautarkes Thüringen. Wir sind 
auch die, die die Frage stellen, wie wir leben wollen, 
und wir sind die, die die Frage stellen, wie ein zu-
kunftsfähiges Thüringen aussehen kann. Da geht es 
um Wirtschafts-, Energie- und Umweltpolitik. Wir sind 
die, von denen der grüne Motor stammt. Im Übrigen 
ist es so, dass natürlich auch Opel den grünen Motor 

braucht; aber darüber haben wir uns ja letzte Woche 
hier unterhalten und sind uns da, glaube ich, auch 
einig. Ich begrüße das Engagement der Landesregie-
rung an der Stelle. Wenn wir aber über Wirtschafts-
politik ernsthaft reden und über diesen Dreiklang, 
dann müssen wir auch über Mindestlöhne reden. Bis 
heute verweigert sich die CDU einer ernsthaften De-
batte, die in Europa übrigens längst geführt wird. 
20 von 27 Ländern der Europäischen Union haben 
den Mindestlohn und, ich glaube, das funktioniert dort, 
sonst hätte man das auch längst wieder abgeschafft. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Jetzt versteckt sich unsere SPD hier hinter den Be-
griffen wie „Initiative für eine höhere Tarifbindung 
in Thüringen“. Das versteht kein Mensch, für mich 
heißt das nur, wir waren mal zwei Schritte weiter und 
gehen jetzt einen zurück, anders geht es gerade 
nicht. Das ist ziemlich dünn. Im Übrigen ist das auch 
ein interessanter Punkt, den die Koalition nicht stem-
men wird. Wirtschaftspolitisch mache ich da viele 
Fragezeichen. Wenn Sie sich den Koalitionsvertrag 
anschauen, einerseits will Schwarz-Rot die Binnen-
kaufkraft mit grünem Motor ankurbeln, andererseits 
die herkömmliche Industriepolitik fortführen. Wie wer-
fen Sie denn nun den grünen Motor an und mit wel-
chen Investitionen? Ich habe es nicht verstanden und 
bin sehr gespannt, wie Sie das zusammenbringen 
wollen. Das sind die zwei Handschriften und die wer-
den uns ja noch öfter hier begegnen, nehme ich an.  

Wohlfühlen für alle, die Konflikte bleiben ungelöst, 
das ist das, was ich diesem Text entnehme, also 
Industrieansiedlungen bei dem Thema auf der einen 
Seite und Flächenschutz vernachlässigen wir mal 
auf der anderen, da nützt alles Reden nichts, das 
ist einfach nicht schlüssig.  

Nun hat die Koalition - und das freut uns natürlich 
sehr - ein Tausend-Dächer-Programm beschlossen, 
das ist ein guter Punkt, da hängen zahlreiche Ar-
beitsplätze dran. Wir haben mal ausgerechnet, wenn 
man die Förderung und das bündnisgrüne energie-
politische Programm ernst nehmen würde, könnte 
man in Thüringen bis zu 50.000 Arbeitsplätze schaf-
fen, gerade übrigens im Handwerk. Handwerk hat 
an der Stelle grünen Boden im Bereich Wärmedäm-
mung und vielen anderen Dingen, man muss es po-
litisch einfach nur wollen. Man sollte meinen, das 
überzeugt alle und wir brauchen auch tatsächlich 
Antworten auf die ökonomische und ökologische Fra-
ge; Minister Machnig bindet das auch manchmal zu-
sammen. Er bindet übrigens auch zusammen, ent-
weder wir senken die CO2-Emissionen drastisch 
oder wir zahlen drauf. Dann frage ich mich nur, wa-
rum im Koalitionsvertrag ganz viel über Straßen-
verkehrsausbau usw. steht, denn Sie wissen viel-
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leicht, dass der größte CO2-Verursacher bei uns in 
Thüringen der motorisierte Verkehr ist. Hier passt 
mal wieder etwas nicht zusammen. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Statt den Verkehr auf der Schiene zu stärken, wird 
der Individualverkehr gestärkt. Das ist nicht die richti-
ge Richtung. Sie dürfen bei uns gern abschreiben, 
unser energiepolitisches Programm ist umsetzbar. 
Bis 2050 ist machbar, dass wir energieautark sind, 
wenn wir Energie sparen, wenn wir Sonne nutzen, 
Wind, Wasser, Erdwärme und wenn wir Bioenergie 
fördern und wenn wir neue Technologien anwenden, 
dann gelingt uns die Energiewende, wir müssen es 
nur wollen. Eine deutsche Stadt mit 100.000 Einwoh-
nern verbraucht im Schnitt Öl, Gas, Kohle und Uran 
im Wert von ca. 200 Mio. € im Jahr. Das wird dem 
lokalen Wirtschaftskreislauf entzogen. Diese verlore-
nen Ausgaben wollen wir in lokale Kreisläufe zurück-
holen und mit neuen Technologien zum großen Teil 
vor Ort investieren und damit in Thüringen bis zu 
50.000 Arbeitsplätze schaffen. Da geht es um Null-
Energie-Häuser, da geht es um einen Wandel von 
einer monopolartigen Energieversorgung in Thürin-
gen hin zu Bürgerkraftwerken, wie es sie in Weimar, 
Jena und vielen anderen Städten gibt. Da geht es 
um kommunal geführte Stadtwerke. Man kann viel 
tun, man muss es nur wollen. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Übrigens ist das CDU-regierte Baden-Württemberg 
an der Stelle viel weiter, Städte und Dörfer, da kann 
man sich ruhig mal umtun und schauen, was man 
alles schaffen kann, wenn man auf der Linie bleiben 
möchte. Noch immer ist Thüringen bei der Anwen-
dung von Solarenergie Entwicklungsland, obwohl wir 
die Marktführer bei der Herstellung dieser Techno-
logie sind. Für mich ist es nicht schlüssig, warum ich 
nicht höre, dass wir vom Produktions- zum Anwen-
derland werden können, wenn wir erstens, zwei-
tens, drittens - ich hoffe, das höre ich noch. Lassen 
Sie uns den Weg vom Produktions- zum Anwender-
land gemeinsam gehen. Wir sind da sehr offen und 
begleiten Sie gern konstruktiv. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Im Übrigen - und damit komme ich zum Schluss - 
bin ich nahe bei Frau Lieberknecht in Bezug auf den 
Umweltschutz. Man kann da vieles unterschreiben. 
Jedoch: Naturschutz findet nicht nur am Wasser statt.
Sie hat es vorhin genannt mit Werra usw., völlig rich-
tig. Schauen Sie aber auch in die Rhön und schauen 
Sie auch in den Südharz, schauen Sie in die Schutz-
gebiete, drum herum, wo wir touristische Potenzia-
le entwickeln müssen. Wir dürfen das vor allen Din-
gen nicht verwechseln, wenn wir fördern wollen und 

den ländlichen Raum fördern wollen, dann geht es 
nicht um Straßenbau. Kein Mensch kommt nach Thü-
ringen, weil hier 50 Mio. € in den Ausbau von Bun-
desstraßen gesteckt werden. Die Leute kommen 
hierher, weil sie sich erholen wollen, unsere schö-
ne Landschaft genießen wollen. Stecken Sie also das 
Geld lieber 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

in nachhaltige Projekte; nachhaltigen Straßenbau gibt 
es nicht. Ich wüsste nicht, wie Straßenbau nachhaltig 
sein kann. Nachhaltig ist die Elektrifizierung der Mitte-
Deutschland-Bahn zum Beispiel oder die Erschlie-
ßung von Naturschutzgroßprojekten wie das in Süd-
thüringen, wo das Landwirtschaftsministerium im 
Sommer verbaselt hat, dass man Geld im Bundes-
ministerium hätte einwerben können. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir sagen, es geht darum, zu verbinden und nicht 
mit weiteren Straßen und Trassen das Land zu zer-
schneiden. Lassen Sie sich das noch mal durch den 
Kopf gehen, insbesondere wenn es mal wieder um 
Starkstromleitungen oder Ähnliches geht.  

Hermann Hesse sagt: „Nur wer das Unmögliche will, 
kann das Mögliche erreichen.“ Vor 20 Jahren ist uns 
das gelungen und wir Bündnisgrünen tragen „BÜND-
NIS 90“ ganz bewusst in unserem Namen, in Erin-
nerung dessen, was damals passierte, und in der 
Perspektive, die die Zukunft dafür aufmacht. Thü-
ringen hat Potenzial und wenn man das erkannt hat, 
dann muss man es auch nutzen. Thüringen und die 
ostdeutschen Länder können kraftvolle Wachstums-
zentren werden mit einer starken Regionalwirtschaft, 
mit attraktiven ländlichen Regionen und mit einer he-
rausragenden Bildungs- und Forschungslandschaft. 
Das kann uns auch gelingen, allein, Ihnen fehlt der 
Glaube, dass wir den Braindrain, die Abwanderung, 
und viele andere Probleme wirklich aufhalten kön-
nen. Wir haben das Zeug dazu, energiepolitisch um-
zusteuern und uns an die Spitze zu stellen. Das kön-
nen wir, wenn wir nur wollen. Wir begleiten Sie gern 
und wir freuen uns auf die gemeinsame Arbeit in den 
nächsten fünf Jahren. Vielen Dank.  

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 

Für die SPD-Fraktion hat sich Abgeordneter Höhn 
zu Wort gemeldet. 

Abgeordneter Höhn, SPD: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und 
Herren, zunächst einmal, Frau Ministerpräsidentin, 
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lassen Sie mich meinen Respekt, meine Anerken-
nung für die von Ihnen vorgetragene Regierungs-
erklärung hier zum Ausdruck bringen, die zum ei-
nen natürlich die Inhalte des Koalitionsvertrags reflek-
tiert hat, aber die etwas anderes und - ich glaube sa-
gen zu können - insofern auch etwas Neues für die-
sen Thüringer Landtag dargestellt hat. Sie war ge-
prägt von einer neuen gemeinsamen Klammer. Diese 
Klammer heißt Vertrauen und gegenseitiger Respekt 
vor der Meinung, vor der Leistung des anderen, auch 
vor der des politisch Andersdenkenden. Das ist das 
Neue an dieser Stelle und dafür danke ich Ihnen, 
Frau Ministerpräsidentin, ausdrücklich.  

(Beifall SPD) 

Herr Kollege Ramelow, Ihnen kann ich für Ihre Re-
de dann schon weniger danken, das will ich ganz 
deutlich sagen.  

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Das hat mich nicht überrascht.) 

Ihre Rede hier heute vor dem Thüringer Landtag, 
nach einer gewissen Zeit der politischen Abstinenz 
hier im Hohen Hause, war für mich eine Mischung 
aus einer gewissen Ignoranz, Selbstmitleid und - ich 
muss auch sagen, ich sage das wirklich so deutlich 
- mit einer gewissen billigen Argumentation.  

(Beifall CDU, SPD) 

Zum Stichwort Ignoranz: Schauen wir uns die Tages-
ordnung des Plenums für heute und morgen an, mei-
ne Damen und Herren. Sie sind der Meinung - und 
Ihr politischer Gegner oder Ihr politisches Ziel ist da 
ganz offensichtlich und ganz eindeutig, die Sozial-
demokratische Partei -, mit den Themen Studienge-
bühren, Vergabegesetz, Personalvertretungsgesetz, 
Kita-Gesetz - in dieser Reihenfolge, um nur einige 
exemplarisch hier zu nennen - können Sie uns in die 
politische Enge treiben und uns möglicherweise hier 
in diesem Hohen Hause vorführen in Ihrer eigenen 
Art.  

(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE: 
Das war nicht unsere Absicht, aber …) 

Meine Damen und Herren, ein Blick in den Koali-
tionsvertrag genügt, um zu sehen - ich weiß nicht, 
ob Sie ihn überhaupt gelesen haben, ist auch nicht 
so interessant an der Stelle, Herr Kollege, ob Sie da 
reingeschaut haben -, alle diese Themen und noch 
weit mehr darüber hinaus sind in diesem Koalitions-
vertrag verankert.  

(Beifall SPD) 

Ich habe es gestern gesagt und ich werde es heu-
te wieder tun, diese Koalition wird das in fachlicher 
Verantwortung abarbeiten und dazu brauchen wir 
Ihren durchsichtigen Aktionismus an keiner Stelle, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall SPD) 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Ich komme darauf zurück, Kollege Höhn.) 

Zum Stichwort billige Argumentation: Sie werfen uns 
vor, dass wir mit einem Wahlergebnis von 18,5 Pro-
zent eine für Sie ganz erstaunliche Anzahl von Mi-
nistern und - wie Sie das ausdrücken - Posten er-
reicht hätten. Meine Damen und Herren, abgesehen 
von der Absurdität dieses Arguments, lässt das für 
mich den ganz erstaunlichen Rückschluss zu, Herr 
Kollege Ramelow, welche Rolle Sie der SPD in ei-
ner Koalition mit Ihnen ganz offensichtlich zugedacht 
hatten.  

(Beifall SPD) 

Dann stellen Sie sich hierher und verwenden einen 
guten Teil Ihrer Redezeit dafür, um, nachdem Sie 
diese Kritik an uns angebracht haben, Ihre ersten 
Forderungen nach stärkerer Berücksichtigung bei 
Gremien und Posten, nach mehr Geld für politische 
Vorfeldorganisationen und was auch immer zu stel-
len. Mein Gott, Herr Ramelow, das ist wirklich billige 
Argumentation, da hätte ich ehrlich gesagt mehr von 
Ihnen erwartet. 

(Beifall SPD) 

(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE: 
Da wärst du sogar Ministerpräsident ge-
worden.) 

Ein letzter Punkt an dieser Stelle: Sie verfallen an 
manchen Passagen geradezu in eine Art von Selbst-
mitleid. Sie beklagen, Ihre Partei würde an den ver-
schiedensten Stellen in den verschiedensten Berei-
chen stigmatisiert. Herr Ramelow, ich sage das Ih-
nen, aber auch Ihrer Partei insgesamt, Sie haben es 
versäumt, eine ehrliche und offene Aufarbeitung Ih-
rer eigenen Geschichte vorzunehmen.  

(Beifall CDU, SPD) 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Kein Wort habt ihr in den Debatten ge-
sagt, die SPD hat dagesessen und ge-
schwiegen.) 

(Unruhe DIE LINKE) 
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Daraus resultieren die Vorbehalte gegen Ihre Par-
tei und die Politik, die Sie an manchen Stellen mitei-
nander vertreten. Wenn ich daran denke, welche De-
batten gerade Sie persönlich zum Thema Unrechts-
staat DDR geführt haben, dann ist das wirklich ein 
entlarvendes Beispiel dafür.  

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Barer Unsinn.) 

Ich will an dieser Stelle diese Debatte insofern be-
enden, will Sie aufrufen, Herr Ramelow, Sie haben 
darum gebeten, entsprechend auch in diesem Ho-
hen Hause als Opposition beteiligt zu werden. Ja, 
wem sagen Sie das! Wem sagen Sie das? Das be-
tone ich an dieser Stelle ausdrücklich.  

Zu einem lebendigen Parlament gehört selbstver-
ständlich eine Opposition, die in konstruktiver Art und
Weise ihrer Rolle gerecht wird, meine Damen und 
Herren, noch etwas ist ganz entscheidend, ihrer Rolle 
gerecht wird im Interesse des Landes. Warum be-
tone ich das? In der Verfassung steht das Wohl des 
Volkes als das Ziel jeglicher politischer Aktivitäten. 
Vom Wohl einer Partei habe ich da nichts gelesen, 
meine Damen und Herren.  

(Beifall SPD) 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Tiefer geht es nicht mehr.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und 
Herren, der Eintritt der SPD in eine Regierungskoali-
tion, und das zum zweiten Mal in der Geschichte des 
Freistaats Thüringen seit seiner Wiedergründung,  

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE 
LINKE: Das hat schon beim ersten Mal 
nicht geklappt.) 

ist eine besondere Verantwortung für uns Sozialde-
mokraten. Wir sind uns dessen bewusst. Wir sind uns 
vor allem bewusst, dass wir jeden Tag, jeden ein-
zelnen Tag dafür kämpfen müssen, dafür arbeiten 
müssen, unsere politischen Ziele und unsere Über-
zeugungen den Menschen im Land nahezubringen 
und sie auf diesem Weg vor allen Dingen mitzuneh-
men. Mir ist bei der Vorbereitung auf diese Debatte 
heute ein Zitat untergekommen, da war ich zunächst 
erst einmal etwas wie elektrisiert, vor allen Dingen als 
ich dann auch die Quelle dieses Zitats etwas näher 
recherchiert habe: „Nichts verändert die Linie einer 
politischen Partei so sehr wie der Übergang von der 
Opposition in die Regierung.“ Nun hätte man ja sa-
gen oder denken können, das muss einer gesagt 
haben, der sich im politischen Raum einigermaßen 
auskennt oder der vielleicht schon die eine oder an-
dere eigene Erfahrung an dieser Stelle gemacht ha-

ben dürfte. Als ich dann zur Kenntnis nahm, dass 
der Autor dieses Zitats ein italienischer Kriminalau-
tor namens Carlo Manzoni ist, der als Verfasser span-
nender humoristischer Kriminalromane gilt, der als 
ein Meister des hintergründigen Humors bezeichnet 
wird - übrigens, Herr Ramelow, ich weiß nicht, ob Sie 
ihn kennen, sein bekanntestes Werk heißt „Der Fin-
ger im Revolverlauf“.  

(Zwischenruf Abg. Hennig, DIE LINKE: 
Das Wohl des Volkes.) 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Jetzt weiß ich, warum.) 

Ich glaube, Sie haben das verstanden.  

(Zwischenruf Abg. Bärwolff, DIE LINKE: 
Wir sind Pazifisten.) 

Natürlich, bei Kriminalromanen entstehen dann eine 
ganze Reihe von Assoziationen. Kriminalromane ha-
ben in der Regel die Eigenschaft, spannend zu sein, 
und sie haben in der Regel ein gutes Ende, weil ent-
weder der Bösewicht gefasst oder er daran gehin-
dert wird, etwas Böses zu tun. Wir haben es sicher-
lich, wenn man eine gewisse Replik der vergange-
nen zweieinhalb Monate vornimmt, mit einer gewis-
sen Spannung auch in dem politischen Geschehen 
in Thüringen zu tun gehabt. Wir hatten einen span-
nenden Wahlabend mit einem überraschenden Aus-
gang. Der Drittplatzierte hatte den Hebel plötzlich in 
der Hand und musste entscheiden, welche politische 
Richtung das Land in der Zukunft steuert. Im zwei-
ten Teil dieser Handlung, die geprägt war von ebenso 
spannenden Sondierungen, gab es am Ende eine 
durchaus ebenso überraschende Wendung des Ge-
schehens, vor allen Dingen auch deshalb diese über-
raschende Wendung des Geschehens, weil einige 
der beteiligten Protagonisten nicht in der Lage waren, 
die Ernsthaftigkeit ihres Tuns so unter Beweis zu 
stellen, dass der Verhandlungspartner auch über-
zeugt werden konnte. Die einen wollten sich nicht 
wirklich entscheiden und andere standen sich da eher 
selbst im Wege. Der dritte Teil, für einige wohl der 
interessanteste, von einer ebensolchen Spannung 
geprägt, vor allen Dingen von denen, die von der 
Hoffnung getrieben waren, dass die einmal von der 
SPD getroffene Entscheidung möglicherweise revi-
diert werden würde, und die anderen, die wirklich 
gehofft hatten im Interesse des Landes, dass diese 
Entscheidung auch so weiter getragen wird. Am Ende 
für den unbeteiligten Leser ein glücklicher Ausgang, 
ich sagte es, Kriminalstücke haben so etwas an sich, 
weil etwas entstanden ist, was geeignet war, seine 
persönliche Zukunft in den nächsten Jahren positiv 
zu beeinflussen. Beenden wir die Assoziation mit 
dem Gedankensprung vom Leser des Kriminalstücks 
hin zu unseren Bürgerinnen und Bürgern des Frei-
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staats Thüringen: Wodurch wird ihre Zukunft posi-
tiv beeinflusst in den nächsten Jahren, meine Da-
men und Herren? Ich denke, wir sind uns darüber 
einig, zumindest was die Koalition betrifft - bei der 
Opposition, das gebe ich zu, müssen wir noch ein 
Stück weit Überzeugungsarbeit leisten -, ich denke, 
der Bürger kann darauf bauen, dass seine Kinder ei-
ne deutlich qualitativ bessere Betreuung in Erziehung 
und Bildung bekommen, ein ganzheitliches, durch-
gängiges Konzept von frühkindlicher Bildung hin zu 
einer besser individuell geförderten Schullaufbahn 
mit einem neuen Angebot für ein für Thüringen neues 
längeres gemeinsames Lernen bis hin zu einem ge-
bührenfreien Studium an attraktiven Hochschulen. 
Warum das alles, meine Damen und Herren? Um 
auch wirklich alle geistigen Ressourcen zu erschlie-
ßen und nicht nur die mit dem dicken Geldbeutel, 
meine Damen und Herren. Darauf kann der Bürger 
bauen.  

(Beifall SPD) 

Er kann darauf vertrauen, dass diejenigen in der Ge-
sellschaft, die unserer besonderen Fürsorge bedür-
fen, vor allem Kinder aus einkommensschwachen 
Familien, Hilfe bekommen und diese auch tatsäch-
lich dort ankommt, wo sie gebraucht wird. Ich hof-
fe, dass sich dieser Landtag hinter dem Satz ver-
sammeln kann, Kinderarmut ist das beschämends-
te Armutszeugnis, das sich eine Gesellschaft über-
haupt leisten kann. Das müssen wir ändern und 
wir werden das ändern, meine Damen und Herren.  

(Beifall CDU, SPD) 

Wir wissen aber auch, dass wir nicht nur Wohltaten 
zu verteilen haben und nicht nur Wohltaten verteilen 
können, sondern auch eine gewisse Wertschöpfung 
muss generiert werden, denn Sozialleistungen - der 
Satz ist profan, aber immer wieder richtig - fallen nun 
einmal nicht vom Himmel. Für Sozialdemoraten im 
Übrigen ist das selbstverständlich. Ich hoffe, ande-
re Fraktionen können sich irgendwann auch dieser 
Argumentation anschließen. Ja, ich sage es ganz 
deutlich, Wachstum ist notwendig, aber wir wollen 
dies nicht auf Kosten anderer erreichen und immer 
weniger auf Kosten unserer natürlichen Ressourcen. 
Deshalb setzen wir in der Wirtschaftsentwicklung auf 
den von Frau Lieberknecht schon beschriebenen grü-
nen Motor.  

Frau Kollegin Siegesmund hat gefragt, was denn da-
runter zu verstehen sei. Wir setzen den Schwerpunkt 
auf neue Umwelttechniken und effiziente Technolo-
gien bei den erneuerbaren Energien - das ist Zu-
kunft, das hat Zukunft. Das ist etwas, was Thürin-
gen auch in Deutschland und in Europa und, wenn 
wir daran arbeiten, auch in der Welt entsprechend 
nach vorn bringt.  

Wenn wir uns den Koalitionsvertrag anschauen und 
finden dort Begriffe im Bereich der Wirtschaftspoli-
tik wie Zukunftsatlas, Wirtschafts- und Innovations-
rad, aber auch die Akademie des ländlichen Raums, 
dann stellt das für die Wirtschaftspolitik Thüringens 
durchaus ein Novum dar. Ich glaube, das ist gut so. 
Das alles bringt uns voran, davon sind wir überzeugt. 
Wenn dabei eine deutlich sozialdemokratische Hand-
schrift erkennbar ist, meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der CDU, dann soll 
Sie das bitte nicht erschrecken, auch wir haben das 
Wohl Thüringens fest im Blick. Das haben die Ver-
handlungen gezeigt; wir werden das gemeinsam rea-
lisieren. 

(Beifall SPD) 

Meine Damen und Herren, es ist heute schon viel 
gesagt worden über den Inhalt und den Geist des 
Koalitionsvertrags. Ich will mit diesen beiden exem-
plarisch herausgegriffenen Politikfeldern, die, glau-
be ich, prägend sind für das, was die Koalition sich 
an Aufgaben vorgenommen hat, verdeutlichen, dass 
diese Koalition in der Tat eine neue Qualität in der 
Entwicklung Thüringens dokumentiert. Herrn Kolle-
ge Ramelow und auch an die Adresse der Grünen sei 
an dieser Stelle gesagt, der von einigen nicht für mög-
lich gehaltene und der der SPD angesichts ihrer Ent-
scheidung für eine Koalition mit der CDU nicht zu-
getraute Politikwechsel über Inhalte ist eine Tatsache, 
die von niemand an ernsthafter Politik Interessiertem 
wirklich noch bezweifelt werden kann, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. 

(Beifall SPD) 

Ich glaube, nun kommt es darauf an, dass diese an-
spruchsvollen Aufgaben und Vorsätze in praktische 
Politik umgesetzt werden, so schnell wie möglich, 
aber auch so besonnen, ausgewogen und fachlich 
kompetent wie nötig. Wie schaffen wir das?  

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Mit Prüfungen.) 

Meine Damen und Herren, erstens das Stichwort 
„Haushalt und Finanzen“: Natürlich wissen wir um 
die schwierige Finanzsituation. Ich sage das auch 
ganz deutlich in Richtung Regierung, weil noch nicht 
alle Erfahrungen aus der Oppositionszeit in der kur-
zen Zeit der Regierungsbeteiligung verklungen sein 
können. Ich sage das ganz deutlich, mit einer trans-
parenten Politik der Haushaltswahrheit und -klarheit 
ohne Schattenhaushalte und mit möglichst wenigen 
Globalen Minderausgaben - da kommt der alte Haus-
hälter ab und zu noch mal durch -, das wird die Auf-
gabe sein, die wir bei der Bewältigung des Haushalts 
zu schaffen haben. Eines sei an dieser Stelle ganz 
deutlich gesagt, meine Damen und Herren, wenn wir 
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uns die Zahlen, die vorhin von Frau Lieberknecht re-
feriert wurden, ansehen, wie die Einnahmeseite für 
das Jahr 2010 für den Freistaat aussehen wird; es 
wird ohne neue Schuldenaufnahme für 2010 nicht 
gehen. So ehrlich sollten wir das den Bürgerinnen 
und Bürgern sagen. Aber, da schließe ich mich gerne 
der Argumentation an, es sind Investitionen in Inno-
vation und Bildung und das sind in jedem Falle die 
Kredite, um im finanzpolitischen Bild zu bleiben, die 
man als rentierlich bezeichnen muss im Interesse 
derer, wie Sie das so schön gesagt haben, die das 
auch in Zukunft zu zahlen haben. Zweitens schaf-
fen wir das, meine Damen und Herren, mit einer Po-
litik des gegenseitigen Vertrauens. Dazu gehört Ver-
trauen zwischen den Koalitionspartnern ohne Fin-
gerhakelei und ohne hintergründige Alleingänge, ge-
prägt von dem gegenseitigen Respekt vor der Leis-
tung des anderen. So kann es gehen, ich bin davon 
überzeugt, so wird es gehen, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen.  

Beim Stichwort Vertrauen möchte ich noch auf einen 
Aspekt in besonderer Weise hinweisen. Es bedarf 
aber auch eines Vertrauens und eines vertrauens-
vollen Umgangs zwischen Parlament und Regie-
rung. Ich betone das deshalb so besonders, weil na-
türlich, wenn eine ehemalige Präsidentin des Par-
laments nunmehr eine Regierung führt, die Hoffnung 
groß ist, dass der Respekt vor den beiden tragen-
den Säulen der Demokratie besonders ausgeprägt 
sein wird. Ich bin davon überzeugt, eine gute Re-
gierung ist ein Segen für jedes Land. Ein selbstbe-
wusstes Parlament ist ein Glücksfall für die Demo-
kratie, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall SPD) 

Wenn ich einmal beim Thema Glücksfall bin; ich habe 
das große Glück und das Vergnügen, eine Fraktion 
in dieser Koalition zu führen, die voller Engagement 
und voller Enthusiasmus sich für das Wohl der Bür-
gerinnen und Bürger in deren Dienst stellt. Wir wer-
den - und das ist keine Drohung, das ist ein Verspre-
chen - ein kraftvoller Partner in dieser Koalition sein. 
Wir werden eine hörbare Fraktion sein, die sich mit 
dem ihr eigenen Selbstbewusstsein sowohl der Erfül-
lung des Koalitionsvertrags, aber auch der Weiterent-
wicklung des eingeschlagenen Weges widmen wird, 
und das mit ganzer Kraft. 

(Beifall SPD) 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, zum 
Abschluss jemanden zitieren, vor dem ich persön-
lich riesengroßen Respekt habe. Ich möchte ihn als 
großen Sozialdemokraten bezeichnen: Egon Bahr, 
der uns auch in diesem Jahr wieder hier in Thürin-
gen unterstützt hat, hat einmal gesagt: „Selbst bei 
einer absoluten Mehrheit ist es Aufgabe der Partei, 

weiter zu denken, als die Regierung handeln kann. 
Ist die Regierung zufrieden mit der Partei, dann hat 
die Partei nicht weit genug gedacht.“ In diesem Sinne 
für ein starkes Thüringen, innovativ, nachhaltig, so-
zial und weltoffen - lasst uns dafür arbeiten! 

(Beifall CDU, SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 

Für die FDP-Fraktion hat sich Abgeordneter Barth zu 
Wort gemeldet. 

Abgeordneter Barth, FDP: 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, sehr verehrte Frau Ministerpräsidentin! „Al-
ler Anfang ist hingeordnet auf Vollendung“, mit die-
sen Worten, mit diesem Zitat haben Sie Ihre Re-
gierungserklärung hier begonnen. Bevor ich mich 
nun dem Weg, auf den Sie sich machen wollen zur 
Vollendung, widme, gestatten Sie mir doch einige 
Gedanken im Rückblick auf den Anfang. Am 30. Au-
gust war Landtagswahl. Das ist heute genau 80 Tage 
her. 1,1 Mio. Menschen sind damals zur Wahl ge-
gangen und haben ihre Stimme abgegeben und dem 
Parlament damit diese aktuelle Zusammensetzung 
verliehen. Damit haben wir als Politiker Verantwor-
tung bekommen, aus dem Wahlergebnis etwas zu 
machen, es in praktische Politik umzusetzen. Das 
ist der Anspruch und der berechtigte Auftrag, den 
die Wählerinnen und Wähler uns auf den Weg ge-
geben haben. Was der erstaunten Öffentlichkeit in 
den letzten 80 Tagen allerdings vorgesetzt wurde, 
war ein wochenlanges Taktieren, innerparteilicher 
Streit, offenkundiges Misstrauen potenzieller Part-
ner. Das Wort vom unwürdigen Schauspiel hat - wie 
ich finde zu Recht - mehrfach in den Medien die 
Runde gemacht. Ein unwürdiges Schauspiel ist es 
gewesen, dieses über 50 Tage andauernde Sondie-
ren, Verhandeln, Streiten, Entscheiden, wieder Ver-
werfen und erneute Beginnen, ohne dass dabei ir-
gendein substanzielles Ergebnis für Thüringen he-
rausgekommen ist. Der meistgesprochene Satz aus 
dieser Zeit lautete sicher, es ginge nicht um Posten. 
Dabei, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ging es in Wahrheit die ganze Zeit um überhaupt 
nichts anderes als nur um die Frage, wer Minister-
präsident werden will, wer es vielleicht werden könn-
te und wer es aber auf gar keinen Fall werden darf. 
Tatsächlich, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ging es nur darum. Allen selbst ernannten Sys-
temänderern und Politikwechslern war nur diese Fra-
ge in irgendeiner Form von Bedeutung. Über zwei 
Monate hinweg haben vier Fraktionen in diesem 
Haus in wechselnder Besetzung nichts, aber auch 
nichts ausgelassen, um unseren Freistaat in der Bun-
desrepublik unmöglich zu machen.  
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(Beifall FDP)  

Sie haben bewiesen, wie leicht es ist, einen guten 
Ruf, nicht ihren, sondern den guten Ruf Thüringens, 
in kurzer Zeit, im Rekordtempo zu verspielen. Apro-
pos Rekordtempo: In Sachsen hat man am selben 
Tag wie in Thüringen den Landtag gewählt. Inner-
halb von 23 Tagen war dort die Koalitionsvereinba-
rung unter Dach und Fach. Das war ein Zeitpunkt, 
da hatten hier die Verhandlungen noch nicht mal 
angefangen. Trauriger Höhepunkt dieses Possen-
spiels mit dem Titel „Regierungsbildung Thüringen 
2009“ war dann sicherlich die Qual der Wahl der Mi-
nisterpräsidentin. Mit Fehlstart, meine Damen und 
Herren, ist das wohl noch sehr freundlich umschrie-
ben.

Frau Ministerpräsidentin, Sie haben in Ihrer Regie-
rungserklärung hier fast pathetisch ausgerufen, was 
vereinbart ist, das gilt, wir sind verlässliche Partner. 
Mal ganz abgesehen von dem sehr spärlichen App-
laus, der aus den Koalitionsfraktionen an dieser, wie 
ich fand, doch sehr konstitutiven Stelle Ihrer Regie-
rungserklärung gekommen ist, würde mich doch mal 
interessieren: Was war denn bei Ihrer Wahl verein-
bart? Woran hat man sich denn da gehalten? Der 
Sinn einer solchen Vereinbarung, die dazu führt, dass 
man aus einer relativ komfortablen Vierstimmenmehr-
heit in zwei Wahlgängen keine Mehrheit bekommt, 
der will sich mir, ganz ehrlich gesagt, nicht so recht 
erschließen. Das lässt auf die innere Verfassung Ihrer 
Koalition jede Menge Rückschlüsse zu. Keiner da-
von ist wirklich positiv. Sie haben gesagt, zu einer 
verantwortungsvollen Politik gehört auch der Mut, 
den Menschen die Wahrheit zu sagen. Ich füge hinzu, 
es gehört auch der Mut dazu, der Wahrheit ins Auge 
zu blicken, Frau Ministerpräsidentin. Die Wahrheit 
ist, diese Koalition ist damit gestartet, dass Sie Ihnen, 
ihrer Chefin, ganz am Anfang sehr deutlich Ihre Gren-
zen aufgezeigt hat und dass es keine Liebesheirat 
war; was da seinen Ausdruck gefunden hat, hat wohl 
jeder gewusst oder zumindest geahnt. Dass die 
Scheidungsurkunde aber quasi gleich am Traualtar 
mit überreicht wird, offenbart einen Mangel an Ge-
meinsamkeit, der aus Ihrem Zweckbündnis tatsäch-
lich nicht mehr als eine reine Notgemeinschaft macht. 
Um im Bild zu bleiben: Dass wir bei dieser Heirat 
sozusagen als aktive Trauzeugen beigesprungen 
sind, ist schlicht und ergreifend der Tatsache zuzu-
schreiben, dass die vielköpfige Kinderschar ansons-
ten einem Adoptivvater in die Hände gefallen wäre, 
aus dessen Familie bzw. aus der Gefangenschaft von 
dessen Familie sich die Kinder vor vielen Jahren mit 
einem erheblichen Risiko selbst befreit haben.  

(Beifall CDU, SPD, FDP)  

Um das an dieser Stelle im Klartext noch mal ganz 
deutlich zu sagen: Auch als Oppositionsfraktion se-

hen wir uns in der Verantwortung, demokratische 
Grundwerte zu schützen. Meiner Fraktion ist es des-
halb überhaupt nicht schwergefallen, einen Regie-
rungschef zu verhindern, dessen Wahl dem Land 
Thüringen auf lange Zeit und, wie wir finden, in nicht 
zu verantwortender Weise geschadet hätte. Deshalb 
war unsere Entscheidung im dritten Wahlgang leicht, 
folgerichtig und logisch.  

(Beifall FDP) 

Wir haben aber bei aller persönlichen Wertschät-
zung, sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin, nicht Sie 
persönlich gewählt. Wir haben auch nicht die CDU-
Kandidatin gewählt, sondern wir haben einer demo-
kratischen Ministerpräsidentin unsere Stimme ge-
geben, weil wir keine Steigbügelhalter sind und sein 
wollten für einen Ministerpräsidenten, in dessen Par-
teiprogramm noch immer das Ziel vom Systemwech-
sel steht und in dessen Fraktion auch 20 Jahre nach 
dem Mauerfall immer noch der Geist von Honecker, 
Mielke und der Stasi im wahrsten Wortsinne herum-
kuschelt. 

(Beifall FDP) 

Deshalb herzlichen Dank, sehr geehrter Herr Kol-
lege Ramelow, dass Sie uns diese Entscheidung so 
leicht gemacht haben. 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Bitte, war mir ein Vergnügen, ich habe 
das durch meine Kandidatur ermöglicht.) 

Auch gerne wieder. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, anderen Mitgliedern dieses Hohen Hau-
ses schien diese Entscheidung durchaus nicht ganz 
so leichtzufallen, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum 
Beispiel. Weil Kollegin Siegesmund hier auf die Grün-
dungsgeschichte so explizit hingewiesen hat, möch-
te ich einige Worte dazu sagen. Sie wollten Rot-Rot. 
Sie haben mit Sozialdemokraten und Linkspartei son-
diert. Herr Ramelow hat am 30.10. eine Stimme mehr 
erhalten als Abgeordnete seiner Fraktion im Plenum 
anwesend waren. Es gibt ein Wahlgeheimnis und 
niemand weiß es, aber es drängt sich die Frage auf, 
ob sich hier ein neuer grüner Kuschelweg andeutet. 
Die ganze Geschichte ist jedenfalls ein bemerkens-
werter Bruch mit Ihrer eigenen Gründungsgeschich-
te.

(Beifall FDP) 

Aus der Umweltbewegung der DDR, die dort nur 
unter dem Dach der Kirche existieren konnte, weil sie 
ansonsten staatlicher Verfolgung zum Opfer gefal-
len wäre, da kommen Sie her, daraus ist BÜND-
NIS 90 entstanden, ein Bündnis gerade gegen so-
zialistische Herrschaft. Nun, 20 Jahre später, wol-
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len Sie mit den uneinsichtigen Enkeln eben dieser 
Herrscher paktieren, deren Uneinsichtigkeit Ihnen 
auch noch bekannt ist. Sie sollten vielleicht darüber 
nachdenken, es Ihrem Nachbarn zur Linken gleich-
tun und sich von Zeit zu Zeit umbenennen. Aktuell 
wäre „Bündnis 09/Die Roten“ vielleicht ein akzeptab-
ler und praktikabler Vorschlag. 

(Beifall FDP) 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Dass die LDPD so eine Rede hält, ist un-
glaublich!) 

Aller Anfang ist hingeordnet auf Vollendung. Was 
also, Frau Ministerpräsidentin, wollten Sie uns an-
gesichts dieses Anfangs mit diesen Worten denn 
nun sagen? Dass es nur besser werden kann? Das 
kann man ja in der Tat nur hoffen. Bevor ich nun viel-
leicht dann doch etwas tue, was Sie ja ausdrück-
lich nicht machen wollten, nämlich einige Punkte aus 
dem Koalitionsvertrag hier aufgreifen, möchte ich ei-
nige Gedanken, Herr Kollege Mohring, zu Ihrem Vor-
schlag zur Abschaffung der Immunität loswerden. 
Die Immunität ist ein Bollwerk. Die Verfassung ist ge-
nauso ein Bollwerk, nicht geschrieben für schönes 
Wetter. Bei schönem Wetter kann man gut spazie-
ren gehen, bei schönem Wetter kann man sich gut 
draußen aufhalten und muss nicht befürchten, in ir-
gendeiner Weise nass zu werden, schmutzig zu wer-
den oder sonst irgendwas. Diese Dinge gibt es für 
schlechtes Wetter. Wenn es in diesem Haus Men-
schen gibt, die irgendwann rote oder braune Briga-
den vor die Tür stellen wollen, um die Eintretenden 
auszusortieren, dann ist es wichtig, die Immunität 
zu haben, dass wir nicht daran gehindert werden, hier 
die Plenarsitzungen abzuhalten, an Abstimmungen 
teilzunehmen. Dann, Herr Kollege Mohring, werden 
wir, wenn dieser Tag kommen sollte, was wir alle 
nicht hoffen, die einmal abgeschaffte Immunität ganz 
bestimmt nicht wieder eingerichtet bekommen.  

(Beifall SPD) 

Deswegen ist es richtig, dass wir die Immunität re-
gelmäßig aufheben, wenn die Staatsanwaltschaft da-
rum bittet, um genau deutlich zu machen, dass es 
uns nicht darum geht, Abgeordnete vor berechtig-
ter Strafverfolgung zu schützen. Die Immunität ist 
dazu da, sie vor unberechtigter Strafverfolgung, vor 
Strafverfolgung aufgrund unbewiesener Tatsachen 
zu schützen. Dabei sollten wir es lassen, weil die-
ser Weg ein ausgewogener ist, hinter dem wir uns, 
glaube ich, auch weiterhin alle versammeln sollten. 

(Beifall DIE LINKE) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Koa-
litionsvertrag - das haben einige Vorredner schon 

gesagt - ist in der Tat vor allem eines, er ist Prosa. Er 
ist ein Muster an Beliebigkeit und Unbestimmtheit. 
Die einzig wirklich zählbaren Dinge, die enthalten 
sind, sind Leitbilder, Beauftragte, Landesprogramme, 
konzertierte Aktionen, Zukunftsatlanten, Räte, Ka-
taster, Pläne, Konzepte, Strategien, Kompetenzzent-
ren und Agenturen. Insgesamt, wenn ich mich nicht 
verzählt habe, sind es 30 solcher sensationeller Vor-
haben. Da soll es einen Wirtschafts- und Innovations-
rat geben - das klingt ja verheißungsvoll, irgendwie 
nach Zukunft und nach Fortschritt, nach einer intel-
ligenten Verknüpfung von Unternehmen mit Wis-
senschaft und Forschung. Die Frage ist aber: Wozu 
braucht man so etwas in einem Land, welches sich 
selbst als Denkfabrik versteht und bezeichnet, in ei-
nem Land, in dem es eine Stiftung gibt, Runde Ti-
sche, Workshops und viele andere Dinge mehr, die 
sich mit genau derselben Aufgabe, mit der Verknüp-
fung von Wissenschaft und Wirtschaft, bereits be-
schäftigen? Wozu? Ein Blick auf den Ressortzu-
schnitt vermag vielleicht etwas Licht ins Dunkel zu 
bringen. Wirtschaftsministerium? SPD. Wissen-
schaftsministerium? Auch SPD. Nun drängt sich die 
Frage auf: Wie kann es denn der CDU gelingen, trotz 
dieser Besetzung in diesem Bereich zu punkten? 
Ist also - und das ist die Frage - der Wirtschafts- und 
Innovationsrat nur ein machttaktisches Ausgleichs-
gewicht, damit die CDU Einfluss in diesen Berei-
chen behält? Oder ist es ein echtes Instrument zur 
sinnvollen Verknüpfung zwischen Unternehmen und 
Forschung? Und wenn dem so wäre, warum wer-
den wissenschaftliche Einrichtungen allenfalls bei Be-
darf hinzugezogen, wie es im Koalitionsvertrag wört-
lich heißt? Liegt nicht gerade in der systematischen, 
also der permanenten Verknüpfung und Hinzuzie-
hung von Unternehmen und dem Forschungswesen 
die Zukunft für die Thüringer Wirtschaft?  

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Aber Sie 
sind doch selber dabei.) 

Sie haben auch davon gesprochen, von dieser Ver-
knüpfung, Frau Ministerpräsidentin. Die Frage ist: 
Wie finanzieren und organisieren denn unsere klei-
nen und mittelständischen Unternehmen nun tatsäch-
lich diese eigenständige Forschung und Entwicklung? 
Wo finden sie Partner für ihre Vorhaben im Bereich 
innovativer Umwelttechnik und erneuerbarer Ener-
gien, aber natürlich auch in vielen anderen Bereichen, 
wie zum Beispiel der medizinischen Forschung? Hier 
muss die Landesregierung ansetzen, hier, meine Da-
men und Herren, müssen Sie handeln, hier müssen 
Sie enge Kooperationen von Unternehmen, Hoch-
schulen und Betrieben fördern, damit Wissen un-
mittelbar in Produktion, in praktische Produkte und 
Verfahren einfließt. Dazu brauchen wir kein neues 
Leitbild, dazu brauchen die Firmen vor allem eines, 
sie brauchen Sicherheit, damit ihre Innovationen nicht 
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morgen aus ideologischen Gründen verboten und 
ihre Investitionen damit vernichtet werden. Dazu brau-
chen junge Menschen die Gewissheit, dass ihr na-
turwissenschaftliches Studium von heute sie nicht 
in einem Deutschland von morgen zu ideologisch 
verbrämten Jüngern des Bösen macht und ihre For-
schung kriminalisiert wird. 

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: In wel-
chem Land leben Sie? Doch nicht in Thü-
ringen.) 

Dazu brauchen all diese Menschen die Gewiss-
heit, dass nicht aus Gründen fehlenden politischen 
Willens endlos viel Geld in unwirtschaftliche Industrien 
subventioniert wird und dieses Geld beim Aufbau 
zukunftsweisender Wirtschaftszweige und Arbeits-
plätze fehlt. Und, Herr Minister, weil Sie fragen, wo 
ich lebe: Ich kann Ihnen das ganz genau an einem 
Beispiel erklären. Da sind Sie gar nicht betroffen, 
da ist die CDU betroffen. 

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Wir sind 
eine Regierung, da bin ich auch betrof-
fen.) 

Es gibt aktuell zwei abgeschlossene Koalitionsver-
träge und in beiden spielt das Thema grüne Gen-
technik eine Rolle. Im Thüringer Koalitionsvertrag ist 
klar vereinbart, grüne Gentechnik und entsprechende 
Versuche im Land nicht zuzulassen. Dieselbe Par-
tei, dieselbe CDU hat auch mit Delegierten aus dem 
entsprechenden Bundesausschuss im Bundeskoali-
tionsvertrag das genaue Gegenteil davon vereinbart.  

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: In Bayern 
koalieren Sie mit der CSU, die das auch 
will.) 

Deshalb stellt sich mir schon die Frage: Wie soll das 
denn weitergehen, wie lösen Sie diesen Konflikt, was 
bedeutet das für Thüringen? Wenn ich das konkret 
fragen darf, würde mich tatsächlich interessieren, 
wer von Ihnen an beiden Beschlüssen beteiligt ge-
wesen ist.  

Frau Ministerpräsidentin, Sie haben das Thema Ab-
wanderung angesprochen, ein Thema, an dem die 
Landesregierung seit mindestens zehn Jahren im-
mer wieder gescheitert ist. Gute und gut bezahlte 
Arbeitsplätze - davon haben Sie gesprochen, und 
es war in der Debatte hier auch schon mehrfach 
davon die Rede - entstehen aber nicht durch Willens-
bekundung, sondern die entstehen in Zukunftsbran-
chen. Die rot-grün-schwarze Welt von Gut und Böse 
und dass jeweils derjenige von Ihnen, der an der 

Macht ist, bestimmt, was für Menschen gut ist und 
wovor sie bewahrt werden müssen, das ist für kreati-
ve Köpfe ungefähr so attraktiv wie eine Schüssel Tofu 
für einen Leoparden. Kreative Menschen wollen Frei-
heit. Sie sind bereit, zu akzeptieren, dass es Grenzen 
gibt, dass verantwortungsvoller Forschung Grenzen 
gesetzt sind, aber sie fliehen naturgemäß vor ideo-
logischer Kleinkariertheit. Deshalb fordere ich Sie auf, 
deshalb bitte ich Sie, machen Sie Thüringen zum For-
schungsland in ethisch verantwortungsbewusster, 
aber von ideologischen Fesseln befreiter Politik, dann 
ist unser Land für Zukunftsbranchen attraktiv und 
dann hat unser Land eine Zukunft, weil junge Men-
schen hier eine Zukunft haben.  

(Beifall FDP) 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Vor allen Dingen bei der FDP.)  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es hat in 
der Regierungserklärung der Ministerpräsidentin fast 
eine halbe Stunde gedauert, bis das Wort „Wirt-
schaft“, bis das Wort „kleine und mittelständische Un-
ternehmen“ überhaupt das erste Mal gefallen ist. Da-
für, dass Unternehmen mit weniger als 50 Mitarbei-
tern 90 Prozent der Unternehmen in Thüringen aus-
machen, dafür, dass diese Unternehmen den über-
wiegenden Teil der Arbeitsplätze in unserem Land 
sichern, den größten Teil der Ausbildungsleistungen 
erbringen und übrigens auch den größten Teil der 
Steuern bezahlen, die Sie in Ihrer Koalition ausge-
ben wollen und, wie ich annehme, auch ausgeben 
werden, finde ich das ein bemerkenswertes Setzen 
von Prioritäten. Sie stellen sich mit dieser Fehlein-
schätzung, Frau Ministerpräsidentin, ganz unnötiger-
weise in eine Reihe mit insbesondere Ihrem Wirt-
schaftsminister, den wir gemeinsam auf einer gro-
ßen Veranstaltung des Thüringer Mittelstandes am 
vergangenen Wochenende vermisst haben. Dort wur-
de der versammelte Thüringer Mittelstand von dem 
neu gewählten Wirtschaftsminister mit Missachtung 
gestraft - ein besonders trauriges Kapitel, wie ich 
finde. Mich würde schon interessieren, welche Bot-
schaft Sie, Herr Minister, dem Mittelstand damit sen-
den wollen.  

(Beifall FDP) 

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Ihre 
Rede hat gerade den Höhepunkt er-
reicht.) 

Was ist der Inhalt, was der Schwerpunkt Ihrer Wirt-
schaftspolitik? Es freut mich, dass Ihnen meine Rede 
so gut gefällt, Herr Minister.  

(Heiterkeit FDP) 
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Auf der einen Seite wollen Sie kleine und mittelstän-
dische Firmen unterstützen, aber auf der anderen 
Seite haben Sie angekündigt, Steuererleichterungen, 
die dem unternehmerischen Mittelstand sofort hel-
fen würden, ihm sofort mehr Luft und mehr Liqui-
dität verschaffen, Ihre Stimme zu verweigern. Wenn 
Ihnen der kleine Handwerker und Unternehmer tat-
sächlich am Herzen liegt, dann stimmen Sie den Vor-
schlägen zu, die letzte Woche im Bund zum The-
ma Reform der Erbschaftsteuer und der Unterneh-
mensteuer vorgelegt worden sind.  

(Unruhe SPD) 

Das wollen Sie nicht tun, wenn ich es recht ver-
standen habe. Was machen Sie stattdessen? Sie ha-
ben in Ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, die Ver-
gabe von öffentlichen Aufträgen an die Tarifbindung 
der Unternehmen zu knüpfen.  

(Beifall SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
eine Benachteiligung, das ist das faktische Aus für 
viele kleine Handwerker, die sich an öffentlichen Auf-
trägen beteiligen wollen. Gerade der Ein- oder Zwei-
mannbetrieb, der sich an solchen Ausschreibungen 
beteiligt, wird so systematisch benachteiligt. Gerade 
der selbstständige Handwerker achtet darauf, dass 
sein Betrieb läuft, dass Aufträge hereinkommen, dass 
er investieren kann. Das sind die Eckwerte, an de-
nen er seine Kalkulation festmacht. Fragen Sie doch 
mal, welcher Selbstständige sich selbst tatsächlich ei-
nen Tariflohn zahlen kann am Ende des Tages, dann 
werden Sie merken, dass ich mit meiner Einschät-
zung recht habe.  

(Beifall FDP) 

Und weil wir gerade bei den Löhnen sind, liebe Kol-
legen von der CDU, ich bin entsetzt. Ich bin entsetzt, 
wie sehr Sie sich in Sachen gesetzlicher flächen-
deckender Mindestlohn von der SPD haben einwi-
ckeln lassen. Im Thüringer Koalitionsvertrag ist zu 
lesen, CDU und SPD wollen den Anteil derjenigen 
Branchen und Arbeitnehmer, für die ein Mindestlohn 
gilt, ausbauen. Im Koalitionsvertrag, den Sie mit uns, 
mit der FDP auf Bundesebene, ausgehandelt haben, 
steht dagegen geschrieben, einen einheitlichen ge-
setzlichen Mindestlohn lehnen wir ab. Was denn 
nun? Was gilt?  

(Beifall FDP) 

Sie sollten sich noch einmal vor Augen führen - mit 
der linken Seite dieses Hauses versuche ich das 
gar nicht mehr, aber vielleicht führen Sie sich noch 
einmal vor Augen, liebe Kollegen von der CDU -, was 
ein Mindestlohn tatsächlich bedeutet. Ganz abge-

sehen davon, dass es eine Aushebelung der Tarif-
autonomie ist - das wäre vielleicht ein Punkt, über 
den die Kollegen der SPD noch mal nachdenken soll-
ten - und wir eine ausladende Kontrollbürokratie be-
kommen, führt ein Mindestlohn zwangsläufig zu mehr 
irregulärer, zu schwarzer Beschäftigung. Gerade im 
Niedriglohnsektor wird die Zahl der Beschäftigungs-
verhältnisse, für die keine Sozialversicherungsbeiträ-
ge gezahlt werden, anwachsen. Deshalb sind gesetz-
liche Mindestlöhne schlicht der falsche Weg, um 
Lohndumping zu verhindern. Wir müssen den Men-
schen als Perspektive auf dem Weg in den ersten 
Arbeitsmarkt auch die Möglichkeit geben, über einen 
niedrig entlohnten, aber sozialversicherungspflichti-
gen Weg zu gehen. Dazu muss die Grenze für sozial-
versicherungsfreie Minijobs erhöht werden, so wie wir 
es im Bund übrigens auch vereinbart haben. Auch 
die Zuverdienstregelungen müssen übrigens so neu 
justiert werden, dass es sich lohnt, früh aus dem 
Haus zu gehen. Weil das hier schon gelegentlich an-
gesprochen wurde: Das ist genau der Grund, wes-
halb wir dafür stehen, Steuern zu senken, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, und das Steuersys-
tem zu vereinfachen. 

(Beifall FDP) 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Das funktioniert seit 30 Jahren nicht 
mehr!) 

Wir wollen, dass mehr Menschen steuerpflichtige 
Arbeit bekommen, und wir wollen, dass Arbeiten ge-
hen sich lohnt und von den Menschen als lohnend 
begriffen wird. Das weiß auch die CDU und hat es 
deshalb auf Bundesebene im Koalitionsvertrag ver-
einbart. Aber auch hier erhebt sich wieder die Fra-
ge: Was gilt denn nun?  

Übrigens, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen 
von den LINKEN, bis vor 20 Jahren galt auch in den 
Bezirken Gera, Suhl und Erfurt ein Maximalsteuer-
satz von 90 Prozent bei einem betrieblichen Jah-
reseinkommen von über 500.000 Mark. Leistung wur-
de in der DDR bestraft. Im Jahr 1989 gab es schließ-
lich niemanden mehr, der diesen Spitzensteuersatz 
bezahlen musste, weil es einfach niemanden mehr 
gab, der so viel verdient hat. Deswegen ist die Poli-
tik, die Steuern zu erhöhen und immer mehr Steuern 
zu erheben, die falsche. Hohe Steuern als Rettung 
für die Staatsfinanzen funktionieren nicht. 

(Beifall FDP) 

Es gab bestimmt eine ganze Menge Gründe für den 
Untergang der DDR. Staatlicher Reichtum hat da-
bei ganz bestimmt aber keine Rolle gespielt. Des-
halb, Frau Ministerpräsidentin, haben Sie recht, wenn 
Sie sagen, es gäbe beim staatlichen Handeln kei-
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ne Herrschaft der Wirtschaft. Das ist richtig. Es gibt 
aber eine Kausalität, bei der das Erwirtschaften vor 
dem Ausgeben kommt. Das ist viel zu lange vernach-
lässigt worden, das gilt zu Hause genauso wie beim 
Staat und deshalb kämpft die FDP dafür. Deshalb 
sage auch ich hier deutlich, dass wir dafür stehen, 
dass Steuern gesenkt werden. Das ist kein Selbst-
zweck. Wir entlasten diejenigen, die Leistung brin-
gen, wir entlasten die Mittelschicht, damit wir uns die 
vielen Dinge, die wir bezahlen wollen, überhaupt 
noch leisten können, damit es überhaupt noch je-
manden gibt, der das Geld über Steuern zur Verfü-
gung stellt. 

(Beifall FDP) 

Das ist keine Herrschaft, das ist kein Diktat, das ist 
schlichte Logik und Vernunft. Wenn Sie uns nun vor-
werfen, wie betrieben Klientelpolitik, dann antworte 
ich, ja, genau das machen wir.  

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE 
LINKE: Partei der Besserverdienenden.) 

(Heiterkeit DIE LINKE)  

Unsere Klientel sind die ganz normalen Menschen 
da draußen, das sind ganz normale Familien, die ar-
beiten gehen wollen, die ihre Familien ernähren wol-
len, die morgens aufstehen, ihre Kinder zur Schule 
bringen oder in den Kindergarten und eben dann ar-
beiten gehen wollen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. Für diese Menschen muss es sich loh-
nen. Wenn Sie diese Menschen bestrafen, dann 
lohnt es sich nicht mehr. Wenn es früh keinen Un-
terschied macht, ob sie liegen bleiben oder ob sie 
aufstehen,  

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE: 
Sie argumentieren gerade für den Min-
destlohn.) 

dann bleiben sie liegen, das ist ganz einfach, dann 
funktioniert aber das ganze Gemeinwesen nicht 
mehr.  

(Beifall FDP) 

In die Reihe dieser Maßnahmen gehört auch das, 
was im Bundeskabinett vereinbart ist, nämlich die 
Erhöhung des Kindergelds und des Kinderfreibetrags. 
Das ist ein klares Bekenntnis zu den Familien in 
unserem Land, das ist ein klares Bekenntnis für die 
arbeitenden Familien in unserem Land. Wenn Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der Koalitionsfrak-
tionen, und Sie, Frau Ministerpräsidentin, im Bundes-
rat gegen diese - wie Sie ja angekündigt haben - 
Maßnahmen stimmen, dann zeigt das doch deut-
lich, dass es zwischen den netten Worten im Koali-

tionsvertrag und der Realität eine Lücke gibt, die Sie 
erklären müssen. 

(Beifall FDP) 

Das zeigt dann, welchen Stellenwert Sie tatsäch-
lich der Unterstützung der Menschen und der Fa-
milien beimessen, die in unserem Land den Karren 
ziehen. Sie können in diesen Menschen nicht nur 
den Esel sehen, der den Karren zieht, und ihnen im-
mer nur eine Möhre vor die Nase halten, damit die 
dann ewig laufen. Ich prophezeie Ihnen: Das geht 
auf Dauer nicht gut. Lassen Sie sich das ökono-
mische Schicksal der DDR an dieser Stelle eine War-
nung sein. 

(Beifall FDP) 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, Zu-
kunft schreibt sich Kinder, hat die Ministerpräsidentin 
gesagt, ein schönes Bild verbal, vielleicht etwas sper-
rig. „Kinderlärm ist Zukunftsmusik“, das war ein Slo-
gan, den wir mal verwendet haben für im Kern die-
selbe Erkenntnis. Kindern muss unsere ungeteilte 
Aufmerksamkeit gelten in jeder Phase und in jeder 
Facette ihrer Entwicklung. Vieles von dem, was Sie 
gesagt haben, Frau Ministerpräsidentin, findet an 
dieser Stelle unsere ausdrückliche Zustimmung: Kin-
derschutz, bestmögliche Entwicklungschancen, best-
mögliche Bildung unabhängig von der sozialen Her-
kunft, Bildung auch als wesentliche Voraussetzung 
für ein selbstbestimmtes Leben. Das sind Auffassun-
gen, das sind Ziele, die gar keine andere Auffassung, 
gar keine abweichende Meinung zulassen.  

Wir begrüßen deshalb ausdrücklich, dass z.B. ge-
plant ist, einen grundständigen Studiengang für früh-
kindliche Pädagogik einzurichten. Qualifiziertes Per-
sonal ist in den Einrichtungen dringend nötig. Die 
Ausbildung muss schnell beginnen, damit diese aus-
gebildeten Erzieherinnen dann auch möglichst schnell 
zur Verfügung stehen. Qualifiziertes Personal brau-
chen wir auch an unseren Schulen.  

Sie wollen ein Leitbild für das pädagogische Per-
sonal erstellen, lese ich in Ihrem Koalitionsvertrag. 
Was soll denn da drinstehen? Kompetenzen und An-
forderungen an das pädagogische Personal. Wo-
nach richten die sich denn jetzt? Wann soll das Leit-
bild fertig sein? Wann haben wir die ersten Erzie-
her, die diesem Leitbild entsprechend ausgebildet 
sind, tatsächlich auch auf dem Arbeitsmarkt verfüg-
bar?  

Sie sprachen von 2.500 Lehrern, die dem Freistaat 
aufgrund der demographischen Struktur der Leh-
rerschaft bis 2015 fehlen werden. Auch diese Lü-
cke müssen wir schnell schließen, denn die entsteht 
nicht erst 2015, sondern, wie es im Koalitionsver-
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trag, wie ich finde, richtig geschrieben ist, bis 2015 
gibt es einen permanenten Ersatzbedarf von 2.500 
Lehrern. Hier ist ein Punkt, dass die Finanzierung für 
mich völlig unklar ist. Vielleicht ist damit erklärt, dass 
die Ziellinie 2015 nach dem Ende dieser Koalition 
liegt.  

Sie haben die Schulen in freier Trägerschaft ange-
sprochen. Sie wollen diese Schulen auch künftig an-
gemessen finanziell ausstatten, wie Sie es formu-
liert haben. Das wirft für mich die Frage auf: Was 
ist denn angemessen? Warum sind Schüler an die-
sen Schulen dem Staat nicht genauso viel wert wie 
Schüler an staatlichen Schulen? Ich fordere Sie auf, 
diese Ungleichbehandlung zu beenden, denn die Kin-
der sind es, um die es geht. Egal, auf welche Schule 
sie gehen, wo sie lernen, alle Kinder müssen gleich 
viel wert sein und alle Kinder verdienen deshalb die 
gleiche Unterstützung seitens des Landes.  

(Beifall FDP) 

Das Land, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
muss im Landeshaushalt ein klares Bekenntnis auch 
für eine langfristig gute Bildungsqualität schaffen, das 
haben Sie gesagt. Die Landesregierung muss aber 
auch klarmachen, in welchen Ressorts im Gegen-
zug eingespart werden muss. Das sind Sie, wie vie-
les andere leider auch, schuldig geblieben.  

Ich will Ihnen jetzt nicht nacheifern und für jede ein-
zelne Interessengruppe und jedes einzelne mehr 
oder weniger wichtige Einzelthema noch zwei Zeilen 
verwenden. Ich entschuldige mich deshalb summa-
risch bei allen Interessenverbänden und Interessen-
vertretern, die ich jetzt vergessen habe. Aber Wirt-
schaft und Bildung sind die Säulen, auf denen un-
sere Gesellschaft steht, deshalb muss diesen bei-
den Themen die prioritäre Aufmerksamkeit gelten. 
Wenn diese beiden Bereiche funktionieren, dann kön-
nen wir uns in allen anderen Bereichen auch viel 
Wünschenswertes leisten. Erreichen wir das nicht, 
bleibt eine sorgenarme Zukunft Utopie.  

Sie haben gesagt, Frau Ministerpräsidentin, wir kön-
nen nicht alles haben, wir können uns nicht alles leis-
ten. Das hat die meisten von uns hier im Saal und die 
meisten der Zuschauer und Zuhörer im Land be-
stimmt nicht überrascht, das haben die meisten längst 
geahnt. Was Sie nicht gesagt haben, ist, was können 
wir denn haben, was können wir uns denn im Ge-
genzug nicht leisten. Das hätte uns im Saal und das 
hätte die Menschen an den Empfangsgeräten drau-
ßen bestimmt auch sehr interessiert.  

Sie haben gesagt, Aufgabe Ihrer Regierungserklä-
rung ist es nicht, den Koalitionsvertrag zu referieren. 
Das fand ich richtig. Dass Sie uns allerdings die 
ganze Prosa des Koalitionsvertrags lediglich in ein 

anderes Versmaß übersetzt haben, das fand ich dann 
doch ein wenig enttäuschend. Herzlichen Dank.  

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 

Bevor ich die nächsten Rednerinnen und Redner 
aufrufe, möchte ich darüber informieren, dass die 
Parlamentarischen Geschäftsführer eine Vereinba-
rung getroffen haben, dass wir jetzt nicht in die Mit-
tagspause gehen, sondern die Aussprache zur Re-
gierungserklärung beenden. Danach gibt es eine 
halbstündige Mittagspause und danach folgen wir 
dem Ablauf, den wir heute Morgen besprochen ha-
ben, so dass wir also nach dieser Mittagspause die 
Tagesordnungspunkte Wahlen, dann 13 und 14 auf-
nehmen und eigentlich um 17.00 Uhr den letzten Auf-
ruf haben. Das ist dann so eine kreative Aufgaben-
stellung auch an die Parlamentarischen Geschäfts-
führer, das alles unter einen Hut zu bringen.  

Es gibt im Moment zwei Redeanmeldungen, eine ist 
von Frau Astrid Rothe-Beinlich und eine von Herrn 
Minister Matschie. Den Herrn Minister müsste ich ei-
gentlich zuerst drannehmen laut unserer Geschäfts-
ordnung, es sei denn, er sagt, er lässt den Abgeord-
neten den Vortritt. 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ich würde 
Herrn Matschie gern vorher hören.) 

Herr Matschie folgt diesem Wunsch. Ich rufe Herrn 
Minister Matschie auf. 

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur: 

Diesem charmanten Wunsch kann ich mich gar 
nicht entziehen, will ich auch nicht, sondern möch-
te hier gern einiges deutlich machen. Die Koalition, 
für die die Ministerpräsidentin die Regierungserklä-
rung heute vorgetragen hat, ist eine Koalition der 
neuen Wege, das ist eine Koalition, die die Zukunft 
fest im Blick hat. Wir jammern nicht über das, was 
noch nicht so gut ist, sondern wir werden gemein-
sam anpacken, damit es besser werden kann. Mir 
ist auch nicht entgangen, dass einige mit dieser Koa-
lition noch so ihre Probleme haben. Herr Ramelow, 
Herr Barth, sehen Sie es mir nach, aber Ihre bei-
den Reden hatten immer noch etwas von einem ver-
schmähten Freier, der doch auch gern die Braut ge-
habt hätte. Ich glaube, Sie sollten sich alle beide auf 
die Rolle einstellen, die Sie für die nächsten fünf Jah-
re hier im Parlament haben, und diese Rolle gut aus-
füllen, dann ist allen gedient. 
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(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das ist 
unser aller Klientel, sollte es wenigstens 
sein.) 

(Beifall CDU) 

Aber es hat sich so angehört, als wären Sie es gern.  

Ich will ein Zweites dazu sagen bei der Debatte um 
die Koalitionen: Eines ist doch völlig klar, es kann 
keine Koalitionen aus Prinzip geben, es kann aber 
auch keine Koalitionen aus Prinzip nicht geben, son-
dern Koalitionen, so ist das in der Demokratie, die 
entstehen dann, wenn es ausreichend inhaltliche 
Gemeinsamkeit gibt, wenn es den gemeinsamen Wil-
len gibt, das auch politisch auf den Weg zu bringen, 
und wenn es Partner gibt, die in der Lage sind, das 
gemeinsam anzupacken. Alle Voraussetzungen, die 
ich eben genannt habe, sind in dieser Koalition ge-
geben. Eines, Herr Barth, gestatten Sie mir an die-
ser Stelle auch, Sie haben von Ihrer Klientel gespro-
chen, das sei das Volk da draußen. 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Leider 
sind die arbeitenden Familien ja nicht 
alle.) 

Ja, in gewisser Weise schon. Aber, ich glaube, zur 
Ehrlichkeit im Parteiensystem und in der Demokra-
tie gehört dazu, dass wir verstehen, dass keine Partei 
das ganze Volk vertritt, sondern dass jede Partei 
auch bestimmte Interessengruppen im Volk vertritt. 
Natürlich haben wir alle den Anspruch, ein möglichst 
breites Interessenspektrum zu vertreten, aber kei-
ner sollte sich anmaßen, für alle zu reden, wenn wir 
hier als Parteien in der Demokratie agieren. 

(Beifall SPD) 

Die neue Koalition wird neue Wege gehen; das muss 
sie auch, denn wir müssen wichtige Fragen weiter-
denken, die unsere Gesellschaft beschäftigen. Da ist 
es gut, wenn es auch einen neuen Stil gibt. Herr Ra-
melow, Sie haben den mehrfach eingefordert in Ih-
rer Rede. Leider haben Sie den alten Stil gepflegt. 
Sie haben 

(Beifall CDU, SPD) 

geklagt, Sie haben sich beschwert darüber, dass 
DIE LINKE nicht wirklich ernst genommen wird, dass 
sie stigmatisiert wird, dass sie an dieser oder jener 
Sache nicht beteiligt ist. Ich möchte hier wirklich für 
einen neuen Stil werben. Das heißt für mich, dass 
wir hier in diesem Parlament gemeinsam darüber 
diskutieren, wie diese neuen Wege gestaltet werden 
müssen. Ich möchte hier über Politik streiten. Ich 
möchte nicht darüber streiten, wer, wann, wo zu kurz 
gekommen ist, sondern ich möchte mit Ihnen allen 

darüber diskutieren, wie wir in wichtigen Politikfeldern 
vorankommen. Ich will drei Felder, drei wichtige Fra-
gen einmal exemplarisch benennen, die hier in der 
Debatte eine Rolle gespielt haben. Wir müssen in 
der Bildungspolitik weiter denken, auch wenn klar 
ist, dass Thüringen so schlecht im gesamtdeutschen 
Konzert nicht dasteht. Trotzdem gibt es Fragen, die 
wir beantworten müssen. Wie gehen wir denn mit 
Bildungschancen von Kindern um in einer Gesell-
schaft, in der die Spanne zwischen Arm und Reich 
wächst? Ich sage, diese Spanne wächst trotz auch 
aller politischen Anstrengungen, Gesellschaft zusam-
menzuhalten. Wie gehen wir damit um in der Bil-
dungspolitik, um trotzdem möglichst vielen Kindern 
gute Bildungschancen zu erhalten? Wie gehen wir 
um mit Bildungspolitik in einer Gesellschaft, in der 
es weniger Kinder gibt und wo dieser Geburtenknick 
durch die Bildungsinstitutionen hindurchläuft? Wie 
beantworten wir die Strukturfragen, die damit ent-
stehen? Wie gehen wir um mit der Bildungspolitik 
in einer Gesellschaft, in der es einen Teil gibt, der 
in dieser beschleunigten Gesellschaft Motor ist, in-
ternational orientiert, mehrere Sprachen spricht, in der 
Welt unterwegs und in der es einen anderen Teil der 
Gesellschaft gibt, der sich kaum vor die Haustür traut, 
der sich sozial im Abseits fühlt, wo Menschen den 
Mut verloren haben? Wie bringen wir das bildungs-
politisch zueinander? Wie organisieren wir Chancen 
in einer solchen Gesellschaft? Darüber möchte ich 
gern diskutieren. Wir bringen neue Schritte auf den 
Weg. Wir haben uns darüber verständigt, dass wir 
die frühkindliche Bildung ausbauen, weil das der ers-
te Punkt ist, wo es um die Chancengleichheit geht, 
wenn Kinder aus ganz unterschiedlichen Familien 
kommen. Deshalb hat sich die Koalition vorgenom-
men, ja, wir wollen das, was das Volksbegehren in 
den letzten Jahren entwickelt und gefordert hat, auf-
greifen, wir wollen frühkindliche Bildung verbessern, 
wir wollen 2000 zusätzliche Erzieherinnen einstel-
len.  

(Beifall SPD) 

Nun ist auch jedem klar, dass wir die nicht sofort 
zur Verfügung haben, dass das kein einfacher Weg 
wird, aber wir müssen ihn zusammen anpacken. Wer 
da nur davor warnt, ja, das könnte ja jetzt sein, dass 
da nicht mehr ausreichend ausgebildete Fachkräf-
te in die Kindergärten kommen, das hilft doch nicht 
weiter, sondern lassen Sie uns doch gemeinsam 
darüber nachdenken, wie wir möglichst schnell mög-
lichst gut qualifiziertes Personal in die Kindergärten 
bringen. Wir wissen auch, dass wir da unter Zeitdruck 
stehen. Wir haben uns vorgenommen, dass wir bis 
Ende Januar Klarheit in dieser Frage schaffen, denn 
wir wollen denjenigen, die da unterwegs waren im 
Volksbegehren, das klare Signal geben, ihr müsst 
jetzt nicht mit den Unterschriften starten, sondern 
das, was ihr wolltet, das nimmt die Politik auf, das 
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nimmt diese Regierungskoalition auf und sorgt dafür, 
dass wir die Bedingungen verbessern können.  

(Beifall SPD) 

Ich will auch etwas zur Schulpolitik sagen. Auch da 
geht es natürlich um die Frage, wie wir in einer so 
stark ausdifferenzierten Gesellschaft für Chancen 
für Kinder sorgen können. Deshalb haben wir über 
neue Schulmodelle diskutiert. Das betrifft die Reform-
pädagogik genauso wie das längere gemeinsame 
Lernen. Da ist hier von mehreren angesprochen wor-
den, Frau Siegesmund hat es z.B. gesagt, die SPD 
macht ja gar nicht ernst mit dem, was sie über län-
geres gemeinsames Lernen eigentlich gesagt hat 
vor der Wahl in ihrem Wahlprogramm. Nein, wir ha-
ben in unserem Wahlprogramm gesagt, wir wollen 
die Thüringer Gemeinschaftsschule als Angebot im 
Schulgesetz verankern und wir wollen, dass vor Ort 
die Schulträger gemeinsam mit Eltern und mit Leh-
rern die Entscheidung treffen, wo eine solche Ge-
meinschaftsschule eingerichtet wird. Wir haben das 
nicht gesagt, weil wir uns nicht zutrauen, dass man 
das auch alles ganz anders machen könnte. Wir ha-
ben das deshalb gesagt, weil ein Top-Down-Ansatz 
in der Schulentwicklung überhaupt nicht hilft.  

(Beifall SPD) 

Es ist eine irrige Vorstellung, dass wir in Erfurt auf 
den Knopf drücken und dass dann am Ende der Takt-
straße lauter neue Gemeinschaftsschulen heraus-
kommen. Es ist ein Irrtum. Deshalb sagen wir, man 
muss sich vor Ort auf den Weg machen und eine 
neue Schule wollen. Wir schaffen dafür die recht-
lichen Rahmenbedingungen und vor Ort muss die 
Debatte stattfinden, welche Schulen wollen sich auf 
den Weg machen? Mit welchen Konzepten soll das 
geschehen? Wie viel Reformpädagogik soll da zu-
sätzlich drinstecken? Wie bauen wir die Ganztags-
angebote aus? Wie beziehen wir diejenigen, die au-
ßerhalb von Schule stehen, mit ein in die Schulent-
wicklung? Wie öffnen wir Schule und Jugendarbeit 
zueinander? Lauter spannende Fragen, die nicht vom 
grünen Tisch aus entschieden werden, sondern die 
vor Ort diskutiert und entschieden werden. Deshalb 
sage ich, wir haben mit voller Überzeugung das in 
den Koalitionsvertrag geschrieben, was dort drin-
steht. Wir wollen gemeinsam neue Schule auf den 
Weg bringen mit Entscheidung vor Ort. 

(Beifall SPD) 

Wir sind uns auch einig, dass die Hochschulentwick-
lung weitergehen muss. Ich bin gestern hier in Er-
furt gewesen in der Hochschule und habe mich dort 
der Diskussion mit den Studierenden gestellt. 

(Beifall SPD) 

Ich habe deutlich gemacht, erstens, ich sehe diese 
Protestaktion als wichtiges Signal, dass das Bildungs-
system besser werden muss, als es heute ist. Ich 
habe aber auch deutlich gemacht, es wird nicht je-
der Wunsch, der dort vorgetragen wird, am Ende 
auch realisiert werden können. Aber einige Dinge 
sind mir schon wichtig dabei, die will ich hier auch 
noch einmal deutlich machen. Das haben wir auch 
nicht erst diskutiert, als die Studierenden die Hör-
säle besetzt haben, sondern das haben wir schon 
im Rahmen unserer Koalitionsvereinbarung diskutiert, 
nämlich dass wir sagen, wir wollen keine finanziel-
len Hürden für das Studium. Deshalb ist klar, auch 
in Zukunft wird es in Thüringen keine Studienge-
bühren geben und der Verwaltungskostenbeitrag wird 
abgeschafft für das nächste Semester. 

(Beifall SPD) 

Wir haben uns vereinbart, das System aus Bache-
lor und Master noch mal genau anzuschauen, weil 
wir auch wissen aus vielen Gesprächen, und zwar 
unabhängig von Parteizugehörigkeiten, wir haben zu 
viele Bachelor-Studiengänge, bei denen ist im We-
sentlichen Folgendes passiert: Da sind ursprünglich 
längere Studiengänge einfach zeitlich zusammen-
gepresst worden, ohne dass man die wirklich neu 
konzipiert hat. Das führt natürlich dazu, dass Studie-
rende uns sagen, wie sollen wir denn da durchkom-
men durch ein so zusammengepresstes verschul-
tes Studium? Wo ist denn die Freiheit der Studie-
renden, auch über den Tellerrand hinauszuschauen 
in einem solchen Studium, und wo ist möglicherweise 
auch der Platz, denn das gehört ja auch zur Alltags-
wirklichkeit von Studierenden dazu, sich noch ein 
paar Euro dazuzuverdienen, damit man das Studium 
finanzieren kann. Deshalb haben wir gesagt, wir wol-
len uns das anschauen. Wir wollen das evaluieren 
gemeinsam mit den Hochschulleitungen und den Stu-
dierenden und dafür sorgen, dass Studiengänge ent-
schlackt werden und dass da, wo die Stofffülle nicht 
zu begrenzen ist, auch Studiengänge verlängert wer-
den. Dass ein Bachelor nur sechs Semester haben 
kann, das steht nirgendwo geschrieben, das kann 
auch anders sein. 

(Beifall SPD) 

Da, wo es anders sein muss, werden wir es auch in 
Zukunft anders machen.  

Ich will ein Weiteres aufgreifen, was die Studieren-
den deutlich gemacht haben, sie haben nämlich ge-
sagt: Wir wissen auch aus der Debatte der letzten 
Jahre, bessere Bildung erfordert sicher an der ei-
nen oder anderen Stelle neue Konzepte. Es ist nicht 
nur mehr Geld, sondern auch mehr Geist gefordert, 
aber an manchen Stellen wird es ohne zusätzlichen 
Mitteleinsatz auch nicht gehen. Deshalb haben wir 
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dort auch die Debatte geführt: Wie ist denn das ei-
gentlich, wo kommt denn das Geld her? Eines sehe 
ich dabei mittlerweile als ziemliche Gefahr für un-
sere weiteren Investitionen in die Bildungspolitik an, 
das sind die Signale aus Berlin. Da steht insbeson-
dere die FDP in der Verantwortung mit diesem mas-
siven Druck auf Steuersenkungen, denn eines pas-
siert doch dabei, diese Steuersenkungen, das sind 
Steuersenkungen auf Pump und es sind Steuersen-
kungen auf Kosten der Bildung. Etwas anderes ist 
es nicht und zu dieser Konsequenz müssten Sie auch 
stehen.  

(Beifall SPD) 

Deshalb hat sich diese Koalition vereinbart und hat 
gesagt, Steuersenkungen, die zulasten des Landes-
haushalts gehen, die finden keine Zustimmung der 
Thüringer Landesregierung. 

(Beifall SPD) 

Nun will ich in dem Zusammenhang aber auch ein 
Wort sagen zu dem, was hier wieder von Bodo Ra-
melow gefordert worden ist in Bezug auf die kom-
munalen Beiträge, weil sich das auf der gleichen 
Ebene bewegt am Ende. Es ist ja schön, den Leu-
ten zu versprechen, ihr müsst weniger bezahlen. Die 
FDP macht das bei den Steuern, DIE LINKE macht 
das bei den kommunalen Beiträgen. Der Effekt, lieber 
Bodo Ramelow, ist aber für den Landeshaushalt am 
Ende der gleiche, dass uns nämlich das Geld fehlt, 
was wir für die Bildung brauchen. Wer die kom-
munalen Beiträge abschaffen will, so wie Sie das 
vorschlagen, der muss Hunderte von Millionen zu-
sätzlich im Landeshaushalt aufbringen. Das ist die 
schlichte Wahrheit, an der Sie sich in jeder Debat-
te versuchen vorbeizumogeln. 

(Beifall CDU, SPD) 

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE: 
Wieso denn das?) 

Deshalb sage ich auch genauso: Ihr Versprechen 
von Beitragsabschaffung, das bedeutet am Ende 
nichts anderes als das Schleifen von Bildungsstan-
dards hier in Thüringen. Deshalb ist es falsch, was 
Sie dort fordern. 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Ich erkläre Ihnen die Probleme der Ab-
wasserzweckverbände, das wäre dann 
echte Bildung.) 

Herr Ramelow, Sie kennen vielleicht - wenn nicht, 
dann beschäftigen Sie sich bitte damit - die Urteile 
des Landesverfassungsgerichts in Thüringen. Wenn
das Land Thüringen den Kommunen Auflagen in die-

sem Bereich macht, auf Beitragseinnahmen zu ver-
zichten, dann ist das Land in der Pflicht, den Kom-
munen dieses auszugleichen. 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Richtig, das habt ihr nicht einmal aufge-
nommen.) 

Das führt heute schon zu enormen Lasten für die 
Zukunft des Landeshaushalts. Aber wenn Sie zu den 
Lasten, die wir ohnehin schon haben - zu denen steht 
die SPD kritisch, das wissen Sie -, neue Lasten oben-
drauf legen wollen und gleichzeitig mehr Geld für 
die Bildung versprechen, dann sage ich Ihnen, das 
wird nicht aufgehen. 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Wenn man es so dilettantisch macht wie 
die CDU, dann stimmt es.) 

Auch DIE LINKE muss sich finanzpolitisch ehrlich 
machen, sonst kommt sie nicht weiter. 

(Beifall CDU, SPD) 

Ich will einen zweiten großen Bereich aufgreifen, wo 
ich sage, lassen Sie uns über neue Wege diskutieren, 
die notwendig sind; das ist der ganze Bereich Arbeit 
und Wirtschaft. Diese Koalition hat sich vorgenom-
men, neben dem, was erreicht worden ist in den letz-
ten Jahren - da sage ich ausdrücklich noch mal, das 
ist ja nicht wenig, wenn man sich die letzten 20 Jahre 
anschaut, was an wirtschaftlichem Aufbau auch in 
diesem Land vorangekommen ist -, den Blick von 
Wirtschaftspolitik stärker als in der Vergangenheit auf 
die Beschäftigten selbst zu richten, auf ihre Quali-
fikationen, auf ihre Fähigkeiten, aber auch auf ihre 
Bezahlung. Beides gehört dazu, wenn wir Wirtschaft 
dynamisieren wollen, wenn wir dafür sorgen wollen, 
dass wir für das Wachstum, was wir in den nächs-
ten Jahren brauchen, auch die notwendigen Fach-
kräfte haben. Deshalb haben wir aufgenommen, dass 
wir Fachkräftesicherung ins Zentrum stellen wollen. 
Deshalb haben wir darüber diskutiert, wie wir die 
Lohnsituation verbessern wollen. Das steht im Koali-
tionsvertrag drin. Wir wollen in einer gemeinsamen 
Initiative mit Arbeitgebern, mit Gewerkschaften dazu 
beitragen, dass die Tarifbindung in Thüringen steigt. 
Ja, wir wollen auch bei öffentlichen Aufträgen dafür 
sorgen, dass möglichst Tariflöhne gezahlt werden, 
weil wir überzeugt davon sind, dass nur dort, wo ein 
gutes Lohnniveau herrscht, auch attraktive Bedingun-
gen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer da 
sind. Wir können doch nicht zusehen, wie die Leu-
te reihenweise Thüringen den Rücken kehren, weil 
woanders besser bezahlt wird. Wir müssen auch 
hier zusätzlich etwas tun. 

(Beifall CDU, SPD) 
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(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Nicht da-
für sorgen, es zur Bedingung machen.) 

Wir sagen auch, wir wollen Arbeit und Wirtschaft 
stärker mit Blick auf künftige Generationen betrach-
ten. Die Ministerpräsidentin hat das Stichwort dazu 
hier in der Debatte gesagt; grüner Motor werden, heu-
te darüber nachdenken, welche Technologien wir 
morgen und übermorgen brauchen, und dafür zu sor-
gen, das diejenigen, die jetzt Kinder sind, oder die-
jenigen, die zukünftig geboren werden, eine bewohn-
bare Erde vorfinden. Das ist keine kleine Aufgabe, die 
da vor uns liegt, aber eine, an der sich auch ein klei-
nes Bundesland wie Thüringen beteiligen muss. Das 
ist eine Frage, die wir ohne Zweifel stärker in den 
Blick nehmen müssen als in den letzten Jahren. Ich 
bin gespannt auf die Ideen, die aus diesem Hause 
dazu kommen, wie wir das anpacken, wie wir gemein-
sam dafür sorgen, dass unsere Wirtschaft lernt, we-
niger Ressourcen und Energien zu verbrauchen, dass 
wir es lernen, stärker erneuerbare Energien einzuset-
zen, als uns das bisher gelungen ist, um auch als 
Industrienation Vorbild zu sein für andere Länder. Es 
ist viel von der Globalisierung die Rede. Eine Schat-
tenseite dieser Globalisierung ist ein Wirtschafts-
wachstum in großen Schwellenländern, was zu er-
heblichen Teilen auf Kosten von Umwelt und Res-
sourcen geht. Und wer, wenn nicht die hoch entwi-
ckelten Industriestaaten, ist denn in der Lage, neue 
Wege zu zeigen, voranzugehen, die Technologien 
heute zu entwickeln, die wir morgen und übermor-
gen brauchen, die neuen Produkte zu entwerfen, die 
mit weniger Material und weniger Energie auskom-
men? Deshalb sagen wir, wir wollen hier in Thüringen 
Teil dieser neuen Wirtschaftspolitik sein. Wir wollen 
hier etwas bewegen. Wir wollen unseren Unterneh-
men helfen, auf diesem Weg voranzukommen. Wir 
wollen grüner Motor in Deutschland und in Europa 
sein.  

(Beifall CDU, SPD)  

Ich will zum Schluss noch eine Frage aufgreifen, die 
mich immer besonders beschäftigt hat. Wie kann 
man eigentlich den sozialen Zusammenhalt in einer 
Gesellschaft organisieren?  

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Mit Hartz IV offensichtlich.)  

Auch das ist eine Frage, die drängender wird, eine 
Frage, bei der wir nach neuen Wegen suchen müs-
sen. Ich weiß auch, dass in den vergangenen Jahr-
zehnten Antworten gefunden worden sind auf die 
Frage. Auch die SPD hat zu diesen Antworten bei-
getragen.  

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE: 
Eben nicht.) 

Aber nicht alle Antworten, die wir gefunden haben, 
auch nicht alle Antworten, die die SPD damals ge-
funden und gegeben hat, reichen heute noch aus. 
Wir werden weiterdenken müssen. Wie geht das in 
einer Gesellschaft, die stärker als jemals zuvor in ei-
nem internationalen Wettbewerbsdruck steht, wo Ar-
beitsplätze, die heute hier eingerichtet werden, oft 
morgen und übermorgen schon wieder weiter gewan-
dert sind? Wie geht das in einer Gesellschaft, in der 
die sozialen Voraussetzungen immer unterschied-
licher werden - ich habe das vorhin angeschnitten, 
ein Teil der Gesellschaft, der mit großer Geschwin-
digkeit Entwicklung vorantreibt, international veran-
kert ist, und ein Teil der Gesellschaft, der aufgege-
ben hat, der sich zurückgelassen fühlt -, wie geht 
das? Wie bringen wir das in einer Gesellschaft zu-
einander, ohne dass die Fliehkräfte zu groß werden? 
Wie finanzieren wir solche Fragen in Zukunft? Mir ist 
auch klar, dass wir noch nicht alle Antworten darauf 
im Koalitionsvertrag geben. Ein wichtiges Thema ist 
dabei Kinderarmut, weil hier Chancen verteilt werden. 
Wir haben uns vorgenommen, hier weitere Schritte zu 
gehen bei der Bekämpfung von Kinderarmut. Anfän-
ge sollen gemacht werden mit einem Sozialfonds, der 
dafür sorgt, dass auch Kinder aus Familien, wo das 
mit dem Essengeld schwierig ist, ein warmes Mit-
tagessen in Kindergärten und Schulen bekommen. 
Natürlich kann man das denunzieren als Armenspei-
se, das ist eine leichte Übung, und man kann fordern, 
das muss für alle und sofort zur Verfügung stehen. 
Ich wünsche mir auch, dass wir es hinbekommen, 
dass das Mittagessen irgendwann natürlicher Be-
standteil von Kindergarten und Schule ist, ohne dass 
dafür zusätzliche Kosten für die Eltern anfallen. Das 
ist auch meine langfristige Version. Aber das heißt 
doch nicht, dass wir uns nicht heute auf den Weg 
machen mit den ersten Schritten, die jetzt möglich 
sind, die wir jetzt finanzieren können. Deshalb werbe 
ich dafür, dass wir ernsthaft die Debatte miteinander 
führen, wie wir Schritt für Schritt vorankommen bei 
der wichtigen Aufgabe, den sozialen Zusammenhalt 
in dieser Gesellschaft zu organisieren.  

(Beifall CDU, SPD)  

Dazu gehört auch der Unterschied, den wir nach wie 
vor in unserem Sozialsystem in Ost und West ha-
ben. Die größte Herausforderung ist dabei das Ren-
tensystem. Wir haben das in den Koalitionsvertrag 
aufgenommen. Beide Koalitionspartner wollen sich 
dafür einsetzen, die Rentenangleichung Ost/West 
voranzubringen in den nächsten Jahren. Das wird 
keine einfache Aufgabe sein. Die Koalition in Berlin 
hat dazu auch Aussagen gemacht. Aber auch da sa-
ge ich, es ist eine Aufgabe, die zusätzliches Geld 
erfordert in einer Situation, wo die gleiche Koalition, 
die diese Aussage in Berlin gemacht hat, auf einen 
erheblichen Teil an Einnahmen verzichten will. Ich 
bin gespannt, Herr Barth, wie das am Ende zueinan-
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dergeführt wird. Mindestens 6 Mrd. € sind notwen-
dig, um die Rentenangleichung Ost/West zu machen. 
Jeder, der auch nur ein bisschen von Finanzpolitik 
versteht, der weiß, Steuersenkungen finanzieren sich 
zu einem Teil selbst, aber zu maximal einem Drit-
tel. Das schwankt zwischen 20 und 30 Prozent et-
wa, der Selbstfinanzierungseffekt von Steuerrefor-
men, der Rest ist Hoffnung im Moment, Hoffnung auf 
eine andere Wirtschaftsentwicklung. Nun soll man 
die Hoffnung nie aufgeben, aber in der Finanzpoli-
tik ist Seriosität und Verlässlichkeit auch ein wich-
tiger Pfeiler. Deshalb sage ich noch einmal: Wir wol-
len dafür sorgen, dass bessere Bildung, dass Investi-
tionen in die Zukunft in eine andere Art von Wirt-
schaft und dass Investitionen in den sozialen Zusam-
menhalt auch finanziert werden können. Wir wollen 
dafür sorgen, dass diese Finanzen in den nächsten 
Jahren zur Verfügung stehen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, werte Kolle-
ginnen und Kollegen, diese neue Koalition ist für alle 
vielleicht noch gewöhnungsbedürftig. Wir haben uns 
vorgenommen, gut zusammenzuarbeiten als Koali-
tionsparteien, als Koalitionsfraktionen. Das wird nicht 
immer reibungslos gehen, das ist in keiner Koali-
tion so, aber es soll von dem Willen geprägt sein, zu-
sammen dieses Land weiterzubringen, voranzubrin-
gen, denn wir sind gemeinsam nicht uns selbst ver-
pflichtet, sondern den Menschen, die hier in Thürin-
gen leben. Daran wollen wir uns auch messen las-
sen. Herzlichen Dank. 

(Beifall CDU, SPD) 

Vizepräsident Gentzel: 

Das Wort hat Abgeordnete Astrid Rothe-Beinlich von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 

Sehr geehrter Herr Präsident, ich habe gerade ge-
hört, das ist das erste Mal seit zehn Jahren, dass ein 
Herr Präsident in diesem Hause angesprochen wird,  

(Beifall CDU) 

sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen,  

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das 3-
Mädel-Haus ist gebrochen worden.) 

Ob ich das gut finden muss, müssen wir jetzt nicht 
erörtern, in Ordnung, gut. Und Mädels sind wir, glau-
be ich, auch alle nicht mehr.  

(Beifall DIE LINKE) 

Die Große Koalition hat sich hier heute ausgespro-
chen energisch Mut zugesprochen. Dass dies nottut, 
wissen wir ja nicht erst seit der doch mehr oder min-
der verpatzten Wahl zur Ministerpräsidentin. Auffal-
lend war jetzt auch zu beobachten, wie geklatscht 
wird in diesem Hohen Hause, je nachdem, wer re-
det. Weil wir gerade beim Umgang miteinander sind, 
möchte ich die Stilfrage gern noch einmal themati-
sieren. Es sind ja gerade erfreulich viele anwesend, 
das war heute nicht immer so. Ich glaube, dass ganz 
entscheidend zu dem Umgang, der hier immer wie-
der angesprochen wurde, der neu sein soll, auch 
gehört, dass wir uns tatsächlich alle gegenseitig mit 
Respekt zuhören, auch wenn uns was nicht passt - 
das geht mir auch öfters so, Herr Mohring, ich höre 
Ihnen trotzdem zu -, dass wir uns auf Augenhöhe 
begegnen und dass wir respektvoll miteinander um-
gehen.  

20 Jahre nach der friedlichen Revolution und 15 Jah-
re, nachdem wir nicht mehr im Thüringer Landtag 
waren, sind wir hier wieder eingezogen. Sie können 
versichert sein, dass uns niemand an unsere eige-
ne Geschichte erinnern muss, denn wir erinnern uns 
dieser tagtäglich. Ich selbst habe 1987 mein Enga-
gement in einer kirchlichen Umweltgruppe begon-
nen und war die Jüngste in der Bürgerwache der 
ehemaligen Staatssicherheitszentrale, als diese be-
setzt gehalten wurde. Ich glaube, zum Erinnern für 
die Zukunft, damit wir alle daraus lernen und damit 
wir tatsächlich auch zusammenfinden - denn ich den-
ke, das ist unsere Aufgabe hier in diesem Hohen 
Hause -, gehört, dass wir auch ehrlich sind im Um-
gang mit unserer eigenen Geschichte. Von etlichen 
wurde und wird die Geschichte hier auch immer wie-
der betont. Herr Barth, Sie geben mir heute den 
Anlass, einmal auf die Geschichte der FDP zu ver-
weisen.  

(Beifall DIE LINKE) 

Die FDP hatte 40.000 Mitglieder dank der Integra-
tion der Blockparteien LDPD und NDPD - es sind 
heute wesentlich weniger -, der Ost-FDP und auch 
der Deutschen Forumspartei. Ich will gar nicht wei-
ter auf Ihre Auslassungen von vorhin eingehen. Aber 
seien Sie versichert, zum respektvollen Umgang und 
zu einem ehrlichen Umgang miteinander, um nach 
vorn schauen zu können, auch um zukunftsfähig zu 
sein, gehört, dass wir ehrlich - und zwar alle - zu un-
serer eigenen Verantwortung stehen, dass wir auch 
zur Verantwortung der Blockparteien beispielswei-
se stehen und dass wir uns umfänglich dieser The-
matik widmen, auch und gerade angesichts von 
20 Jahren friedlicher Revolution. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
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Da möchte ich einen Punkt aufgreifen, der mir heu-
te mehrfach aufgestoßen ist, und weil er immer wie-
der kam, möchte ich ihn auch ansprechen. Es ist 
gefährlich, wenn hier im Hohen Hause, wie es immer 
wieder heißt, von den Menschen da draußen und uns 
hier drinnen gesprochen wird. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich möchte uns allen empfehlen - viele von Ihnen, 
von euch sind vor 20 Jahren auf die Straße gegan-
gen mit dem Ruf „Wir sind das Volk!“ -, das sehr ernst 
zu nehmen, was Werner Schulz, wie ich finde, neu-
lich eindrücklich in einer Rede gesagt hat, nämlich: 
„Wir waren nicht nur das Volk, sondern wir sind auch 
heute das Volk und wenn wir das Volk sind, gehört 
dazu, dass wir nicht nach ‚drinnen’ und ‚draußen’ un-
terscheiden, sondern dass wir vor allen Dingen auch 
rausgehen und dass wir niemals die Bodenhaftung 
verlieren.“ Das sage ich auch und gerade an die Rei-
hen der FDP. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn wir Demokratie erfahrbar machen wollen und 
wenn wir dazu einladen wollen, wenn wir Menschen 
für Demokratie gewinnen wollen, wenn wir Mut ma-
chen wollen zu Teilhabe, zu politischem Engage-
ment und wenn wir auch hier in diesem Hause bei-
spielsweise von Minderheitenrechten reden, dann, 
glaube ich, müssen wir bei uns selber anfangen und 
müssen wir auch bei unserer eigenen Sprache an-
fangen, denn Sprache ist oft verräterisch. Und wer 
sich nicht mehr als Teil eines Ganzen selbst begreift, 
auch wir Abgeordneten sind Bürgerinnen und Bür-
ger, der hebt schnell ab.  

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wir  
brauchen keine Besinnungsreden.) 

Ein bisschen Gesinnung kann, glaube ich, nicht scha-
den an mancher Stelle, Herr Barth.  

Lassen Sie mich kurz noch eingehen auf die The-
matik „Bildungspolitik im Koalitionsvertrag“ und na-
türlich auch auf die Ausführungen von Christoph 
Matschie heute hier als unser Minister in diesem 
Bereich. Ich habe sehr interessiert zur Kenntnis ge-
nommen, wie die Gemeinschaftsschule jetzt inter-
pretiert wird, wie sie offenkundig kommen soll als 
eine Schule neben den anderen Schultypen im fest 
gegliederten Schulsystem. Mir hat noch niemand er-
klären können, wie der Übergang tatsächlich gewähr-
leistet sein soll und wo das längere gemeinsame Ler-
nen sich als Ziel für alle längerfristig - so habe ich 
es jedenfalls lange verstanden - tatsächlich wieder-
findet. Aber ich sage ganz deutlich, wir bieten na-
türlich konstruktiv unsere Mitarbeit an, weil es uns 
darum geht, allen Kindern von Anfang an die Türen 

zur Welt zu öffnen. Das beginnt schon mit der früh-
kindlichen Bildung, das setzt sich fort in der Schu-
le, wo wir meinen, dass das längere gemeinsame 
Lernen allen zugute kommen sollte, und das braucht 
manchmal auch Mut zu Reformen im strukturellen 
Bereich. Ich habe große Sorge, wenn wir jetzt nur 
eine weitere Schulform neben vielen anderen etablie-
ren, weil wir nicht den Mut haben, die notwendigen 
Reformen anzugehen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich will auch noch eingehen auf den Bildungsstreik. 
Ich habe ehrlich gewartet, Frau Ministerpräsiden-
tin, dass Sie den Begriff zumindest erwähnen in Ih-
rer Regierungserklärung, das war leider nicht der Fall; 
Christoph Matschie hat es jetzt kurz angesprochen. 
Im Moment sind Räumlichkeiten auch in Thüringer 
Universitäten besetzt und wir solidarisieren uns aus-
drücklich mit den Zielen, die diese jungen Menschen
dort vertreten, weil sie für die Qualität der Lehre strei-
ten, weil sie für andere Studienbedingungen strei-
ten und weil es Ihnen um mehr geht als die Einheit 
von Prüfung und Lehre, wie wir sie gerade erleben, 
nämlich die tatsächlich gelebte Einheit von Lehre 
und Forschung, wie wir sie auch im humboldtschen 
Sinne verstehen. Ich glaube, wir sollten das sehr 
ernst nehmen und deswegen müssen wir auch sol-
che Bewegungen - und das ist eine Bewegung, wenn 
Studierende aller Orten auf die Straßen gehen - sehr, 
sehr ernst nehmen. Das sage ich - das mit dem „auf 
die Straße gehen“ und „Bewegungen“ - auch noch 
in Anlehnung an eine andere Thematik, die mir am 
Herzen liegt. Es ist heute noch einmal erinnert wor-
den an die 1. Plenarsitzung, auf der wir hier verab-
schiedet haben, dass wir uns gemeinsam gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus 
stellen, dass wir gemeinsam für Demokratie, Welt-
offenheit und Toleranz werben. Ich bitte dringend 
darum, wenn dieses Landesprogramm, was jetzt 
kommt, tatsächlich auf den Weg gebracht wird, dass 
dann auch die Begrifflichkeiten mit benannt werden. 
Denn auch da ist Sprache sehr wichtig. Ich warne 
vor einem Extremismuseinheitsbrei, auch wenn wir 
hier sicherlich alle uns einig sind, dass niemand Ext-
remismus gutheißen kann. Aber Rechtsextremismus 
steht für die faschistische Ideologie und für die Fort-
setzung eines Gräuels, das nicht vergleichbar ist mit 
anderen Dingen. Diese Unvergleichbarkeit sollten wir 
auch achten, auch und gerade aus unserer Geschich-
te. Da hoffe ich auch und gerade auf Sie, weil das Er-
innern für die Zukunft von uns allen ausgehen muss 
und wir uns an dieser Stelle keine Grabenkämpfe 
und auch keine Parteistreitigkeiten leisten sollten. 
Danke schön. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 
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Vizepräsident Gentzel: 

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Das Wort hat der 
Fraktionsvorsitzende der Fraktion DIE LINKE, Bodo 
Ramelow. 

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE: 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, der Kolle-
ge Höhn ist wieder da, ich habe mir die Mühe ge-
macht, mir noch einmal Carlo Manzoni zu Gemüte 
zu führen und mich dann doch noch mal zu Wort zu 
melden. Der Koalitionsvertrag entspricht Carlo Man-
zoni, ich habe das noch einmal schnell geprüft, da-
mit Sie auch keine Angst haben, ich habe ihn auch 
schnell noch mal gelesen, das geht ja sehr schnell. 
„Ideologie“, sagt Carlo Manzoni, „ist der Versuch, die 
Straßenbeschaffenheit zu ändern, indem man neue 
Wegweiser aufstellt.“ Ihr seid gerade dabei, so viele 
Floskeln aufzustellen, das entspricht dem neuen Stra-
ßenbelag.  

(Beifall DIE LINKE) 

Aber es gibt auch noch eine zweite Sentenz von 
Carlo Manzoni: „Opposition“ - und deswegen habe 
ich den tiefen Sinn von Carlo Manzoni in der Rede 
des SPD-Fraktionsvorsitzenden verstanden - „ist die 
Kunst, den Ast, auf dem die Regierung sitzt, so abzu-
sägen, dass man selber darauf Platz nehmen kann.“ 
Das stimmt für die SPD.  

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE) 

Das habe ich aber in meiner Erwiderung auf die Re-
gierungserklärung deutlich gemacht, dass ich ja be-
wundere, wie man da kraftvoll Platz genommen hat. 
Ich habe es aber messen wollen an dem Politik-
wechsel und ich habe ein anderes Verständnis für 
Politikwechsel.  

(Unruhe SPD) 

Eine Bemerkung noch, liebe Astrid Rothe-Beinlich, 
Große Koalition, das hatten Sie gerade gesagt, kön-
nen nur Große machen. Dies ist keine Große Koali-
tion.  

Nach dem Redebeitrag von Herrn Barth muss ich 
sagen, ich bitte die FDP endlich, inständig, nach so 
vielen Wochen nach dem Wahlkampf das Plakat vor 
meiner Haustür abzunehmen, da steht drauf: „Rot-
Rot-Grün verhindern - FDP wählen“. Das ist einfach 
gelogen. Wer die FDP gewählt hat, hat Rot-Rot-Grün 
nicht verhindert, nur wer SPD gewählt hat, hat Rot-
Rot-Grün verhindert. Das gehört zur Wahrheit und 
zur Wahrhaftigkeit.  

(Beifall SPD) 

(Zwischenruf aus der SPD-Fraktion:  
Immer noch nicht verwunden.) 

Frau Ministerpräsidentin, zum Schluss spreche ich 
Sie an. Ich wundere mich, Ihr Haus hatte gebeten, 
dass wir Rücksicht nehmen sollten, wenn die Re-
gierungserklärung bearbeitet ist, dass wir möglicher-
weise warten müssen, bis es gestern Abend alles 
so klappt. Wir haben das gemacht. Uns wurde mit-
geteilt, akkurat, dass das mit den Häusern abzustim-
men sei, was denn die Ministerpräsidentin heute in 
ihrer Regierungserklärung erklärt. Ich gehe davon 
aus, dass es dann mit den Häusern auch besprochen 
ist. Deswegen verstehe ich nicht, dass es offenkundig 
eine Doppelspitze in unserer Ministerpräsidenten-
eigenschaft gibt, dass wir eben noch eine zweite Re-
gierungserklärung gehört haben, die uns nicht an-
gekündigt war, auf die wir uns nicht vorbereiten konn-
ten

(Beifall DIE LINKE) 

und bei der wir das Gefühl haben, es war nicht ganz 
klar, ob es der ehemalige Oppositionsvertreter der 
SPD war, der gesprochen hat, der Parteivorsitzen-
de, der dies mit dem Parteitag verwechselt hat mit 
diesem Hohen Haus oder ob Ihre Landesregierung 
in Zukunft von zwei Personen geführt wird, dann 
bitten wir nur um das Verständnis, dass auch die 
zweite Regierungserklärung rechtzeitig abgestimmt 
ist, so dass wir sie auch in unsere Erwiderung mit 
einbeziehen können.  

(Beifall DIE LINKE) 

Ich möchte auf die Details nicht eingehen, ich finde 
es nur verwunderlich, dass zur Eröffnung dieser Le-
gislatur ein allumfassender Minister des Kultusberei-
ches sogleich über GreenTech und über die Abwas-
serbeiträge alles mit abhandelt. Offenkundig könnten 
wir uns ein paar Ministerien sparen, das wäre auch 
gar nicht schlecht, wäre ein echter Sparvorschlag.  

(Beifall DIE LINKE) 

Ich finde nur, es war an der CDU zu besichtigen, 
sie haben nicht geklatscht, stand offenkundig nicht 
im Koalitionsvertrag, dass bei der zweiten Regie-
rungserklärung geklatscht werden muss.  

(Unruhe im Hause) 

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU:  
Das gibt es doch gar nicht.) 

Es zeigt ein bisschen: Hier stolpert zusammen, was 
nicht zusammengehört. Vielen Dank.  

(Beifall DIE LINKE) 
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Vizepräsident Gentzel: 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Deshalb schließe ich den Tagesordnungspunkt 1 und 
wir gehen jetzt gemeinsam in eine Mittagspause. Wir 
setzen, wie von der Vizepräsidentin Dr. Klaubert hier 
noch mal erklärt, die Landtagssitzung um 14.20 Uhr 
fort.  

Werte Kolleginnen und Kollegen, wir fahren fort in 
der Tagesordnung wie besprochen mit Tagesord-
nungspunkt 15

Wahl der Mitglieder der Parlamen- 
tarischen Kontrollkommission  
(ParlKK) gemäß § 18 Abs. 2 des  
Thüringer Verfassungsschutz- 
gesetzes (ThürVSG) 
Wahlvorschläge der Fraktionen  
der CDU und der SPD sowie  
der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksachen 5/79/94 - 

Vorab ein Hinweis: Nach Verfassungsschutzgesetz 
besteht die Parlamentarische Kontrollkommission aus 
fünf Mitgliedern, die zu Beginn jeder Wahlperiode 
vom Landtag aus seiner Mitte mit der Mehrheit sei-
ner Mitglieder, also mit mindestens 45 Stimmen, ge-
wählt werden. Dabei entfallen nach dem d’hondt-
schen Höchstzahlverfahren auf die Fraktionen der 
CDU und DIE LINKE jeweils zwei Mitglieder und auf 
die Fraktion der SPD ein Mitglied. Die Wahlvorschlä-
ge liegen Ihnen in den Drucksachen 5/79 und 5/94 
vor.  

Ich frage zunächst: Ist die Aussprache gewünscht? 
Ich sehe, das ist nicht der Fall. Nach unserer Ge-
schäftsordnung kann diese Wahl durch Handzei-
chen abgestimmt werden. Voraussetzung ist, dass 
kein Mitglied des Landtags dem widerspricht. Möchte 
ein Mitglied des Landtags widersprechen? Ich sehe, 
das ist der Fall, also findet nach unserer Geschäfts-
ordnung eine gemeine Wahl statt.  

Ich will Ihnen den Stimmzettel gern dazu erläutern. 
Sie bekommen einen Stimmzettel mit den Wahlvor-
schlägen der von mir genannten Fraktionen. Sie kön-
nen jedem Abgeordneten ein Kreuz geben, und zwar 
Ja, Nein und Enthaltung ist möglich. Als Wahlhel-
fer berufe ich die Abgeordneten König, Metz und 
Recknagel.  

Ich eröffne jetzt die Wahlhandlung und bitte die 
Schriftführer, die Namen zu verlesen. 

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 

Adams, Dirk; Althaus, Dieter; Augsten, Dr. Frank; Bär-
wolff, Matthias; Barth, Uwe; Baumann, Rolf; Berge-
mann, Gustav; Bergner, Dirk; Berninger, Sabine; 
Blechschmidt, André; Carius, Christian; Diezel, Birgit; 
Döring, Hans-Jürgen; Doht, Sabine; Eckardt, David-
Christian; Emde, Volker; Enders, Petra; Fiedler, Wolf-
gang; Gentzel, Heiko; Grob, Manfred; Günther, Ger-
hard; Gumprecht, Christian; Hartung, Dr. Falk Tho-
mas; Hauboldt, Ralf; Hausold, Dieter; Hellmann, Man-
fred; Hennig, Susanne; Hey, Matthias; Heym, Mi-
chael; Hitzing, Franka; Höhn, Uwe; Holbe, Gudrun; 
Holzapfel, Elke; Huster, Mike; Jung, Margit; Kanis, 
Regine; Kaschuba, Dr. Karin; Keller, Birgit; Kellner, 
Jörg; Kemmerich, Thomas; Klaubert, Dr. Birgit; Kö-
nig, Katharina; Koppe, Marian; Korschewsky, Knut; 
Kowalleck, Maik; Krauße, Horst; von der Krone, 
Klaus; Kubitzki, Jörg; Künast, Dagmar; Kummer, Tilo; 
Kuschel, Frank; 

Abgeordnete Holzapfel, CDU: 

Lehmann, Annette; Lemb, Wolfgang; Leukefeld, Ina; 
Lieberknecht, Christine; Dr. Lukin, Gudrun; Marx, 
Dorothea; Matschie, Christoph; Meißner, Beate; Metz, 
Peter; Meyer, Carsten; Mohring, Mike; Mühlbauer, 
Eleonore Margarete; Pelke, Birgit; Dr. Pidde, Werner; 
Primas, Egon; Ramelow, Bodo; Recknagel, Lutz; 
Reinholz, Jürgen; Renner, Martina; Rothe-Beinlich, 
Astrid; Schröter, Fritz; Schubert, Jennifer; Sedlacik, 
Heidrun; Siegesmund, Anja; Sojka, Michaele; Stange, 
Karola; Tasch, Christina; Taubert, Heike; Untermann, 
Heinz; Dr. Voigt, Mario; Walsmann, Marion; Weber, 
Frank; Wetzel, Siegfried; Wolf, Katja; Worm, Henry; 
Wucherpfennig, Gerold; Dr. Zeh, Klaus. 

Vizepräsident Gentzel: 

Ich gehe davon aus, dass alle Abgeordneten ihrem 
Wahlrecht nachgekommen sind. Deshalb schließe 
ich die Wahlhandlung und bitte um Auszählung der 
Stimmen.  

Vizepräsidentin Hitzing: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir ha-
ben ein Wahlergebnis. Ich stelle folgendes Wahler-
gebnis fest: Für die Wahl von Mitgliedern der Parla-
mentarischen Kontrollkommission gemäß § 18 Abs. 2 
des Thüringer Verfassungsschutzgesetzes wurden 
84 Stimmzettel abgegeben. Anwesende Abgeord-
nete zu Sitzungsbeginn waren 85. 

Herr Abgeordneter Wolfgang Fiedler, mit 50 Jastim-
men, 24 Neinstimmen, 9 Enthaltungen und 1 ungül-
tigen Stimme sind Sie gewählt. Ich frage Sie, neh-
men Sie die Wahl an? 
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(Zuruf Abg. Fiedler, CDU:  
Ich nehme die Wahl an.) 

Herzlichen Glückwunsch. 

(Beifall CDU) 

Herr Abgeordneter Fritz Schröter, Sie haben 59 Ja-
stimmen, 15 Neinstimmen, 8 Enthaltungen, 2 ungül-
tige Stimmen, damit sind Sie gewählt. Ich frage Sie, 
nehmen Sie die Wahl an? 

(Zuruf Abg. Schröter, CDU:  
Ja, ich nehme die Wahl an.) 

Danke schön. Herzlichen Glückwunsch. 

(Beifall CDU) 

Herr Abgeordneter Heiko Gentzel, 61 Jastimmen, 
14 Neinstimmen, 8 Enthaltungen, 1 ungültige Stim-
me, damit sind Sie gewählt. Nehmen Sie die Wahl 
an?

(Zuruf Abg. Gentzel, SPD:  
Ja, ich nehme die Wahl an.) 

Herzlichen Dank und herzlichen Glückwunsch. 

(Beifall im Hause) 

Der Wahlvorschlag der Fraktion DIE LINKE, Herr 
Abgeordneter Dieter Hausold, mit 67 Jastimmen, 
11 Neinstimmen, 4 Enthaltungen und 2 ungültigen 
Stimmen sind Sie gewählt. Ich frage Sie, nehmen 
Sie die Wahl an? 

(Zuruf Abg. Hausold, DIE LINKE:  
Ja, ich nehme die Wahl an.) 

Herzlichen Glückwunsch. Danke schön. 

(Beifall im Hause) 

Herr Abgeordneter Dirk Adams, mit 55 Jastimmen, 
20 Neinstimmen, 7 Enthaltungen und 2 ungültigen 
Stimmen sind Sie gewählt. Nehmen Sie die Wahl an? 

(Zuruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Ja, ich nehme die Wahl an.) 

Herzlichen Glückwunsch. 

(Beifall im Hause) 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 16 

Wahl der Mitglieder der Kommis- 
sion nach Artikel 10 Grundgesetz  
(G 10-Kommission) gemäß § 2 des  
Thüringer Gesetzes zur Ausfüh- 
rung des Artikel-10-Gesetzes  
(AG G 10) 
Wahlvorschläge der Fraktionen  
der CDU und der SPD sowie 
der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksachen 5/80/89 - 

Folgender Hinweis: Gemäß § 2 Abs. 2 des Thürin-
ger Gesetzes zur Ausführung des Artikel-10-Geset-
zes besteht die G 10-Kommission aus dem Vorsit-
zenden, der die Befähigung zum Richteramt haben 
soll, und zwei Beisitzern. Die Mitglieder der Kommis-
sion werden zu Beginn jeder Wahlperiode vom Land-
tag aus seiner Mitte mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
gewählt. Dabei entfallen nach dem d’hondtschen 
Höchstzahlverfahren auf die Fraktion der CDU, die 
Fraktion DIE LINKE und die Fraktion der SPD je ein 
Mitglied.  

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen in den Drucksachen
5/80 und 5/89 vor. Wird Aussprache gewünscht? Ich 
sehe, das ist nicht der Fall.  

Gemäß § 46 Abs. 2 der Geschäftsordnung kann bei 
Wahlen durch Handzeichen abgestimmt werden, 
wenn kein Mitglied des Landtags widerspricht. Gibt es 
Widerspruch? Ja, es gibt Widerspruch. Dann kom-
men wir zur geheimen Wahl.  

Dazu wird wieder wie folgt verfahren: Ich erläutere 
den Stimmenzettel. Für die Wahl erhält jede Abge-
ordnete, jeder Abgeordnete einen Stimmzettel, für 
den sie bzw. er drei Stimmen hat. Es kann jeweils 
entweder Ja, Nein oder Enthaltung angekreuzt wer-
den. Als Wahlhelfer berufe ich die Abgeordneten 
König, Metz und Recknagel. 

Ich eröffne die Wahlhandlung und bitte die Schrift-
führer, die Namen zu verlesen: 

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN:  

Adams, Dirk; Althaus, Dieter; Dr. Augsten, Frank; Bär-
wolff, Matthias; Barth, Uwe; Baumann, Rolf; Berge-
mann, Gustav; Bergner, Dirk; Berninger, Sabine; 
Blechschmidt, André; Carius, Christian; Diezel, Birgit; 
Döring, Hans-Jürgen; Doht, Sabine; Eckardt, David-
Christian; Emde, Volker; Enders, Petra; Fiedler, Wolf-
gang; Gentzel, Heiko; Grob, Manfred; Günther, Ger-
hard; Gumprecht, Christian; Dr. Hartung, Thomas; 
Hauboldt, Ralf; Hausold, Dieter; Hellmann, Manfred; 
Hennig, Susanne; Hey, Matthias; Heym, Michael; 
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Hitzing, Franka; Höhn, Uwe; Holbe, Gudrun; Holz-
apfel, Elke; Huster, Mike; Jung, Margit; Kanis, Re-
gine; Dr. Kaschuba, Karin; Keller, Birgit; Kellner, Jörg; 
Kemmerich, Thomas; Dr. Klaubert, Birgit; König, Ka-
tharina; Koppe, Marian; Korschwesky, Knut; Kowal-
leck, Maik; Krauße, Horst; von der Krone, Klaus; Ku-
bitzki, Jörg; Künast, Dagmar; Kummer, Tilo; Kuschel, 
Frank;  

Abgeordnete Holzapfel, CDU: 

Lehmann, Annette; Lemb, Wolfgang; Leukefeld, Ina; 
Lieberknecht, Christine; Dr. Lukin, Gudrun; Marx, 
Dorothea; Matschie, Christoph; Meißner, Beate; Metz, 
Peter; Meyer, Carsten; Mohring, Mike; Mühlbauer, 
Eleonore Margarete; Pelke, Birgit; Dr. Pidde, Werner; 
Primas, Egon; Ramelow, Bodo; Recknagel, Lutz; 
Reinholz, Jürgen; Renner, Martina; Rothe-Beinlich, 
Astrid; Schröter, Fritz; Schubert, Jennifer; Sedlacik, 
Heidrun; Siegesmund, Anja; Sojka, Michaele; Stange, 
Karola; Tasch, Christina; Taubert, Heike; Untermann, 
Heinz; Dr. Voigt, Mario; Walsmann, Marion; Weber, 
Frank; Wetzel, Siegfried; Wolf, Katja; Worm, Henry; 
Wucherpfennig, Gerold; Dr. Klaus Zeh. 

Vizepräsidentin Hitzing: 

Ich schließe die Wahlhandlung und bitte um Aus-
zählung der Stimmen. 

Werte Abgeordnete, wir haben ein Ergebnis. Zur 
Wahl der Mitglieder der Kommission nach Artikel 10 
Grundgesetz gemäß § 2 des Thüringer Gesetzes zur 
Ausführung des Artikel 10 Grundgesetz wurden 
83 Stimmen abgegeben. Noch mal als Hinweis: Zu 
Beginn der Sitzung waren 85 Abgeordnete anwe-
send. Herr Abgeordneter Fiedler, auf Sie entfielen 
51 Jastimmen, 24 Neinstimmen, 6 Enthaltungen und 
2 ungültige Stimmen. Ich gehe davon aus, dass 
Sie die Wahl annehmen. 

(Zuruf Abg. Fiedler, CDU: Sie haben  
sich nicht getäuscht, Frau Präsidentin.) 

Herzlichen Glückwunsch. 

Frau Abgeordnete Marx, auf Sie entfielen 63 Jastim-
men, 13 Neinstimmen, 6 Enthaltungen und 1 ungül-
tige Stimme. Damit sind Sie gewählt. Nehmen Sie 
die Wahl an? 

(Zuruf Abg. Marx, SPD: Ja.) 

Herzlichen Glückwunsch. 

Herr Abgeordneter Hauboldt, auf Sie entfielen 45 Ja-
stimmen, 33 Neinstimmen, 4 Enthaltungen und 1 un-
gültige Stimme. Damit sind Sie gewählt. Nehmen 
Sie die Wahl an? 

(Zuruf Abg. Hauboldt, DIE LINKE:  
Ja, ich nehme die Wahl an.) 

Herzlichen Glückwunsch. 

(Beifall im Hause) 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 17

Wahl zur Bestimmung der weite- 
ren gesellschaftlich bedeutsamen  
Mitglieder des MDR-Rundfunkra- 
tes 
Wahlvorschläge der Fraktionen  
der CDU und DIE LINKE 
- Drucksachen 5/81/91 - 
dazu: Unterrichtung durch die Prä- 

sidentin des Landtags 
- Drucksache 5/27 - 

Hinweis: Gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 16 i.V.m. Abs. 3 
des Staatsvertrages über den Mitteldeutschen Rund-
funk hat der Thüringer Landtag rechtzeitig vor Ab-
lauf der Amtsperiode des MDR-Rundfunkrats am 
1. Dezember 2009 zwei weitere gesellschaftlich be-
deutsame Organisationen und Gruppen zu bestim-
men. Die Informationen zu den Bewerbern liegen 
Ihnen in der Unterrichtung in der Drucksache 5/27 
vor. Die Wahlvorschläge der Fraktionen der CDU 
und DIE LINKE liegen Ihnen in den Drucksachen 
5/81 und 5/91 vor.  

Wird Aussprache gewünscht? Ich sehe, das ist nicht 
der Fall. Gemäß § 46 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
kann bei Wahlen durch Handzeichen abgestimmt 
werden, wenn kein Mitglied des Landtags wider-
spricht. Gibt es Widerspruch? Ich sehe Widerspruch. 
Dann kommen wir zu einer geheimen Wahl.  

Es wird wie folgt verfahren - ich erläutere den 
Stimmzettel: Für die Wahl erhält jede und jeder Ab-
geordnete einen Stimmzettel, für den sie bzw. er 
zwei Stimmen hat. Es kann jeweils entweder Ja oder 
Nein oder Enthaltung angekreuzt werden.  

Als Wahlhelfer berufe ich die Abgeordneten König, 
Kanis und Recknagel.  

Ich eröffne die Wahlhandlung und bitte die Schrift-
führer, die Namen zu verlesen.  

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 

Adams, Dirk; Althaus, Dieter; Dr. Augsten, Frank; Bär-
wolff, Matthias; Barth, Uwe; Baumann, Rolf; Berge-
mann, Gustav; Bergner, Dirk; Berninger, Sabine; 
Blechschmidt, André; Carius, Christian; Diezel, Birgit; 
Döring, Hans-Jürgen; Doht, Sabine; Eckardt, David-
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Christian; Emde, Volker; Enders, Petra; Fiedler, Wolf-
gang; Gentzel, Heiko; Grob, Manfred; Günther, Ger-
hard; Gumprecht, Christian; Dr. Hartung, Thomas; 
Hauboldt, Ralf; Hausold, Dieter; Hellmann, Manfred; 
Hennig, Susanne; Hey, Matthias; Heym, Michael; 
Hitzing, Franka; Höhn, Uwe; Holbe, Gudrun; Holz-
apfel, Elke; Huster, Mike; Jung, Margit; Kanis, Re-
gine; Dr. Kaschuba, Karin; Keller, Birgit; Kellner, Jörg; 
Kemmerich, Thomas; Dr. Klaubert, Birgit; König, Ka-
tharina; Koppe, Marian; Korschewsky, Knut; Kowal-
leck, Maik; Krauße, Horst; von der Krone, Klaus; Ku-
bitzki, Jörg; Künast, Dagmar; Kummer, Tilo; Kuschel, 
Frank;  

Abgeordnete Holzapfel, CDU: 

Lehmann, Annette; Lemb, Wolfgang; Leukefeld, Ina; 
Lieberknecht, Christine; Dr. Lukin, Gudrun; Marx, 
Dorothea; Matschie, Christoph; Meißner, Beate; Metz, 
Peter; Meyer, Carsten; Mohring, Mike; Mühlbauer, 
Eleonore Margarete; Pelke, Birgit; Dr. Pidde, Werner; 
Primas, Egon; Ramelow, Bodo; Recknagel, Lutz; 
Reinholz, Jürgen; Renner, Martina; Rothe-Beinlich, 
Astrid; Schröter, Fritz; Schubert, Jennifer; Sedlacik, 
Heidrun; Siegesmund, Anja; Sojka, Michaele; Stange, 
Karola; Tasch, Christina; Taubert, Heike; Untermann, 
Heinz; Dr. Voigt, Mario; Walsmann, Marion; Weber, 
Frank; Wetzel, Siegfried; Wolf, Katja; Worm, Henry; 
Wucherpfennig, Gerold; Dr. Zeh, Klaus.  

Vizepräsidentin Hitzing: 

Ich frage: Hat jeder von seinem Wahlrecht Gebrauch 
machen können? Dann schließe ich jetzt den Wahl-
gang und bitte um Auszählung der Stimmen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben 
ein Wahlergebnis:  

Für den Wahlvorschlag der Fraktion der CDU, Ar-
beitskreis Thüringer Familienorganisation e.V., gibt 
es 62 Jastimmen, 16 Neinstimmen, 2 Enthaltungen, 
2 ungültige Stimmen. Ich gehe davon aus, dass der 
Arbeitskreis Thüringer Familienorganisation e.V. die 
Wahl annimmt, und gratuliere von dieser Stelle aus.  

Auf den Wahlvorschlag der Fraktion DIE LINKE, 
BUND Landesverband Thüringen e.V., entfallen 55 
Jastimmen, 20 Neinstimmen, 6 Enthaltungen und 
1 ungültige Stimme, so dass auch der BUND mehr-
heitlich gewählt ist. Ich gehe hier ebenfalls davon 
aus, dass die Wahl angenommen wird, und gratu-
liere von dieser Stelle. Entschuldigung, es wurden 
82 Stimmen abgegeben bei ursprünglich zu Sitzungs-
beginn 85 Abgeordneten.  

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und wir 
kommen zum Tagesordnungspunkt 18 

Wahl von Mitgliedern und deren  
Stellvertretern des Stiftungsrats  
der Stiftung „Gedenken - Erin- 
nern - Lernen. Thüringer Stiftung  
zur Aufarbeitung der SED-Dikta- 
tur“ 
Wahlvorschläge der Fraktionen  
der CDU und DIE LINKE 
- Drucksachen 5/82/90 -  

Folgender Hinweis: Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 der Stif-
tungssatzung gehören dem Stiftungsrat unter an-
derem zwei Mitglieder des Thüringer Landtags an. 
Da die Satzung das Wahlverfahren nicht regelt, findet 
die allgemeine Verfahrensvorschrift des § 9 Abs. 2 
der Geschäftsordnung Anwendung. Danach ist die 
Fraktion der CDU und die Fraktion DIE LINKE für 
je ein Mitglied und dessen Stellvertreter vorschlags-
berechtigt. Die Wahlvorschläge liegen Ihnen in den 
Drucksachen 5/82 und 5/90 vor.  

Ich frage Sie: Wird Aussprache gewünscht? Das ist 
nicht der Fall. Gemäß § 46 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung kann die Wahl mit Handzeichen abgestimmt 
werden, wenn es kein Mitglied des Landtags gibt, 
das widerspricht. Wir haben 2 Widersprüche, somit 
kommen wir zur geheimen Wahl.  

Es wird wie folgt verfahren: Für die Wahl erhält je-
de oder jeder Abgeordnete einen Stimmzettel, für 
den sie bzw. er vier Stimmen hat. Es kann jeweils 
entweder Ja oder Nein oder Enthaltung angekreuzt 
werden. Als Wahlhelfer berufe ich erneut die Abge-
ordneten Kanis und Recknagel und für die Abgeord-
nete König, die bei dieser Wahl selbst als Kandida-
tin antritt, bitte ich den Abgeordneten Dr. Hartung 
als Wahlhelfer zu fungieren.  

Ich eröffne jetzt die Wahlhandlung und bitte die 
Schriftführer, die Namen zu verlesen.  

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 

Adams, Dirk; Althaus, Dieter; Augsten, Frank; Bär-
wolff, Matthias; Barth, Uwe; Baumann, Rolf; Berge-
mann, Gustav; Bergner, Dirk; Berninger, Sabine; 
Blechschmidt, André; Carius, Christian; Diezel, Birgit; 
Döring, Hans-Jürgen; Doht, Sabine; Eckardt, David-
Christian; Emde, Volker; Enders, Petra; Fiedler, Wolf-
gang; Gentzel, Heiko; Grob, Manfred; Günther, Ger-
hard; Gumprecht, Christian; Dr. Hartung, Thomas; 
Hauboldt, Ralf; Hausold, Dieter; Hellmann, Manfred; 
Hennig, Susanne; Hey, Matthias; Heym, Michael; 
Hitzing, Franka; Höhn, Uwe; Holbe, Gudrun; Holz-
apfel, Elke; Huster, Mike; Jung, Margit; Kanis, Re-
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gine; Dr. Kaschuba, Karin; Keller, Birgit; Kellner, Jörg; 
Kemmerich, Thomas; Dr. Klaubert, Birgit; König, Ka-
tharina; Koppe, Marian; Korschewsky, Knut; Kowal-
leck, Maik; Krauße, Horst; von der Krone, Klaus; Ku-
bitzki, Jörg; Künast, Dagmar; Kummer, Tilo; Kuschel, 
Frank; 

Abgeordnete Holzapfel, CDU: 

Lehmann, Annette; Lemb, Wolfgang; Leukefeld, Ina; 
Lieberknecht, Christine; Dr. Lukin, Gudrun; Marx, 
Dorothea; Matschie, Christoph; Meißner, Beate; Metz, 
Peter; Meyer, Carsten; Mohring, Mike; Mühlbauer, 
Eleonore Margarete; Pelke, Birgit; Dr. Pidde, Werner; 
Primas, Egon; Ramelow, Bodo; Recknagel, Lutz; 
Reinholz, Jürgen; Renner, Martina; Rothe-Beinlich, 
Astrid; Schröter, Fritz; Schubert, Jennifer; Sedlacik, 
Heidrun; Siegesmund, Anja; Sojka, Michaele; Stange, 
Karola; Tasch, Christina; Taubert, Heike; Untermann, 
Heinz; Dr. Voigt, Mario; Walsmann, Marion; Weber, 
Frank; Wetzel, Siegfried; Wolf, Katja; Worm, Henry; 
Wucherpfennig, Gerold; Dr. Zeh, Klaus. 

Vizepräsidentin Hitzing: 

Konnte jeder sein Wahlrecht ausüben? Dann schlie-
ße ich jetzt den Wahlgang und bitte um Auszählung 
der Stimmen.  

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben ein 
Wahlergebnis. Es wurden 83 Stimmen abgegeben 
bei ursprünglich 85 anwesenden Abgeordneten. Der 
Wahlvorschlag der Fraktion der CDU, Herr Klaus von 
der Krone, hat 56 Jastimmen, 20 Neinstimmen, 6 Ent-
haltungen und 1 ungültige Stimme erhalten. Herr von 
der Krone, ich frage Sie, nehmen Sie die Wahl an?  

(Zuruf Abg. von der Krone, CDU: Ja.) 

Herzlichen Glückwunsch.  

(Beifall CDU) 

Als Stellvertreter wurde Herr Abgeordneter Dr. Klaus 
Zeh mit 62 Jastimmen, 13 Neinstimmen, 7 Enthal-
tungen und 1 ungültigen Stimme gewählt. Nehmen 
Sie die Wahl an? 

(Zuruf Abg. Dr. Zeh, CDU: Ja.) 

Herzlichen Glückwunsch. 

(Beifall CDU) 

Auf den Wahlvorschlag der Fraktion DIE LINKE, 
Abgeordnete Frau Dr. Karin Kaschuba als Mitglied, 
entfielen 41 Jastimmen, 34 Neinstimmen, 7 Enthal-
tungen und 1 ungültige Stimme. Ich frage Sie, neh-
men Sie die Wahl an? 

(Zuruf Abg. Dr. Kaschuba, DIE LINKE: 
Ja.) 

Herzlichen Glückwunsch. 

Auf Frau Abgeordnete Katharina König als Stellver-
treterin entfielen 33 Jastimmen, 41 Neinstimmen, 
6 Enthaltungen und 3 ungültige Stimmen. Das be-
deutet, Sie sind nicht gewählt worden.  

Ich frage die Fraktion DIE LINKE, ob Sie bei Ihrem 
Wahlvorschlag bleiben, dann würden wir jetzt einen 
zweiten Wahlgang durchführen, oder ob Sie einen 
neuen Wahlvorschlag einbringen wollen, das wür-
de bedeuten, diese Wahl wird zu einer nächsten 
Sitzung vorgenommen.  

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 

Frau Präsidentin, wir bleiben bei unserem Wahlvor-
schlag und würden um nochmalige Wahl bitten.  

Vizepräsidentin Hitzing: 

Das werden wir dann so tun. Das bedeutet, ich un-
terbreche die Sitzung für ca. 15 Minuten. 

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Nein, 
nächsten Punkt aufrufen und weiterma-
chen.) 

Wir unterbrechen für ca. 15 Minuten, um die Wahl-
zettel vorzubereiten, dann geht es weiter. 

Werte Damen und Herren, ich bitte Sie, Ihre Plätze 
wieder einzunehmen; wir fahren in unserer Tages-
ordnung fort. 

Wir kommen jetzt zum zweiten Wahlgang. Für die 
Wahl berufe ich als Wahlhelfer Abgeordnete Kanis 
und Abgeordneten Recknagel. Anstelle von Herrn 
Dr. Hartung wird jetzt Abgeordneter Meyer als Wahl-
helfer berufen. 

Bevor wir mit dem Wahlprocedere beginnen, noch 
eine Frage: Wird eine offene Abstimmung oder eine 
geheime Wahl gewünscht? Gibt es Widerspruch?  

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:  
Geheim natürlich.) 

Geheime Wahl. Dann erkläre ich Ihnen den Wahl-
zettel: Wir sind im zweiten Wahlgang für die Abge-
ordnete Katharina König, Wahlvorschlag der Frak-
tion DIE LINKE. Sie haben jeweils eine Stimme, ent-
weder Ja, Nein oder Enthaltung. 

Ich eröffne jetzt den Wahlgang. 
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Abgeordnete Hennig, DIE LINKE: 

Adams, Dirk; Althaus, Dieter; Dr. Augsten, Frank; Bär-
wolff, Matthias; Barth, Uwe; Baumann, Rolf; Berge-
mann, Gustav; Bergner, Dirk; Berninger, Sabine; 
Blechschmidt, André; Carius, Christian; Diezel, Birgit; 
Döring, Hans-Jürgen; Doht, Sabine; Eckardt, David-
Christian; Emde, Volker; Enders, Petra; Fiedler, Wolf-
gang; Gentzel, Heiko; Grob, Manfred; Günther, Ger-
hard; Gumprecht, Christian; Dr. Hartung, Thomas; 
Hauboldt, Ralf; Hausold, Dieter; Hellmann, Manfred; 
Hennig Susanne; Hey, Matthias; Heym, Michael; 
Hitzing, Franka; Höhn, Uwe; Holbe, Gudrun; Holz-
apfel, Elke; Huster, Mike; Jung, Margit; Kanis, Re-
gine; Kaschuba, Dr. Karin; Keller, Birgit; Kellner, Jörg; 
Kemmerich, Thomas; Klaubert, Dr. Birgit; König, Ka-
tharina; Koppe, Marian; Korschewsky, Knut; Kowal-
leck, Maik; Krauße, Horst; von der Krone, Klaus; Ku-
bitzki, Jörg; Künast, Dagmar; Kummer, Tilo; Kuschel, 
Frank;  

Abgeordnete Mühlbauer, SPD: 

Lehmann, Annette; Lemb, Wolfgang; Leukefeld, Ina; 
Lieberknecht, Christine; Dr. Lukin, Gudrun; Marx, 
Dorothea; Matschie, Christoph; Meißner, Beate; Metz, 
Peter; Meyer, Carsten; Mohring, Mike; Mühlbauer, 
Eleonore; Pelke, Birgit; Pidde, Dr. Werner; Primas, 
Egon; Ramelow, Bodo; Recknagel, Lutz; Reinholz, 
Jürgen; Renner, Martina; Rothe-Beinlich, Astrid; 
Schröter, Fritz; Schubert, Jennifer; Sedlacik, Heidrun; 
Siegesmund, Anja; Sojka, Michaele; Stange, Karola; 
Tasch, Christina; Taubert, Heike; Untermann, Heinz; 
Dr. Voigt, Mario; Walsmann, Marion; Weber, Frank; 
Wetzel, Siegfried; Wolf, Katja; Worm, Henry; Wucher-
pfennig, Gerold; Dr. Zeh, Klaus.  

Vizepräsidentin Hitzing: 

Konnte jeder von seinem Wahlrecht Gebrauch ma-
chen? Dann schließe ich jetzt den Wahlgang und 
bitte um Stimmenauszählung. 

Meine Damen und Herren, wir haben ein Wahler-
gebnis. Zweiter Wahlgang: Es wurden 84 Stimmen 
abgegeben bei 85 ursprünglich anwesenden Abge-
ordneten. Auf Frau Katharina König entfielen 36 Ja-
stimmen, 44 Neinstimmen und 4 Enthaltungen. Damit 
ist Frau Katharina König nicht gewählt. 

Das weitere Verfahren zur Wahl des Stellvertreters 
ist geregelt in der Drucksache 3/970 und bedarf einer 
neuen Vorbereitung. Aus diesem Grund schließe 
ich an dieser Stelle diesen Tagesordnungspunkt. 

Meine Damen und Herren, ich gehe davon aus mit 
Blick auf die Uhr, dass es Ihre Zustimmung trifft, dass 
wir jetzt noch den Tagesordnungspunkt 19 abarbei-
ten und auch die Tagesordnungspunkte 13 und 14, 

die ohne Aussprache anstehen. 

Zur weiteren Information, wenn das Ihre Zustimmung 
findet, werden wir morgen um 14.00 Uhr die Frage-
stunde haben und ca. 15.00 Uhr die Aktuelle Stunde. 
Ich sehe keinen Widerspruch.  

Dann rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 19 

Nachwahl von Mitgliedern in die  
Versammlung der Thüringer Lan- 
desmedienanstalt 
Wahlvorschläge der Fraktionen  
der CDU und der SPD 
- Drucksache 5/83 - 

Hinweis: Gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 22 des Thüringer 
Landesmediengesetzes gehören der Versammlung 
der Landesmedienanstalt unter anderem drei Ab-
geordnete aus verschiedenen Fraktionen an. Die 
Amtszeit beträgt vier Jahre. Die laufende Amtszeit 
endet im November 2011. Nach § 45 Abs. 8 des 
Thüringer Landesmediengesetzes scheidet ein Mit-
glied aus der Versammlung aus, wenn es dem Land-
tag nicht mehr angehört. Nachdem die Abgeordne-
ten Eckehard Kölbel und Reyk Seela nicht mehr dem 
Thüringer Landtag angehören, ist eine Nachwahl 
für die restliche Amtszeit vorzunehmen. Da im Thü-
ringer Landesmediengesetz der Wahlmodus nicht 
geregelt ist, findet die allgemeine Verfahrensvor-
schrift des § 9 Abs. 2 der Geschäftsordnung An-
wendung. Danach sind die Fraktionen der CDU und 
der SPD vorschlagsberechtigt. Der Wahlvorschlag 
liegt Ihnen in der Drucksache 5/83 vor.  

Wird Aussprache gewünscht? Ich sehe, das ist 
nicht der Fall. Gemäß § 46 der Geschäftsordnung 
kann bei Wahlen durch Handzeichen abgestimmt 
werden, wenn es keinen Widerspruch eines Mitglieds 
des Landtags gibt. Gibt es Widerspruch? Ich sehe 
einen Widerspruch. Das bedeutet, wir gehen zur ge-
heimen Wahl über.  

Ich erkläre den Stimmzettel. Für die Wahl erhält jede 
und jeder Abgeordnete einen Stimmzettel, für den 
sie bzw. er zwei Stimmen hat. Es kann jeweils ent-
weder Ja, Nein oder Enthaltung angekreuzt werden. 
Als Wahlhelfer berufe ich die Abgeordneten König, 
Kanis und Recknagel. 

Ich eröffne den Wahlgang. 

Abgeordnete Hennig, DIE LINKE: 

Adams, Dirk; Althaus, Dieter; Augsten, Dr. Frank; Bär-
wolff, Matthias; Barth, Uwe; Baumann, Rolf; Berge-
mann, Gustav; Bergner, Dirk; Berninger, Sabine; 
Blechschmidt, André; Carius, Christian; Diezel, Birgit; 
Döring, Hans-Jürgen; Doht, Sabine; Eckardt, David-
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Christian; Emde, Volker; Enders, Petra; Fiedler, Wolf-
gang; Gentzel, Heiko; Grob, Manfred; Günther, Ger-
hard; Gumprecht, Christian; Hartung, Dr. Thomas; 
Hauboldt, Ralf; Hausold, Dieter; Hellmann, Manfred; 
Hennig, Susanne; Hey, Matthias; Heym, Michael; 
Hitzing, Franka; Höhn, Uwe; Holbe, Gudrun; Holz-
apfel, Elke; Huster, Mike; Jung, Margit; Kanis, Re-
gine; Kaschuba, Dr. Karin; Keller, Birgit; Kellner, Jörg; 
Kemmerich, Thomas.; Klaubert, Dr. Birgit; König, Ka-
tharina; Koppe, Marian; Korschewsky, Knut; Kowal-
leck, Maik; Krauße, Horst; von der Krone, Klaus; Ku-
bitzki, Jörg; Künast, Dagmar; Kummer, Tilo; Kuschel, 
Frank;  

Abgeordnete Mühlbauer, SPD: 

Lehmann, Annette; Lemb, Wolfgang; Leukefeld, Ina; 
Lieberknecht, Christine; Dr. Lukin, Gudrun Martha; 
Marx, Dorothea; Matschie, Christoph; Meißner, Bea-
te; Metz, Peter; Meyer, Carsten; Mohring, Mike; 
Mühlbauer, Eleonore; Pelke, Birgit; Dr. Pidde, Wer-
ner; Primas, Egon; Ramelow, Bodo; Recknagel, Lutz; 
Reinholz, Jürgen; Renner, Martina; Rothe-Beinlich, 
Astrid; Schröter, Fritz; Schubert, Jennifer; Sedlacik, 
Heidrun; Siegesmund, Anja; Sojka, Michaele; Stange, 
Karola; Tasch, Christina; Taubert, Heike; Untermann, 
Heinz; Dr. Voigt, Mario; Walsmann, Marion; Weber, 
Frank; Wetzel, Siegfried; Wolf, Katja; Worm, Henry; 
Wucherpfennig, Gerold; Dr. Zeh, Klaus.  

Vizepräsidentin Hitzing: 

Wenn alle Abgeordneten gewählt haben, dann schlie-
ße ich jetzt den Wahlgang. Ich bitte um Auszäh-
lung der Stimmen.  

Meine Damen und Herren, wir haben ein Ergebnis. 
Bei 81 abgegebenen Stimmen von ursprünglich 85 
anwesenden Abgeordneten entfallen auf Herrn Ab-
geordneten Dr. Klaus Zeh 55 Jastimmen, 23 Nein-
stimmen, 3 Enthaltungen, keine ungültige Stimme. 
Somit sind Sie gewählt. Ich frage Sie: Nehmen Sie 
die Wahl an? 

(Zuruf Abg. Dr. Zeh, CDU: Ja, danke.)  

Danke schön. Herzlichen Glückwunsch.  

Herr Abgeordneter Uwe Höhn, auf Sie entfielen 
54 Jastimmen, 23 Neinstimmen, 4 Enthaltungen, kei-
ne ungültige Stimme. Sie sind somit gewählt. Ich 
frage Sie: Nehmen Sie die Wahl an? 

(Zuruf Abg. Höhn, SPD: Ja.) 

Herzlichen Dank und herzlichen Glückwunsch. 

Ich schließe hiermit den Tagesordnungspunkt 19.  

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 13 

Immunität von Abgeordneten  
des Thüringer Landtags 
Antrag der Fraktionen der CDU,  
DIE LINKE, der SPD, der FDP  
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
- Drucksache 5/68 - 

Wünscht jemand der Einreicher das Wort zur Be-
gründung? Ich sehe, das ist nicht der Fall. Es gibt 
keinen Antrag auf Überweisung an die Ausschüsse. 
Somit kommen wir zur Abstimmung.  

Wir stimmen ab über den Antrag der Fraktionen in 
der Drucksache 5/68. Wer diesem Antrag zustimmt, 
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Wer ist da-
gegen? Wer enthält sich? So wie ich das sehe, gibt 
es keine Gegenstimme und keine Enthaltung. Dann 
ist der Antrag angenommen. Danke schön.  

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 14 

Übertragung von Zustimmungs- 
vorbehalten für den Landtag  
nach der Thüringer Landeshaus- 
haltsordnung (ThürLHO) auf den  
Haushalts- und Finanzausschuss 
Antrag der Fraktionen der CDU,  
DIE LINKE, der SPD, der FDP  
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
- Drucksache 5/69 - 

Wünscht jemand der Einreicher die Aussprache? 
Das ist nicht der Fall. Es gibt keinen Antrag auf 
Überweisung an die Ausschüsse. Wir kommen so-
mit zur Abstimmung. Wer diesem Antrag der Frak-
tionen in der Drucksache 5/69 zustimmen kann, den 
bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Gibt es Ge-
genstimmen? Gibt es Stimmenthaltungen? Bei kei-
ner Gegenstimme und keiner Enthaltung ist auch 
dieser Antrag angenommen.  

Ich bedanke mich und beende für heute die Sitzung. 

E n d e   d e r   S i t z u n g:   17.11 Uhr  



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
  /CalRGBProfile (eciRGB v2)
  /CalCMYKProfile (ISO Coated v2 \050ECI\051)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /sRGB
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo false
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 100
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 100
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 150
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 300
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /ConvertColors /ConvertToRGB
      /DestinationProfileName (sRGB IEC61966-2.1)
      /DestinationProfileSelector /UseName
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing false
      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


